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TEIL I: 
Auseinandersetzung um den FAS-Artikel "Herabwürdigung Andersgläubiger"  

1. Der FAS-Artikel vom 28.12.2008 

"Herabwürdigung Andersgläubiger": Berliner Schulstreit: "Pro Reli"-Vorsitzender wirft Humanistischem Verband Etikettenschwindel vor

2. Erstes Presseecho auf diesen FAS-Artikel

ddp-Meldung auf Linie eins v. 28.12.2008  und verschiedenen anderen WebSites: Pro-Reli-Vorsitzender greift Humanistischen Verband an. HVD »zeichnet sich durch religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen aus«

epd-Meldung auf domradio v. 28.12.2008: „Religionsfeindlich und diffamierend“. Vorsitzender von „Pro Reli“ attackiert Humanistischen Verband

Tagesspiegel vom 29.12.2008: Pro-Reli-Chef kritisiert Humanisten

Berliner Morgenpost v. 29.12.2008: Ethikunterricht: Pro-Reli-Vorsitzender greift Humanistischen Verband an

Junge Welt v. 29.12.2008: Kulturkampfopfer des Tages: Humanistischer Verband

taz.de v. 29.12.2008: Pro Reli heizt ein. Der Vorsitzende der Initiative wirft dem Humanistischen Verband Intoleranz und mangelnden Respekt vor

3. Presseerklärungen  

3.1. Presseerklärung des HVD vom 29.12.2008: Pro Reli betreibt üble Nachrede gegen den HVD. Humanistischer Verband prüft strafrechtliches Vorgehen gegen den Pro Reli - Vorsitzenden Christoph Lehmann
3.2  Presseerklärung der Initiative Pro Ethik vom 29.12.2008: Durchsichtiges Manöver von Pro Reli gescheitert. Unwahrheit und Diffamierung sind schlechte Werbemittel 

4. 
Weiteres Presseecho nach Erscheinen der Pressemitteilungen von HVD und Pro Reli

ddp-Meldung auf www.berlinonline.de am 29.12.2008: Humanistischer Verband prüft juristisches Vorgehen gegen Pro Reli

pr-inside.com v. 29.12.2008: HVD prüft juristisches Vorgehen gegen Pro Reli.  Pro Ethik rügt Diffamierung. 
rbb-online.de v. 29.12.2008: Religion/Bildung:  Verhärtete Fronten im Pro-Reli-Streit

30. Dezember 2008 – 1. Januar 2009

am 30.12.2008

Tagesspiegel: Volksbegehren: Pro-Reli-Streit eskaliert / Von Claudia Keller

Neues Deutschland: Humanisten wehren sich gegen Pro Reli
Neues Deutschland: Hart statt fair:  Martin Kröger sieht den Religionsstreit eskalieren
Junge Welt: Streit um Religionsunterricht wird schärfer. Berlin: Humanistischer Verband prüft juristisches Vorgehen gegen »Pro Reli«

taz: Humanisten wehren sich 

Berliner Morgenpost: Verband prüft Strafanzeige gegen Pro Reli
www.meinespd.net: Pro Reli betreibt üble Nachrede gegen den HVD / von Axel Haese

am 1.1.2009

	Blog auf WebSite "Jüdisches Berlin":
 "pro Reli" -unter der Gürtellinie 

am 2.1.2009

Die Welt: Der Kampf um die Religion in der Schule
 / Von Stefan Schulz 




TEIL II: Auseinandersetzung um den FAS-Artikel "Das Gespenst des Humanismus" 

1. Artikel in der FAS v. 28. Dezember 2008 – S. 4

Das Gespenst des Humanismus: Wie ein atheistischer Freidenker-Verband an staatlichen Schulen die Feindbilder des Kommunismus wiederbelebt - und seine eigene DDR-Vergangenheit leugnet. /  Von Antje Schmelcher
2. Kommentar vom Bundesvorsitzenden des HVD 

Humanistischer Pressedienst hpd v. 29.12.2008: Gespensterjagd auf Humanismus. Kommentar von Horst Groschopp
----------------   Ende der Dokumentation  ----------------
2. Januar 2009

Die Welt: Der Kampf um die Religion in der Schule / Von Stefan Schulz 

Stellungnahme aus der Initiative "Christen pro Ethik" zum Volksbegehren Pro Reli
Tagesspiegel v. 02.01.2009: Gemeinsam über Werte reden. Das Schulfach Ethik fördert in einer Stadt wie Berlin die Integration. Die Entscheidung zwischen Religion und Ethik entbehrt allerdings jeden Sinn. / Von Stephan Frielinghaus
3. Januar 2009

taz: Volksentscheid zu Religionsunterricht: Berliner führen Glaubenskrieg / Von Sebastian Heiser

Berliner Zeitung (Leserbriefe)Ein Volk ohne Religion – ein Volk ohne Kultur?
Grundlage der Ethik ist auch das Christentum / Dr. Ch. Höver, Berlin - Nur mit einigem Krampf durchzusetzen / Klaus Galley, Pfarrer i. R., Berlin - Ohne sie sind Kultur und Geschichte unverständlich / Eberhard Iskraut, Berlin - Es halten wie die Preußenkönige / Werner Lange, per E-Mail -  Ein staatliches Fach zeigt Mangel an Toleranz / Annegret Becker, per E-Mail - Jeder sollte selbst über seine Religion entscheiden können / J. Hantigk, per E-Mail – 

erzbistumberlin.de: Kardinal Sterzinsky im radioBerlin 88,8: „Pro Reli“: Toleranz setzt Identität voraus [image: image1.png]
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Nachtrag vom November 2008

Jüdisches Berlin – Internet-Ausgabe vom 1. November 2008   (gefunden 2.1.2009)
Für und wider »Pro Reli«
Derzeit werden in Berlin Unterschriften für das Volksbegehren »Pro Reli« gesammelt. Die Initiatoren wollen erreichen, dass Schüler künftig zwischen dem bisher alleinigen (neutralen) Pflichtfach Ethik und dem noch freiwilligen Zusatzfach (evangelische, katholische, islamische, jüdische) Religion entscheiden sollen. Zwei Meinungen zum Thema:
PRO
Bei der Diskussion um Religionsunterricht an staatlichen Schulen geht es an die Substanz – es geht um unser Selbstverständnis als Juden in einer nichtjüdischen Mehrheitsgesellschaft –, und das auch noch in Deutschland!
Ein »weltanschaulich neutraler« Ethikunterricht klingt auf den ersten Blick verlockend – die Kinder und Jugendlichen beschäftigen sich gemeinsam, unabhängig von ihrer Herkunft oder Religion mit wichtigen und guten Themen wie »Identität«, »Verantwortung« oder »Schuld, Pflicht und Gewissen«.
Jedoch: die weltanschauliche Neutralität, wie sie die Vertreter des Pflichtfaches Ethik voraussetzen, ist nicht möglich: Menschen haben eine eigene Geschichte und eigene Standpunkte. Als religiöse Minderheit erleben wir tagtäglich, wie sehr die Mehrheitsgesellschaft christlich geprägt ist – selbst Kritik an Religion ist meistens Kritik an der christlichen Religion!
Erst langsam entsteht in der Öffentlichkeit ein Bewusstsein, dass auch andere Religionen gesellschaftlich relevant sind – zu häufig wird dabei jedoch nur der Islam, und zwar als Bedrohung, wahrgenommen. Es ist entscheidend, dass die religiösen Minderheiten – und damit auch die jüdische – ihren Platz im öffentlichen Raum beanspruchen. Sowohl physisch, durch den Bau von Synagogen, als auch geistig, durch die Teilnahme am gesellschaftlichen Diskurs. Gerade als Jüdische Gemeinde sind wir oft zu sehr mit uns selbst beschäftigt und unsere Stimme erklingt zu selten zu gesellschaftlich relevanten Themen!
Wenn es um die Werte-Vermittlung geht, sind sich die großen Religionen und der Berliner Ethik-Rahmenlehrplan in Vielem einig. In den verschiedenen religiösen oder philosophischen Traditionen werden dieselben Werte jedoch ganz unterschiedlich verankert. Ein neutraler Ethikunterricht beraubt die Kinder und Jugendlichen der Möglichkeit, sich in ihrer eigenen Tradition zu verankern. Diese Verankerung muss zunächst gelehrt und gelernt werden, bevor die Kinder und Jugendlichen miteinander sinnvoll ins Gespräch kommen können. Jugendliche in der 7. Klasse sind überfordert, wenn sie in einem interkulturellen Unterricht Experten für Judentum sein sollen. Ein zusätzlicher, freiwilliger Religionsunterricht, der meist an den Rand der Stundentafel gedrängt wird, kann das ebenfalls nicht leisten.
Ideal wäre, wenn ein gemeinsamer Rahmenplan für Ethik- und Religionsunterricht der verschiedenen Religionsgemeinschaften erarbeitet würde, sodass ausgehend von der jeweils eigenen Tradition und Erfahrung von allen die gleichen Themen mit den gleichen Kompetenzerwerbszielen unterrichtet werden. Nachdem die Themen innerhalb einer Religion erarbeitet wurden, sollen sie dann wieder in das Plenum der Klasse zurückgetragen werden – wofür die Initiative »Pro Reli« vorschlägt, dass ein Viertel des Unterrichts gemeinsam stattfindet.
Dass guter Religionsunterricht der bessere Ethikunterricht ist, möchte ich an einem Beispiel aus dem Rahmenlehrplan Ethik zeigen. Beim Thema »Pflicht« fragt er: »Habe ich die moralische Pflicht, einem Obdachlosen eine Spende zu geben?« Selbstverständlich kann das Thema Kindern aufgrund ihrer eigenen Erfahrung in der U-Bahn und mit allgemeinen Texten aus verschiedenen Traditionen nahe gebracht werden. Jedoch: Wie bereichernd wäre der Unterricht für jüdische Schüler/innen, wenn ausgehend vom Obdachlosen in der U-Bahn der Begriff »Mizwa« in seiner ideengeschichtlichen Vielfalt eingeführt und das Thema »Zedaka« behandelt würde, mit klassischen jüdischen Texten und Beispielen aus Jahrhunderten jüdischer Geschichte? Wenn dann im letzten Teil jüdische, christliche und muslimische Jugendliche zusammenkommen, um das erarbeitete Eigene miteinander zu teilen, dann findet wirkliche Begegnung auf der Grundlage eigener reflektierter Identität statt.
Das Grundgesetz hat sich – als Konsequenz aus dem totalitären Anspruch des Nationalsozialismus – beschränkt und den Unterricht in Ethik und Moral aus der Gewalt des Staates an das Gewissen des Einzelnen und an die Religionen verwiesen und ermöglicht diesen auch an öffentlichen Schulen. Diese staatliche Beschränkung und die dadurch gewonnene Freiheit sollten wir nicht aufgeben.     

Rabbinerin Gesa Ederberg 



CONTRA
Während meiner 20-jährigen Lehrertätigkeit an einer Gesamtschule in einem sozial belasteten Innenstadtbezirk Berlins hatte ich mir oft gewünscht, dass Schüler und Schülerinnen sich in einem eigens ausgewiesenen Schulfach Prinzipien sozial verträglichen Zusammenlebens aneignen. Das Fach Ethik trägt diesem Wunsch Rechnung und soll Defizite ausgleichen helfen, zumal andere Erziehungsinstanzen (Familie, Straße, Medien) gar nicht oder destruktiv auf die Charakterbildung von Kindern und Jugendlichen einwirken.
Im Pflichtfach Ethik müssen selbstverständlich alle Schülerinnen und Schüler einer Klasse und somit die von ihnen vertretenen religiösen Bekenntnisse anwesend sein, auch um unter diesem Blickwinkel Kenntnisse, Verständnis und Respekt wechselseitig zu entwickeln. Ich meine, von Angehörigen eines religiösen Bekenntnisses verlangen zu können, dass sie einen entsprechenden Religionsunterricht, der als Bekenntnisunterricht definiert ist, zusätzlich und außerhalb des Rahmens staatlicher Beschulung besuchen. Die klare Trennung von Staat und Religionsgemeinschaft ist ein hohes Gut. Daraus folgt, dass die Beschäftigung mit religiösen Dingen Privatsache ist und auch weiterhin bleiben muss.
Der Titel des Volksbegehrens »Pro Reli« (= für Religion) ist eine hohle Phrase, die darüber hinaus die unausgesprochenen Absichten der Initiatoren kaschiert und folglich irreführend ist. Denn ein besonderes oder zusätzliches Engagement für Religion ist damit nicht verbunden. Im Gegenteil: Schüler und Schülerinnen sollen mittels staatlich sanktionierter Schulpflicht am Religionsunterricht teilnehmen, was sie bislang freiwillig taten oder kein Interesse daran hatten.
Diese Absicht der Initiatoren des Volksbegehrens wird nirgends erwähnt, liegt jedoch auf der Hand: Indem nach ihrem Konzept Religion zum Wahlpflichtfach würde, denn das bedeutet, zwischen Religion und Ethik wählen zu können, aber auch zu müssen, würde das gegenwärtige Schattendasein des Religionsunterrichts (mit staatlicher Hilfe) beendet. (An meiner Schule mit 400 Schülern und Schülerinnen nehmen 10 am Religionsunterricht teil.)
Es darf aber auf keinen Fall dazu kommen, dass es zur Aufgabe des Staates wird, den Religionslehrern 
und -lehrerinnen die Klassen zu füllen. Dies obliegt der Anstrengung der Religionsgemeinschaften.
Würde das Volksbegehren erfolgreich sein, in einen Volksentscheid münden und gegebenenfalls die Schulgesetzeslage entsprechend ändern, muss mit einer verheerenden Folge gerechnet werden, die das Gegenteil zu der von mir im ersten Absatz genannten pädagogischen Hoffnung beinhaltet. Faktisch bedeutet die Unterschrift den Wunsch, dass Angehörige einer Religion sich von in der Schule vermittelter ethischer Verantwortung für die Gesellschaft verabschieden dürften. Auch die als so dringend geforderte Integration unterschiedlicher Kulturen und Traditionen wäre damit in diesem so elementaren Bereich menschlichen Zusammenlebens verhindert. Denn die Konstellation Wahlfreiheit zwischen Ethik und Religion bedeutet Segregation!
Überträgt man die propagierte Wahlfreiheit von der Schule auf die Welt der Erwachsenen, so hieße das, dass auch Standesämter (wie im Deutschen Reich vor dem Bismarckschen Kulturkampf) zu Wahlinstanzen würden und z. B. die wahlfrei religiös geschlossene Ehe ebenfalls amtlichen Status bekäme. (Bundesländer, die über ihr Schulwesen in Kultusministerien entscheiden lassen, sollten für Berlin nicht zu Vorbildern werden.)   Itai Axel Böing 

http://www.jg-berlin.org/beitraege/details/fuer-und-wider-pro-reli-2008-11-01.html
Nachträge 1. bis 22. Dezember 2008

Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung v. 14.12.2008   

Leserbrief zu: "Ist Gott ein Liberaler?", über die Haltung der FDP zu Religion und Kirche von Oliver Hoischen (7.12.):   Wolfgang Lüder als bekennender Atheist wird als "Sturkopf" bezeichnet, wenn er statt "Pro Reli" fordert, dass Berliner Schüler auch etwas über Judentum, Islam, Konfuzius und Kant lernen sollen und er die Kirchensteuer als Machtinstrument der etablierten Kirchen bezeichnet. Was soll an derart liberalem Gedankengut stur sein? Wenn der Parteivorstand der FDP fordert, auch er säkulare Staat müsse ein Interesse an Wertevermittlung und Orientierung haben, heißt das doch noch lange nicht, diese Werte müssten christlich geprägt sein. Diese Werte lassen sich auf weltlich humanitärer Basis viel besser begründen.  Dietrich Mayer, Eppstein

Berliner Zeitung v. 22.12.2008  (Leserbrief)  

Religion gehört in die Freizeit

"Voller Stundenplan geht auf Kosten der Bildung" - mit Landesbischof Wolfgang Huber sprachen Tobias Miller und Tom Röhricht (20./21. Dezember):

Der Bischof irrt, wenn er meint, Religion würde durch das ordentliche Unterrichtsfach Ethik verdrängt. Religion war nach dem 2. Weltkrieg in Berlin, weder in Ost noch in West, ein ordentliches Fach in den staatlichen Schulen. Vielmehr haben die christlichen Kirchen (vor einigen Jahren auch ein Konstrukt islamischer Religionsgemeinschaften) durch Verträge mit dem Senat das Recht erlangt, in den öffentlichen Schulen ihren Religionsunterricht abzuhalten. Das hat in vielen Schulen zu unhaltbaren Zuständen bei der Beaufsichtigung nicht an diesem Privatunterricht teilnehmender Schüler geführt. Ein für alle verpflichtendes Fach Ethik ab der 1. Klasse wäre die einzig sinnvolle Lösung, im Rahmen der Schule Kinder und Jugendliche mit unterschiedlichen Kulturen, Religionen, den Menschenrechten und mitmenschlicher Moral vertraut zu machen. Jeder Schüler kann seine Religion in der Freizeit praktizieren. Das entspricht auch unserem Verfassungsprinzip der Trennung von Staat und Religion.

Ina Lenzner, Berlin
Focus v. 20.12.2008 – Nr. 52/2008

Gesellschaft: 

"Angst vor Gott" - Der Kampf gegen den Atheismus im Osten zwingt die christlichen Kirchen zur Mission über Bande / von B. Esser, U. Plewnia, A. Wendt   [Auszüge]

Nasskalt faucht der Wind um die Verkaufsbuden. Gut drei Stunden hält es Christoph Lehmann schon auf dem Weihnachtsmarkt am Alexanderplatz aus. Der Anwalt kämpft den Kampf seines Lebens. Er will, dass Religion ordentliches Lehrfach wird an den Berliner Schulen.

Seit Wochen trommeln er und Hunderte Mitstreiter für das "Volksbegehren für freie Wahl". 170000 Unterschriften benötigt die Initiative bis zum 21. Januar, mehr als 100000 sind es bis jetzt. Vom Weihnachtstrubel erhoffen sich die Glaubenskämpfer einen Extrasegen an Unterstützung. An diesem Adventssamstag ist davon nichts zu spüren. 80 Unterschriften zählen Lehmann und seine vier Helfer am Ende. Das Stimmensammeln für Gott, es ist ein mühsames Geschäft.
In Berlin gehört Religion nicht zum Fächerkanon. Seit der rot-rote Senat im Sommer 2006 das Fach Ethik ab der 7. Klasse verpflichtend einführte, bröckelt der Zulauf zum Wahlfach Religion, das die Kirchen in den Randstunden erteilen, morgens um seiben oder am späten Nachmittag. Längst hat der Streit um das Fach Religion die Grenzen der kirchenfernen Kapitale – knapp zwei Drittel der Berliner Bevölkerung sind konfessionslos – verlassen. Die Kirchen haben ihn zur Chefsache erklärt. Der Konflikt darüber, so warte der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Robert Zollitsch, kürzlich auf einer gemeinsam mit der Evangelischen Kirche Deutschlands (EKD) einberufenen Tagunge, habe bundesweite Bedeutung.

Für beide Konfessionen entzündet sich an dem Kasus Berlin eine grundsätzlichere Debatte – jene um ihren aktuellen Widerhall in Politik und Gesellschaft. Und zugleich rückt der Streitfall den schweren Stand der Christen in der Diaspora der neuen Länder ins Blickfeld. Auf 23,6 Prozent sank der Anteil der Protestanten und Katholiken an der Bevölkerung dort im vergangenen Jahr – 2003 lag er noch über 27 Prozent. Bald 20 Jahre nach der Wende fällt die Bilanz der "Mission Ost" höchst zwiespältig aus.

„Die Menschen wissen so wenig, weil der Traditionsbruch so radikal war“, beobachtet die Pastorin Jutta Biering-Sieberhain, die im dünn besiedelten brandenburgischen Barnim acht Dörfer betreut. Vier von fünf Bewohnern sind hier ohne Konfession, an manchen Sonntagen predigt die Theologin vor vier Leuten. Solche Zahlen müsse sie hinnehmen, sagt die 53-Jährige. „Sonst würde ich ja verrückt.“
Als One-Woman-Show pilgert Biering-Sieberhain über das hügelige Land, predigt, singt, begleitet auf der eigenen Gitarre, der Organist wurde abgeschafft, Katechetin oder Vikar fehlen ebenfalls. „Die Kirche ist vielen unheimlich“, glaubt die Theologin, die selbst in der DDR aufwuchs. Die aggressive Kirchenfeindlichkeit des SED-Regimes wirke bis heute nach. Und doch betrübt es sie, wenn manche Kinder nicht in ihren Flötenunterricht kommen dürfen nur weil sie eben Pfarrerin ist.
Pragmatismus lautet die Antwort der Pastorin. Sie segnet auch Konfessionslose zur Goldenen Hochzeit. Vor zehn Jahren gründete sie den Kultursommer, der für ein paar Sommertage Leben in die verwaisten Feldsteinkirchen pumpt. In der Seniorenarbeit betreut sie auch Katholiken. „Sonst kämen da nur fünf. So sind es zehn.“
Wer mit den Frontverkündern des Glaubens im Land der Gottfernen spricht, erfährt viel über praktizierteÖkumene und die Beschwernis der täglichen Basisarbeit. Im Erzgebirge, wo der Katholikenanteil weniger als zwei Prozent beträgt, teilt sich Benediktinerpater Georg Roß aus dem Kloster Wechselburg die Seelsorge für 94 Dörfer mit fünf Mitbrüdern. Speziell der Jugendarbeit hat man sich in der 1993 bezogenen Abtei verschrieben. Mit zarten Erfolgen. Zur letzten Jugendvesper am ersten Adventswochenende erschienen mehr als 300 Jugendliche, vor zehn Jahren waren es nur 20. Bis tief in die Nacht feierten die Jungchristen die Vigil und zogen, Taizé-Lieder singend, durch den Ort Wechselburg. „So etwas macht Mut“, sinniert Pater Roß.
In der Benediktinerabtei bieten die Padres auch Religionsunterricht für die katholische Minderheit an. Mit einem Shuttlebus werden die Schüler aus den versprengten Dörfern eingesammelt, 150 Streckenkilometer kommen da oft pro Reli-Stunde zusammen. In der Firmvorbereitung fasst man fünf Jahrgänge zusammen, sonst lohnt der Aufwand nicht. Wenn er in seinem schwarzen Habit eine öffentliche Schule betritt, schlägt dem jungen Pater Georg nicht immer Wohlwollen entgegen. „Viele fürchten, ich würde missionieren“, sagt er. Generell spüre er häufig eine „regelrechte Phobie vor Gott“.
Angst vor der Kirche nennt es der Leipziger Pastor Christian Wolff. Seit einer Weile liegt Wolff, Pfarrer der Thomaskirche, mit der Leipziger Universität im Clinch. Die Uni weigert sich, die 1240 eingeweihte, 1968 auf Geheiß des DDR-Regimes gesprengte und nun als moderner Bau neu errichtete Universitätskirche St. Pauli als eine Stätte des Glaubens zu integrieren. Universitätsrektor Franz Häuser sieht die „Trennung zwischen Staat und Kirche“ in Gefahr. Bizarr: Eine Plexiglaswand soll den Raum in eine „weltliche“ Halle und ein Kirchendrittel teilen. Auch sollte der Bau nicht, wie zuvor jahrhundertelang, „Universitätskirche“ heißen, sondern weltlich neutral „Paulinum“. Vergangene Woche einigte man sich auf einen Kompromiss. Im Untertitel heißt das Paulinum fortan: „Aula Universitätskirche St. Pauli“.
Oft speisten sich die Vorbehalte aus Unwissen, glaubt Pfarrer Wolff. „Das Gros der Ostdeutschen hat vom Christentum das gleiche Briefmarkenwissen wie unsereins vom Islam.“ Wenn es aber darum gehe, den Nachwuchs in kirchlichen Kindergärten und Schulen unterzubringen, wettert der streitbare Gottesmann, „stört Religion auf einmal nicht mehr“. Tatsächlich führen viele konfessionelle Schulen im Osten lange Wartelisten.
Es sind eher Seitenpfade, über die die Kirchen die Menschen zu erreichen versuchen. Über Bildung eben, Sozialarbeit, Kultur oder auch Tourismus.
Im sachsen-anhaltinischen Wittenberg, wo Luther 1517 seine Thesen formulierte, will man „Kontaktflächen zum Glauben schaffen“, wie Stephan Dorgerloh es umschreibt. Der Beauftragte des Rates der EKD für die Luther-Dekade weiß, dass das keine leichte Mission ist angesichts zehn Prozent Protestanten, die es hier noch gibt. Am ehesten gehe das bei Kindern sie laufen beim Martinsumzug mit oder besuchen den Posaunenchor. Die Erwachsenen will der 42-Jährige mit Kunstausstellungen, Konzerten, einem Luther-Pilgerweg und spirituellem Tourismus ansprechen. Auch ein Zentrum für Predigtkultur wird 2009 in Wittenberg seine Arbeit aufnehmen. „So gottfern sind die Menschen hier nicht“, ist Dorgerloh überzeugt. „Die Sehnsucht nach Spirituellem ist nur verschüttet.“
Das religiöse Vakuum weiß der Humanistische Verband Deutschlands (HVD) für seine Expansion zu nutzen. In Berlin avancierte der bundesweit agierende Verein, der sich das schmucke Label des Humanismus anheftet, als sei dieser seine Erfindung, zum größten Konkurrenten der Kirchen. Dort bietet der HVD, dessen 4100 Mitglieder sich aus Atheisten und Areligiösen rekrutieren, den Lebenskunde-Unterricht an, der in der Grundschule alternativ zum Wahlfach Religion belegt werden kann.

In Brandenburg klagte sich der HVD in die Schulen und unterrichtet dort seit 2007 das Fach Weltanschauliche Lebenskunde. In Mecklenburg-Vorpommern versucht er derzeit, mit der Linksfraktion den Religionsunterricht vom Pflicht- zum Wahlfach abzuwerten.

Ziel des Humanistischen Verbands, der Kindergärten, Hospize, Altersheime und in Fürth die erste "humanistische" Privatschule betreibt, ist die Gleichstellung mit Religionsgemeinschaften. Nachgerade in der Hauptstadt sieht HVD-Bundesvorsitzender Horst Groschopp seine antireligiöse Bewegung gut aufgestellt. "Politikern nützt es, bei uns zu sein", sagt Groschopp. Es schadet jedenfalls nicht. Das Amt der Vizevorsitzenden des Berliner HVD, den der Senat mit jährlich 580 000 Euro subventioniert, bekleidet Felicitas Tesch. Sie ist bildungspolitische Sprecherin der SPD in Berlin – und entschiedene Gegnerin eines Wahlpflichtfaches Religion.

http://www.focus.de/panorama/boulevard/gesellschaft-angst-vor-gott_aid_356952.html
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Glauben: Die Sehnsucht nach Sinn bleibt

Die meisten Berliner sind konfessionell nicht gebunden, die Kirchen verlieren Mitglieder. Aber der verschwundene Glaube hat eine Lücke hinterlassen. VON ANTJE LANG-LENDORFF
Nun also Weihnachten. Wenn Heiligabend erst einmal da ist, endet der Adventsstress. Für ein paar Tage hält die Stadt den Atem an. Wer sich mit Freunden oder Verwandten gut versteht, genießt den Rückzug ins Private. Wenn es dazu wider Erwarten auch noch schneien sollte, könnte Weihnachten sogar ein bisschen märchenhaft werden. Aber mehr? Ein Fest der Glaubens? Für die meisten doch eher nicht. 

Berlin ist in weiten Teilen eine säkularisierte Stadt. 60 Prozent der Einwohner gehören keiner Konfession an. Die Mitgliederzahlen der beiden großen christlichen Religionsgemeinschaften sinken seit langem: Vor zehn Jahren hatte die evangelische Kirche 896.000 Mitglieder, Anfang des Jahres waren es noch 689.000. Die katholische Kirche rutschte in derselben Zeit von 345.000 auf 318.000 Mitglieder ab. Selbst wer in der Kirche bleibt, ist nicht unbedingt gläubig: Manche zahlen aus einem diffusen Nostalgiegefühl heraus weiter ihre Steuer. Oder weil sie es prinzipiell doch richtig finden, dass es so etwas wie die Kirchen und ihre sozialen Einrichtungen gibt. 

Religiosität hat in Berlin also wenig Zukunft. Oder etwa doch? 

Selbst bei jenen Aufgeklärten, die sich damit abgefunden haben, keine Antworten auf die letzten Fragen zu bekommen, schleicht sich manchmal ein Gefühl ein, dass etwas fehlt. Die Religion ist verschwunden und hat eine Lücke hinterlassen. Spätestens wenn ein Angehöriger stirbt, drängen sich die Fragen wieder auf: Wo ist er oder sie jetzt? Gibt es ein Leben nach dem Tod? Jeder schustert sich sein eigenes Weltbild zusammen. Das ist die Kehrseite der Aufklärung: Sie hat eine Befreiung bewirkt - und ein Vakuum geschaffen. 

Vielleicht ist es das Bedürfnis nach einer größeren Ordnung, das die Menschen in Prenzlauer Berg seit einiger Zeit in die Kirchen treibt. Am vierten Adventssonntag zog es wieder 300 Leute in die Gethsemanekirche an der Stargarder Straße. "Wir sind eine der wenigen Gemeinden, die wachsen", freut sich Wolfgang Schellig, Vorsitzender des Gemeinderats Prenzlauer Berg Nord, zu der die Kirche gehört. Er erklärt sich das Interesse vor allem durch den Zuzug aus den alten Bundesländern. "Die sind christlich sozialisiert." Manche bringen den Glauben mit. Andere besinnen sich wieder auf ihre christlichen Wurzeln, weil sie auf der Suche sind. "Wir hoffen, auch diesen Menschen Antworten geben zu können", sagt Schellig. 

Viele junge Familien kommen zu den Gottesdiensten und Gemeindeveranstaltungen. Im Schnitt wird jede zweite Woche in der Gethsemanekirche getauft, so Schellig. Möglich, dass die Eltern die eigene Religion an ihre Kinder weitergeben wollen. Vielleicht soll der Nachwuchs auch nur die Chance bekommen, an den christlichen Gott zu glauben. Und so einen Halt zu finden, der den Eltern selbst fehlt. 

Dass der christliche Glaube in der Stadt ein Thema ist, zeigt nicht zuletzt das Volksbegehren Pro Reli. Die Organisatoren geben an, inzwischen 135.000 Unterschriften gesammelt zu haben. Keine geringe Zahl für eine Stadt wie Berlin. 

Vielen Berlinern bleibt das Christentum aber weiter fremd. Sie suchen sich Ersatzrituale im nichtkonfessionellen Bereich. So erzählt eine Mitarbeiterin des Standesamts in Mitte, dass inzwischen deutlich mehr Gäste zu den Trauungen kommen als früher. "Wir haben öfters 200 Leute hier, wenn sich ein Paar das Jawort gibt." Vor 25 Jahren sei das nicht üblich gewesen - der bürokratische Akt wird zur feierlichen Zeremonie aufgewertet. 

Das zeigt sich auch an der Wahl der Örtlichkeit. Das Standesamt Mitte bietet Eheschließungen außer Haus an. So kann man sich etwa in der Nikolaikirche und im Französischen Dom statt von einem Pfarrer von einem Beamten trauen lassen. "Sie sind nicht kirchlich gebunden, möchten aber für Ihre Hochzeit das kirchliche Ambiente und die Feierlichkeit! Geht nicht? Geht doch!", wirbt das Standesamt - wieder ein Hinweis, dass es ein Bedürfnis nach Pathos gibt, das früher kirchlichen Orten und Handlungen vorbehalten war. 

Nach Angaben des Humanistischen Verbands steigt auch die Nachfrage nach nicht konfessionell gebundenen Trauerrednern. Die sorgen für einen würdigen Abschied, ohne dabei unbedingt auf das Christentum zu sprechen zu kommen. Sie passen ihre Aussagen den individuellen Wünschen der Angehörigen an. Klaus Elster, der seit 1983 als Trauerredner arbeitet und Mitglied der Arbeitsgemeinschaft Freier Sprecher Berlin ist, beobachtet dagegen einen anderen Trend. Er berichtet, dass die Zahl der Aufträge zurückgeht. "Die Leute sparen, auch an Bestattungen." 

Manche Berliner wenden sich gleich ganz anderen Religionen zu. Zum Beispiel dem Islam. Von allen Muslimen in Berlin - laut Statistischem Landesamt insgesamt 216.000 - sind etwa fünf Prozent deutscher Herkunft, sagt Dirk Kroegel, stellvertretender Beauftragter für Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften des Senats. Andere beschäftigen sich mit dem Buddhismus. Der Senat schätzt, dass an der Spree rund 6.500 gläubige Buddhisten leben. Seit fünf Jahren wird an Berliner Schulen auch ein buddhistischer Religionsunterricht angeboten, berichtet Kroegel. "Das zeigt, dass sich Interessierte inzwischen stärker organisieren." Tino Suwada vom Buddhistischen Haus Frohnau sagt: "Die Menschen sind zugänglicher für unsere Lehre. Der Buddhismus ist populär." 

Wieder andere Berliner finden bei Hexen und Schamanen ihr Glück. Sie besuchen Seminare und Vorträge. Manche bezahlen ihren geistigen Führern gar den Lebensunterhalt. 

Wer solche Bekehrungen bei Bekannten beobachtet, ist meist skeptisch. Nichts gegen Schamanen. Aber von außen wirkt so ein Schritt, als hätte sich der oder die Betroffene aus dem Kaleidoskop der Religionen und Weltanschauungen eine ausgewählt, die ihm passend erscheint. Genau das widerspricht dem Grundansatz von Religionen:Selbst wenn sie andere Glaubensrichtungen dulden, begreifen sich Religionen doch nicht als eine Option unter vielen. Sie erheben einen Anspruch, das eigene Weltbild als das wahrhaftige darzustellen. 

Andererseits betrachtet man Gläubige auch mit gewissem Neid. Es muss ein schönes Gefühl sein, auf eine gute Macht zu vertrauen, die einen trägt - sei es ein christlicher, muslimischer oder indianischer Gott. Aber selbst gläubig werden? Das funktioniert bei vielen so einfach nicht. Die Sehnsucht nach Sinn bleibt.

http://www.taz.de/nc/regional/berlin/aktuell/artikel/1/die-sehnsucht-nach-sinn-bleibt&src=PR
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Kirche: Bischof Huber sammelt an Heiligabend für Pro Reli

Angesichts der Finanzkrise wettern die Kirchen zu Weihnachten gegen die Vergötzung des Geldes. Auch der Berliner Bischof Huber warnte vor einem „Tanz um das um das goldene Kalb". Er nutze den Andrang in der Kirche auch, um Unterschriften für das Volksbegehren Pro Reli zu sammeln.

Bischof Wolfgang Huber hat an Heiligabend vor der Marienkirche in Mitte Unterschriften für das Volksbegehren „Pro Reli“ gesammelt. Auch zahlreiche andere Gemeinden wollten nach Angaben der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz am Mittwoch Unterschriften für das Anliegen sammeln.

Ziel des Volksbegehrens ist es, dass Schüler frei zwischen Ethik und Religionsunterricht wählen dürfen. Religion ist bisher nur ein freiwilliges Zusatzfach an den Schulen. Bis zum 21. Januar müssen 170.000 gültige Unterschriften gesammelt sein, damit es im Juni 2009 zu einem Volksentscheid kommen kann. 

Noch am 30. November hatte Pro Reli eine Zahl von 70.000 Unterschriften angegeben, was Zweifel am möglichen Erfolg aufkommen ließ. Anfang Dezember starteten die Bischöfe dann die Briefaktion. Kurz vor Weihnachten waren nach Angaben der Initiative bereits 135.000 zusammengekommen. Die Weihnachtsmessen sind nun eine gute Gelegenheit, auch die restlichen 35.000 zu sammeln. 

Bei Hubers Predigt stand allerdings ein anderes Thema im Vordergrund: die weltweite Finanzkrise. Der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche appellierte dabei an die Verantwortung jedes einzelnen. Ein Ausnutzen der persönlichen Freiheit und ein Vernachlässigen der persönlichen Verantwortung habe nun aber „unsere Welt in eine tiefe Krise gestürzt“, sagte der Berliner Bischof am in seiner Weihnachtspredigt. 

Der Boom in den Finanzmärkten sei nicht durch reale Werte gedeckt gewesen und habe sich im Nachhinein betrachtet „ganz deutlich als Tanz um das goldene Kalb“ erwiesen, hatte Huber im Deutschlandradio Kultur gesagt. 

Der höchste Repräsentant von rund 25 Millionen evangelischen Christen warnte vor Schwarzmalerei und riet dazu jetzt nicht auf jede Ausgabe zu verzichten. „Ich meine jedenfalls nicht den hemmungslosen Konsum. Aber mit gezielten Anschaffungen kann man auch ein Zeichen gegen die wirtschaftliche Abwärtsspirale setzen.“AP/dpa//apä
http://www.morgenpost.de/politik/article1004916/Bischof_Huber_sammelt_an_Heiligabend_fuer_Pro_Reli.html
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Straßenumfrage: Woran glauben die Berliner?

Jesus, der Mammon, Buddha oder schlicht sich selbst? Die Berliner sind sehr vielfältig, was ihren Glauben angeht  / Von Henry Matzka
Im ruhigeren Teil der Bergmannstraße in Kreuzberg ist an diesem frühen Vormittag wenig los, nur ein paar Passanten eilen zur Postfiliale gegenüber dem Friedhof Friedrichswerder. "An was ich glaube? Dass ich bald da drüben liegen werde. An sonst nichts mehr!" Die etwa 60-jährige Frau - ihren Namen will sie nicht nennen - sitzt dick eingemummt in einem Rollstuhl und deutet auf die Gräber an der anderen Straßenseite. Eine schwere Krankheit habe sie vor einigen Jahren "aus der Bahn geworfen". Meist bleibt sie bis abends hier und verkauft Erwerbslosenzeitungen. Heute wohl nicht: "Ich glaub auch nicht mehr, dass meine Bekannte noch vorbeikommt. Die wollte mir dicke Wollsocken bringen." 

Desillusioniert ist auch Börnie Steffen, 31, aus Ahrensfelde. Die Mutter zweier Kinder, die auf dem Weihnachtsmarkt an der Gedächtniskirche Glühwein verkauft, ist wütend. "Ich kann an nichts mehr glauben, wenn ich sehe, wie schwierig es ist, meine kranken Kinder ärztlich versorgen zu lassen. Das ist nicht mehr zu bezahlen!" Für ihre Kinder stellt sie anderes zurück, trotzdem müssen sie auf Geschenke bis Anfang Januar warten. "Bis dann steh ich ja noch auf dem Markt." 

Enttäuschungen und Schicksalsschläge können den Glauben an das Leben und andere Menschen nachhaltig zerstören. Auf der anderen Seite ist der "unerschütterliche" Glaube an sich selbst und seine Fähigkeiten hilfreich, um genau solche Krisen zu bewältigen. Das findet auch Selma Özturkmen. "Ich habe immer an mich selbst geglaubt." Einige hundert Meter weiter auf der Bergmannstraße sitzt die alleinerziehende Mutter eines kleinen Sohnes im Café. Die 35-Jährige ist im Aufbruch begriffen, sie verlässt Berlin. Nach der Trennung von ihrem Mann und längerer Arbeitslosigkeit hat sie eine Stelle als Arzthelferin in Köln gefunden. "Mein Selbstbewusstsein wird mir bei den Veränderungen helfen." 

Veränderungen hat die Steglitzerin Anna Luise Wächter, 74, einige in ihrem Leben erfahren. Als Kind hat sie den Zweiten Weltkrieg noch miterlebt, später studiert und als Kartografin im gehobenen Dienst bei einer Bundesbehörde gearbeitet. Die sichere Beamtenstelle gab sie auf: "Das wurde mir alles zu eintönig. Ich habe daran geglaubt, dass es etwas anderes geben muss, was mich mehr ausfüllt." Sie studierte Sozialarbeit und war bis zu ihrem Renteneintritt in verschiedenen sozialen Einrichtungen tätig. Auch jetzt engagiert sie sich weiter und sammelt an der Gedächtniskirche für die Kindernothilfe. "Ich glaube an Gott und die Liebe und an die Kraft, die Veränderungen geben können." 

Thomas Feld ist gerade erst nach Berlin gezogen. Trotz prognostizierter Wirtschaftskrise ist der smarte Anlageberater, der noch bei Freunden in Friedrichshain wohnt, davon überzeugt, dass es bald wieder aufwärtsgeht. "Ich bin sicher, dass der Abschwung nur von kurzer Dauer sein wird. Ich glaube weiterhin an die Kräfte des freien Marktes." Die will der 30-Jährige mit dem geplanten Kauf einer Eigentumswohnung in Prenzlauer Berg selbst mit ankurbeln. 

Helga Kuepers hat mit 46 Jahren noch einmal ein Studium im Fach "Public Health" an der Charité aufgenommen. Ihren Beruf als Software-Beraterin übt die Kreuzbergerin nur noch in Teilzeit aus. "Das ist finanziell etwas schwierig, aber ich glaube an das Positive, das von Neuem ausgeht, sei es im privaten wie im beruflichen Bereich." 

Die Glaubensfrage hat für Peter Farber zunächst einen religiösen Hintergrund, weil er mit dem Katholizismus früh in Berührung kam. Der 55-jährige Buchhändler aus Weißensee ist in einer Kleinstadt aufgewachsen. "Ich bin damals stark von der katholischen Kirche beeinflusst worden." Heute glaubt er mehr an humanistische Werte. "Ich glaube an den gesunden Menschenverstand, an Bescheidenheit und an Fairness im Umgang mit anderen." 

Für die Muslimin Ayse Yarangunu, 36, ist die Antwort auf die Glaubensfrage eindeutig. "Ich glaube an Allah und die Werte, die der Islam vermittelt." Ansonsten kann sie mit der Frage wenig anfangen. Sie betreibt mit ihrem Mann von 6 Uhr morgens bis spätabends den Kiosk in der U-Bahn Altstadt Spandau. "Da komme ich nicht dazu, viel nachzudenken." 

Genauso geht es der gleichaltrigen Ilona Popova im "Check Point Curry". Unablässig strömen die Arbeiter der umliegenden Baustellen zu ihrem kleinen Imbiss am Bahnhof Friedrichstraße und halten sie auf Trab. "Ne, an Liebe, Freundschaft und so etwas glaube ich nicht mehr. Ich glaube nur noch an das, was ich sehe!" 

Im U-Bahnhof Turmstraße sitzt Renate Lange, 55, zusammengekauert in einer Ecke der Vorhalle, um sich vor dem zugigen Wind draußen zu schützen. Sie trägt einen dünnen Mantel und ein schmutziges Kopftuch. Den starren Blick nach vorn gerichtet, verkauft die Kreuzbergerin den Straßenfeger. Ruhig und gelassen antwortet sie auf die Frage. "Ich glaube an die Menschen, die Liebe und die Zukunft." Etwas überraschend, wenn man erfährt, dass die ehemalige Bäckereiverkäuferin seit vielen Jahren krank und arbeitslos ist. "Ich habe einen lieben Freund. Wir leben in getrennten Wohnungen." Ihr ist klar, dass sie nicht mehr in einem "normalen" Beruf arbeiten kann. Sie sagt, dass sie dennoch zufrieden ist. 

An eine gute Zukunft glaubt Hans Dieter Sproten. Der 52-jährige Deutschlehrer an einer Privatschule in Schöneberg hat relativ spät in seinem Leben eine Familie gegründet und ist Vater einer sechsjährigen Tochter. "Vorher hing ich schon mal ziemlich durch. Ich glaube, dass der Zusammenhalt in einer Familie sehr wichtig ist." 

Familie hat Nathalie, 24, aus Moabit, keine mehr. Sie ist als Waise in einem Heim aufgewachsen. Ihren Nachnamen will sie nicht nennen, sie jobbt als Tänzerin und "Modell" in einem Club. "Ich glaube daran, dass ich in zehn Jahren oder so meinen eigenen kleinen Laden habe, irgendetwas mit Mode oder so." 

Andreas Papenfuß aus Spandau glaubt an die Kraft und Wirkung von Musik. Der 41-jährige Taxifahrer gerät ins Schwärmen: "Wenn es mir schlecht geht, höre ich zum Beispiel Neil Young oder Bob Dylan. Fast immer bewegt das bei mir was. Ich kann dann alles andere, was mich belastet, vergessen." Bei seinen Fahrgästen beobachtet er gelegentlich eine ähnliche Wirkung. 

Jürgen Förster ist mit einer kleinen Gruppe Touristen am Alexanderplatz unterwegs. Der 48-Jährige aus Hellersdorf glaubt daran, dass Reisen für ihn sehr wichtig war und ist. "Nur so habe ich andere Kulturen kennengelernt und mehr von fremden Ländern und den Menschen dort verstanden." Diesen inspirierenden Erfahrungsaustausch erlebt Förster auch in Berlin: Seit zwei arbeitet er als Stadtführer. 

In der "Dicken Wirtin" am Savignyplatz sitzt Steffen Rüdrich an der Theke. Der 29-jährige Maler und Lackierer aus Pankow trinkt sein Feierabendbier, nachdem er in einer nahe gelegenen Wohnung mehrere Zimmer gestrichen hat. "Ich glaube, dass meine Zukunft im Ausland liegt. Hier hält mich nichts mehr." Er spricht von Routine und Eintönigkeit, die er verspürt. "Jeden Tag das Gleiche." 

Inzwischen ist es spät am Nachmittag. Die Frau an der Post in der Bergmannstraße packt ihre Zeitungen in das Seitenfach des Rollstuhls und fährt nach Hause. Ihre Freundin hat die wärmenden Socken doch noch gebracht. "So ganz habe ich den Glauben an die Menschen doch noch nicht verloren", sagt sie leise. Als sie um die Ecke biegt, ist im Licht der Straßenlaterne der Anflug eines Lächelns zu erkennen.

http://www.taz.de/regional/berlin/aktuell/artikel/1/woran-glauben-die-berliner/
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Was glaubt Berlin: 
Interview mit Thomas Flierl
"Die Stadt ist voller Weihnachtsbäume, da muss ich keinen eigenen haben"

Thomas Flierl, Exsenator und Philosoph, glaubt nicht an Gott, sondern an das, was die Welt im Kern zusammenhält: Materie. Das heißt nicht, dass er Bibel, Kirchenmusik oder Bischof Huber gering schätzt. VON PHILIPP GESSLER UND ROLF LAUTENSCHLÄGER
Über Thomas Flierl

THOMAS FLIERL (51) ist seit 1998 Mitglied der Linkspartei - früher PDS - und war von 2002 bis 2006 Kultursenator in Berlin. In dieser Funktion war er auch zuständig für religiöse Gruppen und Kirchenfragen. Derzeit ist er stadtentwicklungspolitischer Sprecher seiner Fraktion. Der Sohn des DDR-Architekturhistorikers Bruno Flierl hat 1976 bis 1981 Philosophie an der Humboldt-Universität studiert, anschließend arbeitete er dort als wissenschaftlicher Assistent. Nach Kritik an der offiziellen Baupolitik in Prenzlauer Berg musste er 1985 diesen Posten räumen. Im gleichen Jahr beendete er seine Promotion mit einer Arbeit über die "Ästhetik der Aneignung - Studie zu weltanschaulich-methodologischen Grundproblemen der marxistisch-leninistischen Ästhetik".

taz: Herr Flierl, Sie haben Ihre Mutter bei Ihrer Geburt verloren. Glauben Sie, sie ist jetzt im Himmel? 

Thomas Flierl: Nein. Es gibt keinen metaphysischen Ort oder in diesem Sinne Himmel für mich, an dem sich meine Mutter befinden könnte. Präsent ist sie in der Erinnerung, ihrem Fehlen, meinen Sehnsüchten und Träumen. 

Wie hat Ihr Vater Ihnen gegenüber damals den Tod und das Fortsein erklärt: Hat er ein Bild entworfen, wo seine Frau, Ihre Mutter, sein könnte? 

Das hat er nicht. Als Kind war es für mich sehr wichtig, mit ihm auf den Friedhof zu gehen und das Grab zu sehen. Das war für mich der Ort, den ich mit dem Tod meiner Mutter in Beziehung bringen konnte, aber nicht mit einem Weiterleben woanders. 

Sie war einfach weg! 

Ja. Hinzu kam auch, dass meine Großmutter, die mich und meine Schwester großgezogen hat, den Tod der Mutter und damit die Erinnerung an sie tabuisierte. Das Unglück, das uns und insbesondere meinen Vater traf, wurde verdrängt. Lange Zeit gab es nicht einmal Erzählungen über sie. Das ist vielleicht ein Grund dafür, dass mein Interesse in den vergangenen Jahren gewachsen ist, Geschichten und Spuren von ihr zu entdecken und ihrer Biografie nachzugehen. Es ist ein Suchen, aber eher ein Weg als ein Ort. 

Sind Sie getauft? 

Nein. 

Und Ihre Tochter? 

Auch nicht, sie hat auch keinen Religionsunterricht besucht. 

Hat sie als Kind nach dem lieben Gott gefragt? 

Daran kann ich mich nicht erinnern. Wissen Sie, die Frage nach dem Sinnzusammenhang und nach Orientierung in der Welt, insofern nach dem Absoluten und Universellen hat immer auch etwas mit der Komponente Glauben zu tun. Dazu muss der liebe Gott nicht irgendwo auf einer Wolke im Weltgebäude sitzen. Als jemand, der sich wie ich mit der Problematik von Gottesbeweisen in der Philosophie beschäftigt hat, ist klar, dass man weder beweisen kann, dass Gott existiert, noch dass er nicht existiert. Das habe ich versucht, auch meiner Tochter zu vermitteln. 

Sind Sie selbst Agnostiker oder Atheist? 

Mittlerweile eher Agnostiker. 

Gibt es da eine Entwicklung? 

Durchaus. 

Haben in Ihrer Entwicklung als Kind und Jugendlicher in der DDR dennoch Begriffe wie Glaube, Religion, Gott, Himmel oder Hölle ein Rolle gespielt? 

Religion hat keine Rolle gespielt. Meine Familie war, beiderseits, atheistisch. Selbst meine Großmutter, die noch aus einer anderen Zeit kam, stand der Religiosität und kirchlichem Glauben ablehnend gegenüber. Das rührte auch aus ihrer Kriegs- und Fluchterfahrung her. Meine Familiengeschichte trug schon dazu bei, dass es keine Annäherung, nicht den Halt oder die Hoffnung an die Heilsgeschichte gegeben hat. 

Wie wurde die Welt dann erklärt? 

Wichtig war eine innerweltliche Glaubensbeziehung mit dem Anspruch, die Welt aus sich heraus zu erklären, und wie dieses in eine soziale Fortschrittsutopie münden könnte. Es ging um die Frage, wie sich naturwissenschaftliche und gesellschaftliche Erklärungs- und Entwicklungszusammenhänge darstellen lassen. 

Also marxistisch-leninistisch. 

Ich würde marxistisch-materialistisch sagen und es nicht parteidogmatisch ausdrücken. Wobei dieses materialistische Modell durchaus auch etwas mit Glauben zu tun hatte. Natürlich hatte man Annahmen über die Wirklichkeit, denen man vertrauen wollte. Und natürlich lief man nicht nur wissend, zuversichtlich und kämpfend durch die Welt, sondern musste auch - bei allen Zweifeln - ein Urvertrauen zu dieser Welt haben. 

Aber nicht in Weihnachtsbäume und dergleichen. 

Natürlich gab es Weihnachtsbäume! Interessant - aber nicht als religiös zu bezeichnen - war, dass die Weihnachtszeit stets mit Bachs Weihnachtsoratorium verbunden war. Mein Vater legte auf diese Tradition großen Wert. Da die DDR kulturell eine weitgehend protestantische Veranstaltung war, passte dies zur innerweltlichen Welterklärung und dem Arbeitszentrismus natürlich wunderbar. Wir gingen an Weihnachten oder am Neujahrstag nicht aus religiösen Gründen in die Kirche, aber gern ins Weihnachtsoratorium in die Marien- oder Gethsemanekirche. Wir nahmen dies wahr als einen Sinn- und Erzählungszusammenhang, der menschheitliche Kulturgeschichte repräsentierte. 

Aber die Kirche, das Weihnachtsoratorium oder Bach sind doch keine abstrakten und neutralen Orte, Begriffe oder Inhalte, sondern sie stehen für etwas. 

Ja, für etwas Universelles, nicht zwingend für die christliche Heilsbotschaft, sondern für Werte wie Solidarität, Eigenverantwortlichkeit, Fürsorge für den Nächsten, auch eine soziale und ethische Verantwortung, die schon die Kirchen in der DDR durch ihr kritisches Engagement verkörperten. Aber speziell darum musste man sich nicht der Kirche religiös verbunden fühlen, sondern das hatte eine politische und kulturelle Kraft, die ernst zu nehmen war, mit der man sich auseinandersetzen wollte und konnte. 

Sie waren in Ihrer Zeit als PDS-Kultursenator auch zuständig für religiöse Gruppen und Kirchenfragen. Wir können uns nicht daran erinnern, dass Sie in dieser Richtung auffällig geworden wären. Warum? 

In den ersten rot-roten Koalitionsrunden machten wir den Vorschlag - auch aus Rücksicht auf die politische Verantwortung der PDS als Nachfolger der SED -, dass sinnvollerweise die Verantwortung für die Kirche bei der Senatskanzlei liegen sollte. Dem hat die SPD nicht zugestimmt. Also kam die Sache zu uns. 

Wie haben Sie Gespräche mit Bischof Wolfgang Huber in Erinnerung: Waren die besonders frostig? 

Huber ist ein interessanter, intelligenter und polemischer Mann, mit dem man sich aber gut verabreden konnte. Dass man über meine Arbeit als Kirchenbeauftragter so wenig weiß, hängt sicher auch mit der öffentlichen Wahrnehmung für dieses Teilressort zusammen. 

Berlin gilt als "gottlos". Wandelt sich da etwas? Wird die Stadt religiöser? 

Ja, glaube ich schon. Die westdeutsche Zuwanderung und die entsprechende Sozialisation bringt neue Religiosität in die Stadt. Ebenso die Zuwanderung und die migrantische Kultur - dramatischer, als es zwischen 1945 und 1990 der Fall war. 

Finden Sie, dass die Initiative "Pro Reli" die Stadt spaltet? 

Nein, nicht wirklich. Ich finde, dass sich die Resonanz in erstaunlich engen Grenzen hält. Das wird ein guter Status-Bericht über die Berliner Verfasstheit. Danach wird man zu einer guten, kooperativen Ausgestaltung des Ethikunterrichts mit den Religionsgemeinschaften kommen. 

Sie denken nicht, dass "Pro Reli" das Rennen macht? 

Nein. 

War nicht am Ende auch die PDS ein Türöffner, weil sie der Einführung des Ethik-Unterrichts zugestimmt hat, weshalb es jetzt "Pro Reli" gibt? 

Nicht zwingend. Die militanten Freigeister in Berlin sind eher in der Sozialdemokratie zu finden. Die Linke ist, in Kenntnis ihrer atheistischen Vergangenheit oder Herkunft, nicht so ganz verbissen. Die Erkenntnis, dass es da Bildungsdefizite gibt, dass da ein Teil von Weltkultur zu wenig vermittelt wurde, solche Ansichten findet man eher bei der Linkspartei. 

Fänden Sie es denn schlimm, wenn es Religion als ordentliches Wahlpflichtfach gäbe, wie es "Pro Reli" fordert? Es ist doch immerhin eine weitere Option für die Schüler. 

Aber es ist die schlechtere Option. 

Warum? 

Weil die bekenntnishafte Vermittlung einer Religion unter Hinzuziehung von Fenstern anderer Religionen gerade nicht eine weltanschaulich und ethisch neutrale Fundierung ist, sondern genau die Einheit von Staat und Kirche im Bildungswesen herstellt, die Deutschland nur partiell überwunden hat. 

Aber in die Aufklärung und den Humanismus sind ja auch die Zivilisationsleistungen des Christentums eingedrungen. 

Richtig. Dass eine abendländische Kulturgeschichte ohne die Berücksichtigung des Christentums nicht auskommt, ist doch völlig klar. 

Und ohne Kenntnisse der Bibel versteht man etwa die ganze Kunstgeschichte nicht. 

Wir sind beieinander, dass die Bibel in ihren Grundzügen im Kern eines europäischen Bildungskanon bleiben sollte. Kein Problem. Aber die Frage ist, ob das in einem von der Kirche unterwiesenem Religionsunterricht zu erfolgen hat. 

Wie haben Sie sich denn Ihre Kenntnisse über die Bibel angeschafft: Haben Sie die Bibel denn irgendwann mal gelesen? 

Ja, an bestimmten Punkten, wo es nötig war, aber nicht von vorne bis hinten. Ich habe natürlich die Weihnachts- und Passionsgeschichte gelesen. 

Wird man eigentlich, wenn man älter wird, gegenüber Religion oder Mythen offener, toleranter, als wenn man ein junger Kommunist ist? 

Ich war kein Kommunist, ich war auch kein Marxist-Leninist. Ich maß die DDR an ihrem Anspruch, wurde deshalb Sozialist, aber immer wieder für "feindlich-negativ" gehalten. Die DDR war halt eine Diktatur. Das Problem ist: Das will heute keiner wahrhaben. Aber, bezogen auf Ihre Frage: Man wird offener, natürlich. 

Zum Abschluss und zum Fest: Was ist für Sie am schlimmsten, am schwersten zu ertragen: ein Weihnachtsmarkt, ein Weihnachtsbaum oder Bischof Hubers Weihnachtspredigt? 

(lange Pause) 

Sollen wir die Frage noch mal wiederholen? 

Hubers Weihnachtspredigt habe ich noch nie gehört - da hätte ich auch kein sonderliches Interesse, muss ich gestehen. Für Weihnachtsmärkte fehlt mir (noch) die Muße. Die Stadt ist voller Weihnachtsbäume, da muss ich auch in diesem Jahr keinen eigenen haben.

http://www.taz.de/nc/regional/berlin/aktuell/artikel/1/die-stadt-ist-voller-weihnachtsbaeume-da-muss-ich-keinen-eigenen-haben&src=PR 

Die Welt v. 24.12.2008  (Leitartikel)

Der Widerstand gegen Diskriminierung des Religionsunterrichts wächst

Bildung ohne Religion? / Von Gerd Held
Am heutigen Heiligabend werden viele Menschen in den Kirchen sein. Sie werden der Weihnachtsgeschichte aus der Bibel zuhören, sie werden die Lieder und Lichter aufnehmen und die Worte des Vaterunsers mitsprechen. Unter den Menschen wird es viele geben, die das eigentlich nicht gewohnt sind und etwas unbeholfen die Hände falten. Diese schlichte Scheu ist der Weihnacht sehr angemessen. Sie passt zu Gottes Ankunft an diesem Abend besser als eine donnernde Glaubensgewissheit oder ein demonstratives Niederfallen in den Staub. Die Heilige Nacht ist eine stille Nacht. Gerade in den etwas unbeholfenen Gesten wird Religion gelebt - öffentlich mitten in unseren Städten. Ohne diesen Heiligabend wäre unser Land ärmer und hätte weniger Vertrauen.
Man stelle sich nun vor, aus den deutschen Schulen würde die Religion verbannt. Es gäbe keinen Religionsunterricht mehr, sondern es würde nur noch allgemein über die Religionen berichtet. Dort wäre Gott nur noch eine völkerkundliche Größe. "Es gibt Leute, die glauben an diesen oder jenen Gott", würde es heißen. Damit würde man alle existenziellen Fragen ausschließen. Man würde den Schülern die Möglichkeit nehmen, durch Lehrer gelebte Religion zu erfahren und mitzumachen. Es wäre so, als sollte man das Schwimmen dadurch lernen, dass man sich über das Schwimmen "informiert" - bei strengem Verbot, das Ufer zu verlassen und ins Wasser zu springen. Wo Religion so auf den Seziertisch gelegt wird, nehmen Glaube, Liebe und Hoffnung Schaden. Die Kraft, in diesem Leben Bindungen einzugehen, kann sich nicht entwickeln. Wie sollen die jungen Leute sich auf einen bestimmten Berufsweg festlegen, wenn nur noch "auf Sicht" gesteuert werden darf? Wie sollen sie einen Baum an ihrer Straße hüten, wenn sie ihn nicht als Schöpfung wahrnehmen können? Wie sollen sie einen anderen Menschen lieben können, wenn alles multikulturell relativ ist? Wo Gott aus der Bildung entfernt wird, wird es um den Menschen herum leer. Es wächst dann die Neigung zur Selbstermächtigung, zur Suche nach geschichtsmächtigen Führern, Parteien oder Popstars. Demgegenüber war es sehr bedeutsam, dass unser Grundgesetz das Recht aller Schüler auf Religionsunterricht festlegte.
Nun gibt es aber mitten in diesem Land eine Diskriminierung des Religionsunterrichts. Ausgerechnet in Berlin, der deutschen Hauptstadt, hat man Religion durch ein neues Pflichtfach "Ethik", das weltanschaulich und religiös "neutral" sein soll, ersetzt. Religionsunterricht ist nur noch ein Zusatzangebot. Es ist gewissermaßen zur Privatsache in der Schule degradiert worden. Das ist das Werk der rot-roten Koalition in Berlin, und es ist tatsächlich ein Stück kultureller Einheitsfrontpolitik. Vorher hatte es im Westen der Stadt Religionsunterricht gegeben, im Osten waren alle religiösen Bezüge entfernt worden. Es wäre denkbar gewesen, diese beiden Bildungstraditionen in einem gleichberechtigten Nebeneinander von Ethik- und Religionsunterricht aufzunehmen. Aber die SPD hat mit dem Schuljahr 2006/2007 einseitig den Ostweg gewählt. Für die Leser dieser Zeitung in anderen Bundesländern mag das kaum glaublich klingen. Man stelle sich vor, die SPD würde Ähnliches in Nordrhein-Westfalen versuchen. Ihr würde eine Welle des Protests wegen massiver Bildungsmanipulation entgegenschlagen. In Berlin jedoch regiert ein Argument, das an Orwell erinnert: Der Religionsunterricht würde einseitige Bindungen fördern und damit die Integration gefährden. Demnach kann Integration nur dort stattfinden, wo am Schultor alle tieferen Überzeugungen abgegeben werden - die Aufgabe der Anerkennung eines wirklich anderen käme gar nicht mehr vor. Die Schüler wären einem Hütchenspiel der Einheitspartei des Sozialen ausgeliefert.
Gegen diese Einschränkung der Bildungsfreiheit regt sich nun Widerstand. Eine Initiative "Pro Reli" sammelt Unterschriften für ein Volksbegehren. Die Position der Initiative ist bescheiden. Sie will nicht ihrerseits allen Schülern das Fach Religion auferlegen, sondern sie plädiert für eine Gleichberechtigung beider Optionen: Religionsunterricht oder Ethikunterricht. Die Schüler sollen wählen können. 135 000 Unterschriften hat "Pro Reli" bisher gesammelt. Das erscheint wenig, aber es ist angesichts der Berliner Verhältnisse beträchtlich. Die Religion muss sich ihren Platz in dieser Stadt erst wieder erarbeiten. Das ist kein Grund zum Verzagen, sondern eine durchaus christliche Ausgangslage. Warum sollte man da nicht mittun? Die Unterschriftenlisten liegen auch an diesem Heiligabend aus. http://www.welt.de/welt_print/article2927224/Bildung-ohne-Religion.html

Leserbriefe dazu in der Welt v. 27.12.2008
Postmoderner Einheitsbrei

Ihre Zeilen könnten noch ruhig etwas zugespitzt werden. Denn während die Kirchen ihre Lehrpläne mit Lehr- und Lernzielen selber formulieren und vom Staat nur auf Verfassungstreue hin untersucht werden, möchte der rot-rote Senat der Bevölkerung des Landes Berlin einen geistigen Maulkorb verpassen, indem er eben diese Lernziele selber definieren und festlegen möchte.

Niemand hindert den durchröteten Berliner Senat daran, ethische Lerninhalte so zu formulieren, dass sie sich nach und nach gegen ein religiöses Lebensverständnis richten. Wir haben dann einen psychoethischen Einheitsbrei, der selbst der schon angegrauten postmodernen Lebensphilosophie so langsam zuwider ist.

Das Selbstverständnis der christlichen Kirchen wird im staatlichen Ethikunterricht nur im Kontext seines eigenen Selbstverständnisses formuliert. Seine Aufgabe, neutral zu sein, wird vom Staat auf diese Weise prompt unterlaufen. Besten Dank und frohe Weihnachtstage. Ernst Frommeyer, per E-Mail

Auch wenn in Deutschland die Mehrheit der Bürger einer Religion angehört, halte ich es für eine gute Regelung, dass mit dem Fach Ethik ein allgemeines Fach geschaffen wurde, welches keinen Schwerpunkt auf die eine oder andere Weltanschauung legt. Was ist so schlecht daran, dass jemand, der mehr über die Religion erfahren will, etwas mehr Zeit investiert, um sich dieses Wissen dann in einer extra Stunde anzueignen?

Es gibt dazu übrigens auch noch den Religionsunterricht in den Kirchen. Und wie kommen Sie überhaupt darauf, dass es ohne Religion nicht geht?

Sie behaupten, Liebe und Hoffnung nehmen Schaden, es würde dann Kraft fehlen, Bindungen in diesem Leben einzugehen oder sich auf einen bestimmten Berufsweg festzulegen. Wollen Sie damit sagen, dass ein nicht religiöser Mensch nicht zu richtiger Liebe, Hoffnung etc. fähig ist?

Kann man die Natur nicht auch schützen und bewahren, wenn man nicht an die göttliche Schöpfung glaubt? Warum muss man Religionsfreiheit immer gleich negativ besetzen? Ein bisschen mehr Toleranz täte hier sicher gut. Mit den besten Wünschen für ein besinnliches Weihnachtsfest 
W. Maschke, per E-Mail - http://www.welt.de/welt_print/article2935202/Leserbriefe.html

Tagesspiegel vom 24.12.2008
Weihnachten: Gott oder Geld

Die Frage zur Krise: Worauf kommt es im Leben an? Von Bischof Wolfgang Huber 

 „Heut schließt er wieder auf die Tür zum schönen Paradeis“ – so wird es in diesen Weihnachtstagen in vielen Gottesdiensten erklingen. Nicht in nur Berlin, sondern in aller Welt wird Weihnachten gefeiert, das Fest der Geburt Jesu Christi. In der Geburt dieses Kindes gründet die christliche Kirche. Im Kommen Gottes in unsere Welt wurzelt unsere Zuversicht. Der Blick auf die heilige Familie bestärkt die Hoffnung, dass die Gemeinschaften, in denen wir leben, eine gute Zukunft haben. 

Christliche Gemeinden haben ein besonderes Verhältnis zur Feier der Weihnacht; mit großer Liebe werden die Gottesdienste für diese Tage vorbereitet. Doch die Weihnachtsbotschaft strahlt darüber aus: Gott beschenkt die Welt. Seine Güte und seine Barmherzigkeit sind ein Hoffnungslicht für die ganze Erde. Weihnachten ist deshalb für unsere Gesellschaft insgesamt so wichtig wie für die Kirche.

Deshalb werden Lichter angezündet weit über den Kreis der Christen hinaus. Es kommen Menschen in Gottesdienste, die sich sonst nicht zu den christlichen Gemeinden halten. Auch sie fühlen sich durch das Fest beschenkt. Deshalb machen sie einander Geschenke. 

Weihnachten ist ein christliches Fest; doch die Weihnachtsbotschaft enthält eine Wahrheit, die für alle Menschen gut und heilsam ist. Schon in der ersten Heiligen Nacht wird dies sichtbar. Zur Krippe kommen arme Hirten genauso wie wohlhabende Weise aus dem Morgenland. Die Unterschiede zwischen ihnen verlieren vor diesem Kind alles Trennende. Im Staunen sind sie vereint; ihre Dankbarkeit überschreitet Grenzen. Wer auf das Kind in der Krippe des Stalls von Bethlehem blickt, begegnet der Menschenfreundlichkeit Gottes. Deshalb leuchtet der Stern von Bethlehem weiter als alle glitzernde Reklame. Er bietet eine Orientierung, an die man sich halten kann im Leben und im Sterben. In Gottes Gnade hat unsere Würde ihren Grund. Darauf können wir uns verlassen – über unseren Tod hinaus.

Was im Stall von Bethlehem geschah, hat sich auf eine besondere Weise als wertebildend erwiesen. Alle Weltreligionen haben je auf ihre Weise eine Bedeutung für die Wertorientierung der Menschen – auch wenn man keine von ihnen auf die Rolle einer „Werteagentur“ reduzieren darf. Denn jede Religion richtet sich auf eine Wahrheit, die ihre Bedeutung in sich selbst hat – über alle gesellschaftlichen Werte hinaus. Deshalb umfasst Religion mehr als nur Ethik – nämlich einen Halt, der nicht vom eigenen Handeln und Verhalten abhängt. Doch auch das andere trifft zu: Religiöse Überzeugungen prägen unser Verhalten und unsere Maßstäbe. Wer sich mit einer unantastbaren Würde beschenkt weiß, wird diese Würde auch in jedem anderen Menschen wahrnehmen und achten. 

Schon deshalb gibt es in einem aufrichtigen Dialog der Religionen für fundamentalistische Absolutheitsansprüche keinen Ort. Aber auch eine relativistische Gleichgültigkeit bietet dafür keine Grundlage. Nötig ist vielmehr eine überzeugte Toleranz. Sie verbindet Klarheit über den eigenen Ort mit der Teilnahme am Leben des anderen; sie verknüpft, anders gesagt, Identität mit Verständigung. 

Beides muss auch zur Geltung kommen, wenn es in der öffentlichen Schule um Wertorientierung und deren Begründung geht. Auf die Vielfalt religiöser und weltanschaulicher Orientierungen bietet deshalb ein staatliches Einheitsfach keine zureichende Antwort. Man muss der Verschiedenheit Raum geben und so ein Gespräch zwischen unterschiedlichen Positionen in Gang bringen. Darauf zielt das Volksbegehren, das die Wahlfreiheit zwischen Religionsunterricht und Ethik erreichen will. Damit soll dem christlichen Religionsunterricht an den Berliner Schulen ein angemessener Ort gegeben werden, aber nicht ihm allein. Es geht nicht um Sonderrechte für die christlichen Kirchen, sondern um Fairness und Wahlfreiheit für Schülerinnen und Schüler. 

Kindern und Jugendlichen sollen Tiefe und Weite der biblischen Überlieferung und die Kraft einer christlichen Werteorientierung nahegebracht werden. Sie sollen Klarheit über ihre eigene religiöse Identität gewinnen und dadurch die Fähigkeit zum Dialog mit anderen entwickeln. Dafür sollen Begegnungsphasen zwischen den Teilnehmern des Ethik- und des Religionsunterrichts Raum bieten. 

Gerade das Weihnachtsfest 2008 führt uns vor Augen, wie wichtig religiöse Bildung ist. Die krisenhaften Entwicklungen dieses Jahres stellen uns vor die Frage, worauf es im Leben letztlich ankommt: Gott oder Geld. Nachdrücklich hat uns dieses Jahr davor gewarnt, Irdisches zu vergötzen und aus Menschlichem Göttliches zu machen. Um uns davor zu bewahren, wird Gott selbst Mensch. Wir werden geradezu auf das erste Gebot gestoßen: „Ich bin dein Herr, dein Gott. Du sollst keine anderen Götter haben neben mir.“ Viele Menschen haben ihr Herz nicht an Gott gehängt, sondern an Gewinn. Nun drängt der Verlust vergänglicher Werte zur Besinnung auf die Werte, die bleiben.
Der Autor ist Vorsitzender des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland 
http://www.tagesspiegel.de/berlin/Weihnachten-Finanzkrise;art270,2691566

Leserbrief dazu, der an den Tagesspiegel ging (vom Autor am 26.12.2008 erhalten)
Demokratie ist doch etwas sehr Schönes. Der Bürger wählt seine Regierung, wobei die entstehenden Koalitionen nicht unbedingt nach seinem Geschmack ausfallen. Nach vier oder fünf Jahren kann er dann erneut hoffen, die ihm als besonders günstig erscheinende Parteien-Konstellation zu erreichen. Nun sind irgendwelche Überdemokraten auf die unglückselige Idee verfallen, mit Bürgerbegehren und Bürgerentscheid die Regierungsarbeit noch während der Legislaturperiode zu torpedieren. Wer beteiligt sich an einem Bürgerbegehren gegen Bürgerbegehren?
Zur Sache: Nachdem ich in der Hoffnung auf ein friedliches Weihnachtsfest die Weihnachtsausgabe (sprich ProReli-Kampfschrift) des Tagesspiegel verinnerlicht habe und wahrscheinlich auch noch im Weihnachtsrätsel Anregungen finden werde, für ProReli zu votieren, mache ich mir meine Gedanken: 
1) Nichts wird nach dieser Aktion, gleichgültig ob es zum Entscheid kommt oder nicht, so sein wie es war. Nachbarn, die miteinander harmonierten, werden sich fortan beargwöhnen: Ist der vielleicht auch so einer...? Dabei war bisher Kirchgang so privat wie Reiten oder Briefmarken sammeln. 

2) Nach unverhohlen eingestandenen Verdummungen von Mitbürgern, die mit ihrer Unterschrift genau das Gegenteil, nämlich Ablehnung zu dokumentieren glaubten, nach Bischofsbriefen an alle Kirchensteuerzahler, die (Gott sei Dank) Kirchenaustritte provozierten, nach Elternbriefen aus der Schule heraus, die teilweise sogar an Versprechungen von Süßigkeiten im "Erfolgsfalle" gekoppelt waren, nach Zweckentfremdung der Kirchenkollekte (Volkstrauertag!) und nach herzerweichendem Ministranteneinsatz bei der Christmette frage ich mich, wie viele sittlich gereifte Christen nicht der Versuchung werden widerstehen können, einfach mal den Unterschriftsbogen für ihre nichtsahnenden Nachbarn auszufüllen? Es merkt ja doch keiner. Auf den Landeswahlleiter kommt viel Arbeit und noch mehr Verantwortung zu. Und das auf unser aller Kosten! 
3) Obwohl ich sicher bin, dass sich auch die übrige Berliner Presse ebenso wie der Rundfunk den Einflüsterungen finanzstarker und einflussreicher Kirchenkreise nicht vollständig verschließen kann, ziehe ich für meinen Teil die Konsequenz: Dies ist nicht mehr meine Zeitung, deren Inhalt ich seit den Tagen Erik Regers gern gelesen und lange Zeit als einigermaßen ausgewogen empfunden habe. Betrachten Sie mein Abonnement als mit sofortiger Wirkung gekündigt.    Wolfgang Seidel, Berlin.
Berliner Zeitung v. 24.12.2008 (Leserbrief)

Staatliche Einheitsethik

Berlin: "Die christliche Gesellschaft gibt's nicht mehr" von Jan Thomsen (22. Dezember):

Der von mir sonst sehr geschätzte Senator Ehrhart Körting verteidigt den Berliner Sonderweg des (nur) zusätzlichen Religionsunterrichts. Aber wie im wirklichen Leben ist auch in der Politik ein Sonderweg meist ein Irrweg. Wie Ehrenmorde und viele andere Integrationsprobleme zeigen, ist unser Sonderweg alles andere als ein Zukunftsmodell. Das erkannten auch unsere Regierenden. Aber Berlin möchte das durch unseren Sonderweg produzierte Problem nicht wie die anderen Bundesländer über den Weg unseres Grundgesetzes lösen. Nein, wir in Berlin wissen es ja immer besser! Wir suchen nach dem nächsten Sonderweg und erfinden eine staatliche Einheitsethik, als Pflicht für alle. Angeblich wunderbar neutral, aber tatsächlich der Weltanschauung der "Humanistischen Lebenskunde" zum Verwechseln ähnlich. Ob Herr Körting über Weihnachten die Zeit zur Lektüre des Rahmenlehrplans Ethik findet? Gisela Füßlein, Berlin

Tagesspiegel v. 24.12.2008
Ministranten sammeln für „Pro Reli“
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170 000 Unterschriften muss die Initiative „Pro Reli“ bis zum 21. Januar sammeln, damit es in Berlin zu einem Volksentscheid kommt. Bisher sollen 135 000 Unterstützer zusammengekommen sein. Auch in den Gottesdiensten am Heiligen Abend will Pro Reli sammeln. So sollen alle Kirchgänger eine Weihnachtskarte mit der Aufschrift „Pro Reli wünscht Ihnen gesegnete Weihnachten“ erhalten, der ein Unterschriftenbogen beigelegt ist. In den katholischen Kirchen könnten die Ministranten die Karten am Eingang verteilen, sagt Stefan Förner, Pressesprecher des katholischen Erzbistums. „Das ist eine der guten Ideen, die wir hatten, als es um die Frage ging, wer denn am Heiligen Abend sammeln kann.“ Viele Ehrenamtliche hätten die ganze Weihnachtszeit über Unterschriften gesammelt und wollten am Heiligen Abend eine Pause machen. Dagegen habe jede katholische Kirchengemeinde Ministranten, die in den Messen ohnehin benötigt würden. „Aber ob man es so macht, ist letztlich Sache der einzelnen Gemeinde.“ bel     http://www.tagesspiegel.de/berlin/;art270,2691575
Nürnberger Nachrichten v. 24.12.2008
"Christus - wer soll das gewesen sein?" / von Harald Baumer

Protestanten und Katholiken als Minderheit: Sie stellen in Berlin nicht einmal mehr ein Drittel der Bevölkerung  "Christus - wer soll das gewesen sein?" 

BERLIN - Ist Deutschland ein christliches Land? Die meisten werden mit "Ja" antworten. Doch ausgerechnet für die deutsche Hauptstadt gilt das nur noch eingeschränkt. Nur 22 Prozent der Berliner gehören noch der evangelischen kirche an, bei den Katholiken sind es gar weniger als zehn Prozent.

Die Berliner Weihnachtsgeschichte, die im Folgenden erzählt wird, klingt ein wenig anders als das, was man gemeinhin darunter versteht. Evangelische und katholische Pfarrer plaudern gelegentlich darüber. Da betreten neugierige Jugendliche aus der Nachbarschaft zufällig eine Kirche. Und eine ihrer ersten, arglosen Fragen lautet: "Wieso hängt denn da einer an der Wand?" Jesus Christus, geboren von der Jungfrau Maria, am Kreuz gestorben für die Menschen, auferstanden - als gesichertes Wissen darf man das in der größten deutschen Stadt offensichtlich nicht mehr betrachten. 

Eine derartige Ahnungslosigkeit ist natürlich die Ausnahme, denn auch Atheisten kennen die Kernbotschaft des christlichen Glaubens. Häufig sogar noch besser als solche, die sich nach Kommunion oder Konfirmation nie mehr haben sehen lassen. Doch um eine Erkenntnis kommt man trotzdem nicht herum: Berlin ist, im strengen Sinne, keine christliche Stadt mehr. Obwohl jährlich noch Millionen Menschen den Dom, die Hedwigskathedrale und die Gedächtniskirche besuchen. Häufig aber nur als Touristen. 

Knapp 750.000 Hauptstädter gehören der evangelischen Kirche an. Das sind etwa 22 Prozent der 3,4 Millionen Einwohner. Eine qualifizierte Minderheit, immerhin. Weit schlimmer sieht es bei den Katholiken aus. Mit 320.000 Gemeindegliedern schaffen sie nicht einmal mehr zehn Prozent der Bevölkerung. Die Muslime sind kräftig am Aufholen und stellen bereits gut sechs Prozent aller Berliner (214.000 Menschen). 

Ethik als Pflichtfach
Die nackten Zahlen sind das eine, die Konsequenzen daraus das andere. 2006 hat der Berliner Senat, also die Landesregierung, das Fach Ethik zur Pflicht an allen Oberschulen der Stadt gemacht. Eine Wahlfreiheit zwischen den Fächern Religion und Ethik, wie von den Kirchen gewünscht, gibt es nicht mehr. Zwar müssen die Schulen auf Nachfrage Religionsunterricht zulassen, das schreibt das Grundgesetz vor. Doch dieser wird in der Regel auf die Nachmittage verlegt. Wer die Leidenschaft der Schüler für Zusatzstunden kennt, der kann sich vorstellen, dass dies nicht unbedingt ein Erfolgsmodell ist. 

Die Kirchen kämpfen nach Kräften dagegen an - ganz vorne unter den Protestierenden hat sich der Berliner Bischof und Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) eingereiht. Wolfgang Huber unterstützt die Initiative "Pro Reli", die per Volksentscheid den Religionsunterricht einführen will. "Gerade in einer multikulturellen Stadt wie Berlin", so Huber, sei es wichtig, den Kindern die Wahlmöglichkeit zu bieten, und nicht alle Menschen im Zwangsfach Ethik "über einen Kamm zu scheren". 

Vorwürfe im Internet
Für seinen Einsatz muss sich der Bischof beschimpfen lassen. Ein "Theofrust Unglaub" wirft ihm in den Weiten des Internet vor, auf "hinterhältige Art" und mit "Gehirnwäsche" die Menschen zum "Glauben verführen" zu wollen. Der Meinungskampf wogt hin und her in der Hauptstadt. In Radiospots werben Prominente wie Günther Jauch ("Wir brauchen Ihre Hilfe") und Hertha-Kapitän Arne Friedrich ("Unterstützen Sie uns mit Ihrer Unterschrift") für den Religionsunterricht. Selbst die Bundeskanzlerin mischte sich ein und nannte den Ethik-Zwang "völlig unpassend". Auf der anderen Seite stehen Männer wie Ex-Bürgermeister Walter Momper, die das Fach Ethik als Chance für alle Schüler begreifen, sich mit den Grundwerten der freiheitlich-demokratischen Gesellschaft auseinanderzusetzen. 

Die Entchristlichung der Gesellschaft ist keine Berliner Ausnahmeerscheinung, sondern sie wird hier nur besonders deutlich. Eine Studie der Forschungsgruppe Weltanschauungen zeigt: Nur in der Hälfte von 18 deutschen Großstädten stellen Katholiken und Protestanten noch eine Mehrheit - in Essen zum Beispiel mit 70 Prozent, aber auch im übrigen Westen der Republik wie in Nürnberg, Köln und Bremen. Im ostdeutschen Halle ist das Ergebnis für die Kirchen am frustrierendsten: Nur 11,9 Prozent nennen sich hier noch Christen. 

In einem Unternehmen, das vergleichbare Rückgänge zu verzeichnen hätte, würden alle Alarmglocken läuten. Doch Bilanzen sind nicht alles. Daran erinnerte Pfarrer Hans-Georg Filker von der Berliner Stadtmission bei einem Vortrag. "Zahlen blenden uns nicht und sie schrecken uns auch nicht", sagte er. Es gehe um jeden einzelnen: "Nichts entschädigt mehr als die Freude eines Menschen, der das Evangelium gehört, verstanden, aufgenommen und ihm geantwortet hat."
http://www.nn-online.de/artikel.asp?art=941446&kat=3

27. Dezember 2008
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Kampagne: 
Tausende Unterschriften für Pro Reli

"Die schönsten Weihnachtsgeschenke, die ich mir gewünscht hatte, habe ich auch bekommen", sagt Christoph Lehmann.

"Und sie haben keinen auch nur einen Pfennig gekostet." Ehrenamtliche Mitarbeiter konnten über die Weihnachtsfeiertage mehrere tausend Stimmen für die Kampagne Pro Reli sammeln. Lehmann, Initiator des Aufrufes für die freie Wahl zwischen Ethik- und Religionsunterricht an Berliner Schulen, ist begeistert von dem Sammelerfolg in den vergangenen Tagen.

"Wir hatten vor Weihnachten mit den Berliner Kirchengemeinden gesprochen, und 260 Gemeinden hatten ihre Unterstützung zugesagt", sagt Lehmann. Mit einem Volksbegehren will der Verein Pro Reli e.V. genügend Stimmen sammeln, um ein Volksbegehren in Gang zu setzen. 135 000 Stimmen habe man bereits zusammen, 171 000 gültige Stimmen müssen es bis zum 21. Januar 2009 sein. "In nahezu allen Bundesländern ist Religion ein Fach wie jedes andere", sagt Lehmann. "Nur in Berlin kann der Religionsunterricht nur zusätzlich besucht werden, während der staatliche Ethikunterricht aber ein Pflichtfach für alle ist."

In den Berliner Kirchen, die Weihnachten nahezu alle bis auf den letzten Platz besetzt waren, wurde die Möglichkeit genutzt, Stimmen zu sammeln. So gab es etwa vor dem Berliner Dom lange Schlangen, einige Gotteshäuser wurden sogar geschlossen.

In einigen Gemeinden ließen die Pfarrer die Unterschriftenbögen auf die Bänke legen, in anderen verteilten sie Mitglieder vor der Kirche. Einige Pfarrer baten um Unterstützung des Volksbegehrens und riefen nach der Predigt zum Unterschreiben auf. Vor der Luisenkirche in Charlottenburg hatte Susanne Metzger Heiligabend alle Hände voll zu tun. "Ich komme mit dem Verteilen kaum hinterher", sagte die junge Frau. "So eine Nachfrage hatte ich nicht erwartet." Am 26. Dezember wurde noch vereinzelt vor Kirchen gesammelt. Auch vor der Pfarrkirche zu den heiligen Zwölf Aposteln in Schlachtensee. Dort sammelten auch Lehmanns Söhne Matthias und Konstantin. "Wie viele Unterschriften wir jetzt insgesamt haben, weiß ich noch nicht", sagte Lehmann. "Das wird Anfang Januar ausgezählt sein." Bereits vor den Feiertagen hatten sich schon zehn volle Postkästen im Büro des Vereins angesammelt.

http://www.morgenpost.de/printarchiv/berlin/article1005227/Tausende_Unterschriften_fuer_Pro_Reli.html
Tagesspiegel v. 27.12.2008
Kirchen haben ihr Geschenk noch nicht ausgepackt

Weihnachtsgottesdienste warben kräftig für das Volksbegehren „Pro Reli“ Initiatoren hoffen jetzt auf mehrere zehntausend Unterschriften. / Von Benjamin Lassiwe
Die Weihnachtskarte mit dem Unterschriftenbogen lag im Liedblatt oder wurde von Ministranten an der Tür verteilt. Fast alle Kirchengemeinden haben die gut besuchten Weihnachtsgottesdienste genutzt, um Unterschriften für das Volksbegehren „Pro Reli“ zur Einführung eines Wahlpflichtfaches Religion an Berlins öffentlichen Schulen zu sammeln. Auch Bischof Wolfgang Huber, Ratsvorsitzender der Evangelischen Kirche Deutschlands, sammelte mit. Vor der Marienkirche am Alexanderplatz, wo sich schon um 16 Uhr eine bis zur Bushaltestelle an der Spandauer Straße reichende Warteschlange für die eine Stunde später beginnende Christvesper gebildet hatte, wünschte Huber den Kirchgängern „Frohe Weihnachten“ und warb um Unterstützung für das Volksbegehren. 

Viele Menschen kamen gezielt auf den Bischof zu, um zu unterschreiben. „Mein Sohn geht auf eine kirchliche Schule, da weiß ich, wie guter Religionsunterricht aussieht“, sagte eine Besucherin. Bis zum 21. Januar muss „Pro Reli“ 170 000 gültige Unterschriften wahlberechtigter Berliner vorweisen, um einen Volksentscheid im Land herbeizuführen. Kurz vor Weihnachten hatte man erst 135 000 beisammen. Die Initiatoren setzen sich für die Wahlfreiheit zwischen dem bekenntnisfreien Unterrichtsfach Ethik, dass im Jahr 2006 verpflichtend für alle Schüler ab der 7. Klasse eingeführt wurde, und dem Religionsunterricht ein.

Vor allem die Gottesdienste am Heiligabend, zu denen hunderttausende Berliner und ihre Gäste kamen, waren für viele Kirchengemeinden die letzte Chance, eine nennenswerte Anzahl kirchenferner Menschen mit dem Anliegen des Volksbegehrens zu erreichen. Allein am Berliner Dom, in dem am 24. Dezember insgesamt sechs Gottesdienste stattfanden, wurden 10 000 Unterschriftenbögen an die Besucher verteilt. In der katholischen Sankt-Hedwigs-Kathedrale rief Erzbischof Georg Kardinal Sterzinsky zur Unterstützung des Volksbegehrens auf. In allen katholischen Gemeinden seien Unterschriften gesammelt worden, sagte Pressesprecher Stefan Förner. Ergebnisse gebe es aber noch nicht.

In der Kirchengemeinde am Humboldthain im Wedding erhielten die Besucher des Krippenspiels die Unterschriftenbögen gleich am Eingang. Manche füllten den Bogen noch in der Bankreihe aus und warfen ihn in die am Ausgang bereitgestellten Pappkartons. Auch in der Matthäuskirche in Steglitz riefen Pfarrerin Regine Becker und Vikarin Anja Siebert die Besucher schon vor Beginn der Christvespern um Unterstützung für das Volksbegehren auf. Und auch als sich um 23 Uhr hunderte Menschen an der Dorfkirche Marienfelde einfanden, um bei einem Becher Glühwein zur Musik des örtlichen Posaunenchores Weihnachtslieder zu singen, sammelten Gemeindeglieder Unterschriften für „Pro Reli“. 

Die Verantwortlichen waren am zweiten Weihnachtsfeiertag zufrieden. „Wir hoffen darauf, einige zehntausend Unterschriften gesammelt zu haben“, sagte der Vorsitzende der Volksbegehren-Initiative „Pro Reli“, Christof Lehmann. „Genaue Zahlen haben wir noch nicht, aber unsere Bitte, am Heiligen Abend Unterschriften zu sammeln, ist in den Gemeinden gut angenommen worden.“ Ähnlich äußerte sich der Sprecher der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg, Volker Jastrzembski. Ihm sei bislang lediglich eine Zahl aus der Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche bekannt: Dort hätten etwa 4000 Gottesdienstbesucher am Heiligen Abend 324 Unterschriften für „Pro Reli“ hinterlassen. „Aber viele Besucher haben den Unterschriftenbogen mit nach Hause genommen“, sagt Jasztrembski.

Das Volksbegehren „Pro Reli“ ist nur eines von mehreren aktuellen: Ab Ende Januar will eine „Initiative für Genuss Berlin“ 170 000 Unterschriften gegen das Rauchverbot in Gaststätten sammeln. Die Initiatoren des Volksbegehrens „Mehr Demokratie beim Wählen“ hoffen ebenfalls darauf, genug Unterstützung für einen Volksentscheid noch 2009 zu bekommen. Außerdem wird seit Jahren ein Volksbegehren zur historischen Bewahrung der Museumsinsel vorbereitet. 
http://www.tagesspiegel.de/berlin/Pro-Reli-Volksbegehren-Berliner-Senat-Berliner-Schule;art270,2692491
28. Dezember 2008

Tagesspiegel v. 28.12.2008 (Leserbriefe)
Glaube und Handeln gehören zusammen

Zur Diskussion über Religion als Pflichtfach an Berliner Schulen

Ethik ist ein vom Staat verordnetes neues Pflichtfach, Religionsunterricht eine zusätzliche freiwillige Arbeitsgemeinschaft, in die Randstunden oder in den Nachmittag „verbannt“. Diese Berliner Schulordnung führt dazu, den Religionsunterricht auf subtile Weise nach und nach unmöglich zu machen. Ich weiß, wovon ich rede. Schon meine vier Kinder und erst recht meine Enkel haben unter den Berliner Bedingungen des Religionsunterrichtes leiden müssen.
Es ist vernünftig und zukunftsweisend, für alle Schüler eine Wahlmöglichkeit zwischen Ethik und Religion zu ermöglichen, das heißt: beide Angebote als Pflichtfächer auszuweisen. Und wer meint, dabei käme im Religionsunterricht die Ethik zu kurz, der möge nur das Gleichnis Jesu vom barmherzigen Samariter lesen. Glaube und Handeln gehören zusammen.
So wie ich nicht möchte, dass meine Enkel Musikunterricht bei einem unmusikalischen Lehrer haben, so möchte ich nicht, dass sie von einem „unreligiösen“ Lehrer in die Welt der Religionen eingeführt werden. Ich habe zum Beispiel das Judentum weniger durch Bücher kennengelernt, sondern durch jüdische Mitbürgerinnen und Mitbürger, die in ihrer Person, also „von innen her“, mir ihren Glauben erfahrbar gemacht haben.
Eins ist mir sicher bei der gegenwärtigen Berliner Regelung: Die Koranschulen in Berlin werden in Zukunft größeren Zulauf bekommen. Dr. Martin Kruse, Altbischof und Stadtältester von Berlin

hierzu Leserbrief (am 30.12.2008 vom Autor erhalten):

"Herr Dr. Martin Kruse, Altbischof und Stadtältester von Berlin, plädiert in einem Leserbrief an den TAGESSPIEGEL für ProReli unter anderem mit dem Argument, er möchte nicht, daß seine Enkel von einem "unreligiösen" Lehrer in die Welt der Religionen eingeführt werden. Warum endet er dann aber sein Plädoyer mit den ersichtlich als Warnung gemeinten Worten: "Eins ist mir sicher bei der gegenwärtigen Berliner Regelung: Die Koranschulen in Berlin werden in Zukunft größeren Zulauf bekommen."? Warum freut er sich nicht darüber, daß zumindest moslemische KInder dann die von ihm gewünschte Erziehung durch einen "religiösen" Lehrer bekommen? Nun, er weiß, daß die kirchlichen Institutionen jedenfalls nicht mit so etwas rechnen können. Eben deshalb wollen er und seine Mitstreiter-Hirten die potentiellen Schäfchen zur sogenannten Wahlfreiheit zwingen. Dies ist der Kern von Herrn Kruses Pudel."

Prof. Dr. Georg Geismann, Berlin (www.georggeismann.de)

Es geht nicht darum, ob man Religionsunterricht wählen darf oder nicht, sondern ob man das allgemeine Pflichtfach Ethik abwählen darf. Denn auch weiterhin wird jeder, der will, am Religionsunterricht teilnehmen können; alles andere wäre verfassungswidrig. 
Der Senat respektiert nicht nur die Grundrechte, sondern er trägt auch den Umständen Rechnung: In Berlin leben Einwohner aus 187 Nationen, von denen sich nur ein knappes Drittel zum Christentum bekennt, während knapp zwei Drittel konfessionslos sind. Großstadttypisch bleiben immer stärker moralische Grundsätze rücksichtslos unbeachtet, vor allem, was Gewaltanwendung betrifft, und die auch von der Kirche vorgetragene Klage über den allgemeinen Werteverfall beantwortet der Senat dadurch, dass er die bisher über mehrere Fächer verteilten Aspekte ethischer Unterrichtung in einem neuen Pflichtfach bündelt: eine sachgerechte und verfassungskonforme Verbesserung. 
Wenn christliche Eltern ihre Kinder diesem für alle verbindlichen Fach entziehen wollen, handeln sie nicht anders, als wenn muslimische Eltern ihre Töchter dem Sport- und Sexualkundeunterricht und den Klassenreisen entziehen wollen. Das Christentum ist zwar die größte Weltreligion, erfasst aber nur ein Drittel der Weltbevölkerung. In einer Zeit, in der sich die Globalisierung Jahr für Jahr verstärkt, kann es nicht schulisch belanglos sein, worum es bei den weltweiten Konflikten in Zusammenhang mit dem Islam und dem Buddhismus geht. Es gibt kein Grundrecht auf Scheuklappen.
Ulrich Waack, Berlin-Lichtenrade        http://www.tagesspiegel.de/meinung/leserbriefe/Leserbriefe;art144,2692790

Tagesspiegel v. 28.12.2008

Berlin, Religion und Folter: Ehrhart der Große

Lorenz Maroldt über Parallelen zwischen Ehrhart Körting und Friedrich dem Großen.
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Die Politik des Berliner Senats ist nicht immer leicht zu verstehen. Aber das liegt meistens nur am eingeschränkten Sehvermögen des Betrachters. Richtig in den historischen Kontext einsortiert, erschließt sich dagegen eine würdevolle Welt voller Weisheit. Ein paar Jahrhunderte muss man da allerdings schon überschauen können. Innensenator Ehrhart Körting hat in einem Interview erklärt, warum er als Christ die Einführung des Pflichtfaches Ethik "fast für zwingend" hält, obwohl es sich dabei im deutschen Ländervergleich um einen Sonderweg handelt. Denn dass ein Sonderweg beschritten werde, sagt der Senator, sei kein taugliches Argument: "Das hat man Friedrich dem Großen auch vorgeworfen, als er die Folter abschaffte."
Nun ist es zwar wohl eher so, dass bei einer Abstimmung unter Schülern darüber, welches Fach nun die schlimmste Folter sei, eher Mathematik genannt werden würde und sich der Senat mit der Verbannung der Quadratwurzelei in die freiwilligen Nachmittagsstunden Spitzenwerte bei den Jungwählern sichern könnte, aber einem Sozialdemokraten geht es ja nicht um billige Wahl erfolge. Deswegen wird, mit Blick zurück, demnächst auch die freiwillige Religionsfolter an den Schulen unterbunden. Denn auch der Alte Fritz hatte zunächst, am 3. Juni 1740, einschränkend verfügt, dass Folter "bei großen Mordtaten" noch erlaubt sei; erst 1754 mussten nicht einmal mehr die schlimmsten Ketzer etwas befürchten und die Folter (heute: Religionsunterricht) wurde ohne jeden Vorbehalt und ausnahmslos abgeschafft.
Sicher würde Körting gerne auch in anderer Angelegenheit sein großes Vorbild Fritz zitieren. Denn dieser ließ nebenbei die Zensur aufheben: "Gazetten, wenn sie interessant sein sollen, dürfen nicht genieret werden!" Bravo. Allerdings, das sei hinzugefügt, galt das nicht für deren politischen Teil. Aber das ist ebenfalls nur ein Frage der Betrachtung. Wenn heute Friedrich der Große die rot-rote Politik dominiert, dann ist diese Seite hier eben das Unterhaltungsprogramm.
http://www.tagesspiegel.de/meinung/kommentare/Ehrhart-Koerting;art141,2693002

Die Welt (Online) v. 28.12.2008
Berlins Kirchen erlebten einen Besucheransturm

Die Gotteshäuser waren zu Weihnachten so gut gefüllt wie schon lange nicht mehr. Das Volksbegehren Pro Reli nutzte dies zum Unterschriftensammeln - mit Erfolg

Längst hat die frühe winterliche Dämmerung den Kreuzberger Marheinekeplatz in Dunkelheit getaucht. Es ist später Nachmittag, Heiligabend. Junge Leute bevölkern den Platz. Beinahe ein gewohntes Bild, doch nicht ganz. Hunderte, vor allem junge Familien strömen eben nicht in eines der Lokale an dem Platz, sondern in das Gotteshaus, die evangelische Passionskirche. In der Kirche sind alle Plätze besetzt. Es ist wie ein kleines Weihnachtswunder. Eines, das in anderen Kirchen auch am ersten und zweiten Weihnachtsfeiertag zu beobachten ist. Berlins Gotteshäuser sind voll, einige übervoll.

Im Gang der Passionskirche sitzen junge Eltern mit ihren Kindern auf dem Fußboden, im hinteren Teil der Kirche lehnen die Besucher an der Wand. Ein Kirchenmitarbeiter eilt mit Klappstühlen für zwei ältere Damen herbei. Heiligabendgottesdienst mit Krippenspiel im trubeligen Ausgehviertel. "Sonst gehe ich eher selten in die Kirche", sagt eine Frau, Mitte 30. Sie hat ein kleines Mädchen auf dem Schoß, ihr größerer Sohn sitzt vorn bei den anderen Kindern, damit er besser sehen kann. "Weihnachten ist es aber einfach immer schön. Es stimmt einen gut ein, ist so besinnlich."

Ist es die Angst vor einer heraufziehenden Wirtschaftskrise, die die Menschen plötzlich so zahlreich in die Kirche treibt? Pater Gerold Jäger glaubt dies nicht. Die Menschen suchten "Schönes, das ihnen Kraft spendet", und die Kirche könne dies mit ihren weihnachtlichen Messen leisten. Im Falle der Herz-Jesu-Kirche mag man dies ohne Weiteres glauben. Von außen eher unscheinbar, öffnet sich im Innern des Gotteshauses ein Überwältigungsraum, wie man ihn hier, unweit der Szeneläden "White Trash" und "Kaffee Burger", nicht vermuten würde. Die Herz-Jesu-Kirche ist ein kleiner göttlicher Palast. Mit mächtigen Säulen, korinthischen Kapitellen und wundervoll ausgeschmücktem Kreuzgewölbe. Eine Farbenpracht, die auch die kleinsten Menschen betört, sie umgarnt und empfänglich macht für die weihnachtliche Liturgie.

Am Heiligabend drängen sich auch in der Herz-Jesu-Kirche etwa 800 Menschen. "Viel mehr passen nicht hinein", sagt Pater Gerold Jäger. Ähnlich sieht es in den benachbarten protestantischen Häusern, der Gethsemane-, Elias- und Segenskirche, zu Weihnachten aus. Die Menschen drängen in die Kirchen wie schon lange nicht mehr.

Neben den Pfarrern gab es einen Berliner, den dies wohl besonders freute, den Initiator des Volksbegehrens Pro Reli, Christoph Lehmann. Mit Unterstützung der christlichen Kirchen sammelten Lehmanns Helfer zu Weihnachten Unterschriften für das Volksbegehren, das Religion als Wahlfach in den Schulen ermöglichen soll. Dass zuletzt auch Berlins Kirchenoberhäupter für das Begehren in Messen warben, zahlte sich aus. Mehr als 135 000 Berliner hätten mittlerweile ihre Unterschrift für Pro Reli abgegeben, berichtete die Initiative. Mitte Dezember lagen erst 70 000 Unterschriften vor.

Berlins Senat ist dieser rasante Zuwachs offenbar nicht geheuer. So warnte Innensenator Ehrhard Körting (SPD) die Initiative Pro Reli vor "Manipulationen" bei der Unterschriftensammlung. Nachträgliche Ergänzungen der erforderlichen Angaben seien eine Fälschung. Körting erklärte, die Unterstützer des Volksbegehrens müssten zugleich Datum der Unterschrift, Geburtsdatum und Wohnort persönlich und leserlich hinzufügen. Eine Unterschrift, die vervollständigt werden müsse, sei ungültig, selbst wenn der Unterzeichner im Nachhinein persönlich etwas ergänze.

Wenn die Initiative Pro Reli bis zum 21. Januar 170 000 Unterschriften vorlegen kann, kommt es zu einem Volksentscheid. Falls dann 600 000 Berliner dafür stimmen, muss das Abgeordnetenhaus Berlins Schulgesetz entsprechend ändern. In Berlin gibt es seit 2006 einen verbindlichen gemeinsamen Ethikunterricht aller Schüler

Mit Briefen an ihre Gemeindemitglieder warben zu Weihnachten auch Kardinal Georg Sterzinsky und Landesbischof Wolfgang Huber für Pro Reli. Der Rücklauf an Unterschriftenlisten aus diesen Aktionen habe die Erwartungen erfüllt, teilte die Initiative mit.

Pater Gerold Jäger kann über den allzu weltlichen Streit wohl nur schmunzeln. Sein Gotteshaus in der Fehrbelliner Straße bedarf keiner Werbung. Es erfreut sich seit Jahren regen Zulaufs. Hatte die Gemeinde vor zehn Jahren nur 3800 Mitglieder, sind es nun rund 9300. Einer der Hauptgründe für das erstaunliche Wachstum ist der Zuzug gut verdienender Paare mit Kindern nach Prenzlauer Berg. Viele zogen aus katholischen Gebieten wie dem Rheinland oder aus Süddeutschland nach Berlin. Hier, wo neun Prozent der rund 1,2 Millionen Christen katholisch sind, wollten diese Eltern ihre Kinder der Konfession entsprechend unterbringen.

Doch nun kehrt in der Herz-Jesu-Gemeinde vorerst nachweihnachtliche Ruhe ein. Zwar gibt es auch in ihrem Gotteshaus eine Neujahrsmesse, aber voll wird es an diesem Tag wohl nicht. Viele Menschen sind über Silvester verreist. Für die Zeit danach muss der katholische Priester aber keine trüben Gedanken hegen. "Dann wird es sicher wieder voller."  Von Dol; Ddp; West
http://www.welt.de/wams_print/article2939467/Berlins-Kirchen-erlebten-einen-Besucheransturm.html

Berliner Morgenpost v. 28.12.2008  (Leserbriefe)
"Religionsfreiheit ist in Deutschland ein hohes Gut"

Die Initiative "Pro Reli" hat derart gute Argumente, dass jeder, der skeptisch ist, sich die Zeit für eine gründliche Information nehmen sollte! In der Ruhe liegt die Kraft. Eine erhitzte, kontroverse Debatte entbehrt meiner Meinung nach jeder Grundlage, außer, wenn man alte, verstaubte und mittelalterliche Vorurteile gegen Religion überhaupt hat. Wer Ohren hat zu hören, der höre. Und wer versteht, der unterschreibt. Ich wünsche den Initiatoren von "Pro Reli" so viele Unterschriften wie Sterne über Bethlehem und allen Berlinern den Frieden dieses neugeborenen Kindes, das unsere Welt verzaubert.

Elisabeth Kutz, per E-Mail 

Die Religionsfreiheit in unserem Lande ist ein hohes Gut. Wir bauen eine Moschee nach der anderen. Das Chanukka-Licht strahlt vor dem Brandenburger Tor. Dies ist wahrlich lobenswert. Nur mit der christlichen Religion scheinen unsere Regierenden ihre Probleme zu haben: Ethik ist Pflichtfach und Religion ein freiwilliges Zusatzfach außerhalb des Stundenplanes. Ein übler Trick, um die Zahl der teilnehmenden Schüler am Religionsunterricht zu reduzieren. So ist nur zu hoffen, dass die notwendige Zahl von Unterschriften erreicht wird. Günter Kirstein, per E-Mail 

Wenn die christlichen Kirchen das Weihnachtsfest für Kundenwerbung und Wahlkampf benutzen, kann es mit den zu vermittelnden christlichen Werten nicht weit her sein. Da ist Ethik - offensichtlich nicht christliche - vonnöten. Wolfgang Petter, per E-Mail 

Warum schränken die Initiatoren des Bürgerbegehrens "Pro Reli" nicht von sich aus die Stimmberechtigung dahin gehend ein, dass nur regelmäßige Kirchenbesucher (reichen drei- bis viermal pro Jahr?) sich am Bürgerbegehren beteiligen dürfen? Das Anliegen wäre ehrlicher und die Abstimmenden könnten ein "ruhiges Gewissen" haben. Allerdings wären dann wohl so geringe Zahlen zu erwarten, dass das wahre Dilemma der Kirchen offenbart werden würde. Otto Eigen, per E-Mail 

31. Dezember 2008

Berliner Zeitung v. 31.12.2008
Opportunistischer Moralapostel
Meinung: "SPD will Banken und Bischöfe versöhnen" von Gerold Büchner (29. Dezember):

Von Managern mahnte Huber mehr Bescheidenheit an und kritisierte den Deutsche-Bank-Chef Josef Ackermann persönlich. Ein Renditeziel von 25 Prozent sei "eine Form des Götzendienstes". Es ist anzunehmen, dass Bischof Huber sich von dieser markigen Weihnachtsbotschaft auch Unterstützung für seine "Pro Reli-Kampagne" verspricht. Mehr Bescheidenheit und Ehrlichkeit stünde allerdings gerade Bischof Huber an, der sich jetzt opportunistisch als Moralapostel in Sachen Finanzkrise aufschwingt, aber vor einem halben Jahr mit der EKD Denkschrift "Unternehmerisches Handeln in evangelischer Perspektive" eine Abkehr von den bisher teilweise wirtschafts- und globalisierungskritischen Positionen der Kirche auf den Weg brachte.

Annegret Ehmann, Berlin

DOKUMENTATION

Auseinandersetzung um einen Angriff des Pro Reli - Vorsitzenden Christoph Lehmann und der Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung auf den Humanistischen Verband und die Initiative Pro Ethik

Zeitraum: 28. Dezember 2008 – 1. Januar 2009
TEIL I: 
Auseinandersetzung um den FAS-Artikel "Herabwürdigung Andersgläubiger"  
1. Der FAS-Artikel vom 28.12.2008 
"Herabwürdigung Andersgläubiger"

Berliner Schulstreit: "Pro Reli"-Vorsitzender wirft Humanistischem Verband 
Etikettenschwindel vor

ant. BERLIN. In der Debatte um die Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht an Berliner Schulen erhebt der Vorsitzen der de der Initiative "Pro Reli", Christoph Lehmann, schwere Vorwürfe gegen den Humanistischen Verband Deutschlands (HVD), der sich für die Gegenbewegung "Pro Ethik" engagiert. "Zu der sogenannten Initiative Pro Ethik gehört federführend der HVD. Dieser zeichnet sich durch religionsfeindliche und –diffamierende Äußerungen aus", sagte Lehmann dieser Zeitung. "So befindet sich auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes hpd ein Artikel mit dem Titel 'Die religiöse Dressur des Kindes', in dem Erstkommunionkinder mit dressierten Zirkuspferden verglichen werden." Eine solche Herabwürdigung Andersgläubiger oder Andersdenkender sei Ausdruck weltanschaulicher Intoleranz und mangelnden Respekts vor der Religiosität anderer. Der Anspruch der Initiative "Pro Ethik", mit einem einheitlichen Fach Ethik einen Beitrag zur Toleranz und zu gegenseitiger Verständigung leisten zu wollen, werde dadurch diskreditiert, sagte Lehmann.

Der vom Berliner Senat als weltanschauliche Gemeinschaft den Kirchen gleichgestellte HVD ist 1993 aus den Mitgliedern des 1988 von Politbüro und der DDR-Staatssicherheit gegründeten Pankower Freidenker-Verbandes und dem West-Berliner Landesverband des Deutschen Freidenker-Verbandes hervorgegangen. Er bietet an Schulen in Berlin und Brandenburg das atheistische Bekenntnisfach Lebenskunde an. In diesem Fach werde, so Lehmann, eine Interpretation von Religion gegeben, die von Religionsfeindlichkeit geprägt sei und daher für gläubige Menschen gleich welcher Herkunft nicht annehmbar sei. Lehmann sagt weiter: "Gegenwärtig wird din den Grundschulen teilweise der Eindruck vermittelt, bei dem Fach Lebenskunde handele es sich um ein neutrales Wertefach und damit Vorgänger des späteren Faches Ethik. Wo diese geschieht, ist dies Etikettenschwindel. Lebenskunde ist ebenso ein Bekenntnisfach wie islamische, katholische oder evangelische Religion. Als solches setzt sich auch 'Pro Reli' eindeutig für dessen Fortbestand ein, allerdings im Wettbewerb mit anderen Bekenntnisfächern und dem weltanschaulich neutralen Fach Ethik."
Für Berliner Schüler ist die Teilnahme am Religionsunterricht freiwillig und für die Zeugnisse irrelevant. Dagegen ist das Fach Ethik ein Pflichtfach. "Pro Reli" möchte, dass beide Fächer künftig gleichberechtigt behandelt werden und die Schüler sich für eines von beiden entscheiden müssen. Für einen von "Pro Reli" angestrebten Volksentscheid müssen bis zum 21. Januar 2009  170 000 Unterschriften zusammenkommen. Bis Mitte Dezember hatten nach Angaben von "Pro Reli" rund 70 000 Personen unterschrieben.
2. Erstes Presseecho auf diesen FAS-Artikel
Linie eins | abgerufen am 28.12.2008 um 16:11 Uhr | Erscheinungsdatum: 28.12.2008


Pro-Reli-Vorsitzender greift Humanistischen Verband an. HVD »zeichnet sich durch religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen aus«

Berlin (ddp-bln). In der Debatte um die Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht an Berliner Schulen erhebt der Vorsitzende der Initiative Pro Reli, Christoph Lehmann, schwere Vorwürfe gegen den Humanistischen Verband Deutschlands (HVD). »Zu der sogenannten Initiative Pro Ethik gehört federführend der HVD. Dieser zeichnet sich durch religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen aus«, sagte Lehmann der »Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung« (FAS). So befinde sich »auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes hpd ein Artikel mit dem Titel Die religiöse Dressur des Kindes, in dem Erstkommunionkinder mit dressierten Zirkuspferden verglichen werden«. Eine solche Herabwürdigung Andersgläubiger oder Andersdenkender sei Ausdruck weltanschaulicher Intoleranz und mangelnden Respekts vor der Religiosität anderer.
Für Berliner Schüler ist die Teilnahme am Religionsunterricht freiwillig. Dagegen ist das Fach Ethik ein Pflichtfach. Pro Reli möchte, dass beide Fächer künftig gleichberechtigt behandelt werden und die Schüler sich für eines von beiden entscheiden müssen. Für einen von Pro Reli angestrebten Volksentscheid müssen bis zum 21. Januar 2009 170 000 Unterschriften zusammenkommen. Bis zum 21. Dezember waren nach Angaben von Pro Reli rund 135 000 Unterschriften erfasst worden.
Der Ethikunterricht war zum Schuljahr 2006/2007 in allen siebten Klassen des Landes Berlin als Pflichtfach eingeführt worden und soll bis 2010 bis zur zehnten Klasse ausgedehnt werden. Religion kann lediglich freiwillig zusätzlich belegt werden. Mit dieser Regelung geht Berlin bundesweit einen Sonderweg.  (ddp) http://www.linie1-magazin.de/linie1/news/Politik/artikel.php?id=42882 

ddp-Meldung weiterhin aufgegriffen durch:

Tagesspiegel und Berliner Morgenpost v. 29.12.2008  (s.u.)

http://www.dernewsticker.de/news.php?id=72504  (mit ddp, AP, dpa-Meldungen)

http://www.ad-hoc-news.de/pro-reli-vorsitzender-greift-humanistischem-verband-an--/de/Politik/19951956

http://de.news.yahoo.com/17/20081228/tde-pro-reli-vorsitzender-greift-humanis-97d4b69.html

http://de.biz.yahoo.com/28122008/336/pro-reli-vorsitzender-greift-humanistischem-verban-0.html

http://www.pr-inside.com/de/pro-reli-vorsitzender-greift-humanistischem-verban-r983319.htm
http://www.kanal8.de/default.aspx?ID=3857

http://www.newsxl.com/index.php/kultur/352-tv-film-kino/19951957-rbb-%C3%82%C2%ABabendschau%C3%82%C2%BB%20auf%20zweiten%20platz%20der%20beliebtheitsskala

http://www.aschaffenburg24.de/default.aspx?ID=4818&showNews=325978
http://www.tvb.de/nachrichten/nachrichten-meldungen/datum/2008/12/28/pro-reli-greift-humanistischen-verband-an.html

www.nrw.tv/news/meldung/d2008122812501906701 -
domradio v. 28.12.2008 - 23:18 Uhr

„Religionsfeindlich und diffamierend“

Vorsitzender von „Pro Reli“ attackiert Humanistischen Verband

Im Streit um Religionsunterricht an Berliner Schulen erhebt der Vorsitzende des Vereins "Pro Reli", Christoph Lehmann, Vorwürfe gegen den Humanistischen Verband Deutschlands (HVD). Der HVD, der an Berliner Schulen das Fach Lebenskunde anbietet, zeichne sich durch "religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen" aus, so Lehmann. "Pro Reli" fehlen noch 35.000 Unterschriften zum Erreichen eines Volksentscheids zum Thema. 

Im Fach Lebenskunde werde eine Interpretation von Religion gegeben, die von Religionsfeindlichkeit geprägt und daher für gläubige Menschen gleich welcher Herkunft nicht annehmbar sei.

Lehmann begründete seine scharfe Kritik am HVD in der „Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung“ unter anderem mit einem Beitrag, der auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes hpd nachzulesen ist. Unter dem Titel „Die religiöse Dressur des Kindes“ würden Erstkommunionkinder mit dressierten Zirkuspferden verglichen.

Noch 35.000 Unterschriften in gut drei Wochen
Für das Volksbegehren zur Einführung eines Wahlpflichtfaches Ethik/Religion an Berliner Schulen sind nach Angaben des Trägervereins bislang rund 135.000 Unterschriften zusammengekommen. Die Initiatoren wollen die Gleichstellung des in Berlin freiwilligen Religionsunterrichts mit dem Pflichtfach Ethik erreichen und werden dabei maßgeblich von den beiden großen Kirchen unterstützt. Werden bis 21. Januar 170.000 gültige Unterschriften gesammelt, kann im Juni ein Volksentscheid folgen. Der rot-rote Senat hatte das Pflichtfach Ethik in Berlin zum Schuljahr 2006/2007 ab der siebten Klasse eingeführt.

Am Lebenskunde-Unterricht des HVD, der wie der Religionsunterricht als freiwilliges Angebot besteht, nehmen derzeit in Berlin rund 47.000 Schüler teil. Der Humanistische Verband unterstützt die Initiative „Pro Ethik“, die gegen die Ziele des Volksbegehrens eintritt. (epd) 

epd-Meldung am 28.12.2008 auch veröffentlicht auf:

http://www.ekbo.de/7517_23124.php?liste=ja&seiten_id=21210&nav_id=7517

Tagesspiegel vom 29.12.2008
Pro-Reli-Chef kritisiert Humanisten

[image: image11.png]




29.12.2008 0:00 Uhr 

In der Debatte um die Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht an Berliner Schulen erhebt der Vorsitzende der Initiative Pro Reli, Christoph Lehmann, schwere Vorwürfe gegen den Humanistischen Verband Deutschlands (HVD). „Zu der sogenannten Initiative Pro Ethik gehört federführend der HVD. Dieser zeichnet sich durch religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen aus“, sagte Lehmann der „Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung“ (FAS). So befinde sich „auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes hpd ein Artikel mit dem Titel ,Die religiöse Dressur des Kindes’, in dem Erstkommunionkinder mit dressierten Zirkuspferden verglichen werden“. Eine solche Herabwürdigung Andersgläubiger oder Andersdenkender sei Ausdruck weltanschaulicher Intoleranz und mangelnden Respekts vor der Religiosität anderer.

Für Berliner Schüler ist die Teilnahme am Religionsunterricht freiwillig. Dagegen ist Ethik ein Pflichtfach. Pro Reli möchte, dass beide Fächer künftig gleichberechtigt behandelt werden und die Schüler sich für eines von beiden entscheiden müssen. Für einen von Pro Reli angestrebten Volksentscheid müssen bis zum 21. Januar 170 000 Unterschriften zusammenkommen. Bis zum 21. Dezember waren nach Angaben von Pro Reli rund 135 000 Unterschriften erfasst worden.

Ethik war zum Schuljahr 2006/07 in allen siebten Klassen des Landes Berlin als Pflichtfach eingeführt worden. ddp http://www.tagesspiegel.de/berlin/;art270,2693673

Berliner Morgenpost v. 29.12.2008

Ethikunterricht: Pro-Reli-Vorsitzender greift Humanistischen Verband an

In der Debatte um die Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht an Berliner Schulen erhebt der Vorsitzende der Initiative Pro Reli, Christoph Lehmann, schwere Vorwürfe gegen den Humanistischen Verband Deutschlands (HVD).

"Zu der sogenannten Initiative Pro Ethik gehört federführend der HVD. Dieser zeichnet sich durch religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen aus", sagte Lehmann der "Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung". So befinde sich "auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes hpd ein Artikel mit dem Titel ,Die religiöse Dressur des Kindes', in dem Erstkommunionkinder mit dressierten Zirkuspferden verglichen werden". Eine solche Herabwürdigung Andersgläubiger oder Andersdenkender sei Ausdruck weltanschaulicher Intoleranz und mangelnden Respekts.

Für Berliner Schüler ist die Teilnahme am Religionsunterricht freiwillig. Dagegen ist das Fach Ethik ein Pflichtfach. Pro Reli möchte, dass beide Fächer gleichberechtigt behandelt werden und die Schüler sich für eines von beiden entscheiden müssen. Für einen von Pro Reli angestrebten Volksentscheid müssen bis zum 21. Januar 170 000 Unterschriften zusammenkommen. Bis zum 21. Dezember waren nach Angaben von Pro Reli rund 135 000 Unterschriften gesammelt. Der Ethikunterricht wurde im Sommer 2006 in allen siebten Klassen als Pflichtfach eingeführt.

http://www.morgenpost.de/printarchiv/berlin/article1006186/Pro_Reli_Vorsitzender_greift_Humanistischen_Verband_an.html

Junge Welt v. 29.12.2008  

Kulturkampfopfer des Tages: Humanistischer Verband

In Berlin dümpelt ein bizarres Volksbegehren vor sich hin: Unter dem Schlachtruf »ProReli« sollen bis zum 21. Januar 170000 Unterschriften gesammelt werden, um Religion zum Wahlpflichtfach an Schulen zu machen. Der Senat hatte 2006 Ethik zum Pflichtfach, Religionsunterricht für freiwillig erklärt. Diese Annäherung ans verfassungsmäßige Trennungsgebot von Staat und Kirche ließ die übliche Drückerkolonne von Springerpresse, Tempelhof-muß-bleiben- und Bahnhof-Zoo-soll-Fernzüge-kriegen-Frontstädtlern entstehen, um Frömmigkeit in die meist verrotteten Paukanstalten Berlins zu bringen. Der gute alte Westberlinmob ist allerdings nicht mehr das, was er war. Zu Weihnachten trompetete der Vorsitzende des Trägervereins »ProReli«, Christoph Lehmann, man habe 135000 Unterschriften zusammen. Aus der Innenverwaltung hörte man es grummeln: Aber nur etwa 30000 mit Adresse – wie verlangt. Werde die nachträglich zur Unterschrift hinzugefügt, gelte das als Fälschung. Es scheint Notstand zu herrschen. Darauf deutet ein Kampfartikel hin unter dem Titel »Das Gespenst des Humanismus«, den die Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung jetzt veröffentlichte. Garniert mit dem CDU-Wahlplakat von 1953 »Alle Wege des Marxismus führen nach Moskau« verbreitet sich Autorin Antje Schmelcher darin über Humanismus im allgemeinen und den Humanistischen Verband Deutschlands im besonderen. Sie weiß z. B. zu berichten, daß »Ostberlin« sich seinerzeit auf Karl Marx bezog, der die »Aufhebung der Entfremdung der arbeitsteiligen Fabrikarbeit« als Humanismus bezeichnete. Noch wirrer ist die Story, die über den Verband aufgetischt wird – SED-Politbüro, DDR-Freidenkerverband, sinistres Personal sind irgendwie dabei, aber sie weiß nicht wie. Jedenfalls ein Bollwerk des Heidnischen. Letzteres werde, getarnt als »humanistische Lebenskunde«, »ganz ungeniert« in Schulen verabreicht. Da kann man schon Halluzinationen kriegen. (asc)     http://www.jungewelt.de/2008/12-29/043.php

taz.de v. 29.12.2008   

Pro Reli heizt ein

Der Vorsitzende der Initiative wirft dem Humanistischen Verband Intoleranz 

und mangelnden Respekt vor

In der Debatte um die Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht an Berliner Schulen erhebt der Vorsitzende der Initiative Pro Reli, Christoph Lehmann, schwere Vorwürfe gegen den Humanistischen Verband Deutschlands (HVD). "Zu der sogenannten Initiative Pro Ethik gehört federführend der HVD. Dieser zeichnet sich durch religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen aus", sagte Lehmann der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung. 

So befinde sich "auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes hpd ein Artikel mit dem Titel ,Die religiöse Dressur des Kindes', in dem Erstkommunionkinder mit dressierten Zirkuspferden verglichen werden." Eine solche Herabwürdigung Andersgläubiger oder Andersdenkender sei Ausdruck weltanschaulicher Intoleranz und mangelnden Respekts vor der Religiosität anderer. 

Für Schüler ist die Teilnahme am Religionsunterricht freiwillig. Dagegen ist das Fach Ethik ein Pflichtfach. Pro Reli möchte, dass beide Fächer künftig gleichberechtigt behandelt werden und die Schüler sich für eines von beiden entscheiden müssen. Für einen von Pro Reli angestrebten Volksentscheid müssen bis zum 21. Januar 2009 170.000 Unterschriften zusammenkommen. Bis 21. Dezember waren laut Pro Reli 135.000 Unterschriften erfasst worden. 

Der Ethikunterricht war zum Schuljahr 2006/2007 in allen siebten Klassen als Pflichtfach eingeführt worden und soll bis 2010 bis zur zehnten Klasse ausgedehnt werden. Religion kann freiwillig zusätzlich belegt werden. Am Lebenskunde-Unterricht des Humanistischen Verbandes, der wie der Religionsunterricht als freiwilliges Angebot besteht, nehmen rund 47.000 Schüler teil. Den evangelischen Religionsunterricht besuchen laut der Landeskirche rund 81.300 Schüler, den katholischen 25.400. DDP, EPD
http://www.taz.de/1/archiv/print-archiv/printressorts/digi-artikel/?ressort=ba&dig=2008%2F12%2F29%2Fa0147&cHash= 445134ac2b

3. Presseerklärungen  
3.1 Presseerklärung des Humanistischen Verbandes Deutschlands (HVD), Landesverband Berlin vom 29.12.2008
Pro Reli betreibt üble Nachrede gegen den HVD

Humanistischer Verband prüft strafrechtliches Vorgehen gegen den Pro Reli - Vorsitzenden Christoph Lehmann

(Berlin 29/12/08) Der Vorsitzende des Vereins Pro Reli, Dr. Christoph Lehmann, hat gegenüber der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung (Ausgabe v. 28.12.2008) behauptet, dass sich der Humanistische Verband (HVD) durch "religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen" auszeichne. Als Beleg dafür wird ein Text mit dem Titel "Die religiöse Dressur des Kindes" angeführt, der sich auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes hpd befinde. Weiterhin wird durch Christoph Lehmann wahrheitswidrig behauptet, im Fach Lebenskunde werde "eine Interpretation von Religion gegeben, die von Religionsfeindlichkeit geprägt sei."
Dazu erklärt Manfred Isemeyer, Geschäftsführer des HVD-Landesverbandes Berlin:

"Die Äußerungen von Christoph Lehmann sind grob unwahr und entbehren jeder sachlichen Grundlage. Sie sind üble Nachrede und darauf gerichtet, den guten Ruf, den unser Verband in Berlin und darüber hinaus hat, zu schädigen. Wir lassen gegenwärtig prüfen, ob die unwahren Behauptungen von Christoph Lehmann den Straftatbestand der üblen Nachrede bzw. Verleumdung erfüllen.

Bei dem Beitrag ‚Die religiöse Dressur des Kindes’, den Christoph Lehmann als Beleg für seine Behauptungen heranzieht, handelt es sich nicht um eine vom HVD zu verantwortende Veröffentlichung, sondern um die persönliche Meinungsäußerung des Autors Thomas Häntsch in einem verbändeunabhängigen und juristisch selbständigen Pressedienst.

Auch die Behauptung von Christoph Lehmann, der Lebenskundeunterricht sei ‚von Religionsfeind-lichkeit geprägt’, ist üble Nachrede und Rufschädigung. Der Humanistische Verband tritt für Toleranz und Pluralismus in unserer Gesellschaft ein. Religionsfeindlichkeit und eine Diffamierung von Gläubigen lehnt er grundsätzlich ab.  

Seit der Einführung des Lebenskundeunterrichts in Berlin im Jahr 1984 haben mehrere Hunderttausend Schülerinnen und Schüler daran teilgenommen. In dieser Zeit hat es keine Beschwerden von Eltern wegen religionsfeindlicher Äußerungen gegeben.  

Gegen die übrigen wahrheitswidrigen Behauptungen der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung in ihrer Ausgabe vom 28. Dezember 2008 hat der Verband bereits juristische Schritte eingeleitet.“

Hintergrundinformation:

Auszug aus den "Grundsätzen für Humanistische Lebenskunde in den Ländern der Bundesrepublik Deutschland":

III. Religionen und andere Weltanschauungen im Unterricht

Schülerinnen und Schülern sollen bei der Entwicklung ihrer Fähigkeiten zur selbstbestimmten Orientierung bei existenziellen Lebensfrage unterstützt werden, so auch bei der Entwicklung ihrer Welt- und Lebensanschauung. Deshalb gehört zum Lebenskundeunterricht nicht nur das Kennenlernen des weltlichen Humanismus, sondern auch die Beschäftigung mit Religionen und anderen Weltanschauungen. Dabei wird der Unterricht Kompetenzen dafür vermitteln, mit religiös gläubigen Kindern und Jugendlichen unvoreingenommen reden zu können und dafür auch ein Grundwissen über Religionen aufbauen helfen. Religionen und andere Weltanschauungen werden nicht diffamiert, sondern als Bemühungen von Menschen interpretiert, Antworten auf existenzielle Fragen zu finden. Zugleich werden ideologische Funktionen und gesellschaftliche Rollen von Religionen und Weltanschauungen analysiert. Alle Religionen und Weltanschauungen werden letztlich daran gemessen, welches Verhältnis sie zu den Menschenrechten formulieren und praktizieren. 

(Veröffentlichung der Presseerklärung des HVD auch auf hpd.de am 29.12.2008 – ca. 12:00 Uhr)
3.1  Presseerklärung der Initiative Pro Ethik vom 29.12.2008

Durchsichtiges Manöver von Pro Reli 
gescheitert

Unwahrheit und Diffamierung sind schlechte 
Werbemittel 

Der Versuch des Pro Reli – Vorsitzenden, Dr. Christoph Lehmann, in der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung vom 28.12.2008 durch Unwahrheiten und Diffamierungen die noch fehlenden Stimmen zu seinem Volksbegehren zusammen zu bekommen, muss als fragwürdig und ausgesprochen unethisch bezeichnet werden. Der Humanistische Verband (HVD), Landesverband Berlin, hat sich bereits in einer heute versandten Pressemitteilung gegen die üble Nachrede von Christoph Lehmann gewandt, der Verband agiere religionsfeindlich. Der HVD wolle außerdem strafrechtliche Schritte gegen den Pro Reli - Vorsitzenden prüfen.

Dr. Gerhard Weil, Sprecher der Initiative Pro Ethik, erklärt:

"Mit der Klarstellung des HVD, dass Pro Reli üble Nachrede mit der Unterstellung einer angeblichen Religionsfeindlichkeit betreibt, ist das durchsichtige Manöver dieses Vereins gescheitert, durch versuchte Diskredetierung des HVD auch unsere Initiative zu verunglimpfen. 

Auch die lancierte Behauptung von Christoph Lehmann, der HVD sei in unserer Initiative "federführend" ist unwahr und durchsichtig. In unserer Initiative Pro Ethik gibt es keine Federführung. Beschlüsse werden gemeinsam getroffen. In dem elfköpfigen Koordinierungskreis unserer Initiative hat der HVD eine Stimme. Zum Koordinierungskreis gehören auch vier Mitglieder der beiden christlichen Kirchen und ein bekennender Buddhist. Auch unser Schirmherr Walter Momper ist Mitglieder einer christlichen Kirche.

Gemeinsam treten wir für die Erhaltung und Weiterentwicklung des für Berlin sehr wichtigen integrativen Ethikunterrichts ein, dessen Hauptziel darin besteht, gemeinsame Werte, Toleranz und Verständigung von Religionen, Weltanschauungen und Kulturen zu fördern. Wir danken dem Humanistischen Verband ausdrücklich, dass er sich dafür mit uns engagiert. 

Pro Reli und seinem Vorsitzenden empfehlen wir dringend, im Kampf um Unterschriften und Anhänger, nicht durch üble Nachrede und Verleumdung die guten Sitten zu mißachten. Unwahrheiten und Diffamierungen sind und bleiben schlechte Werbemittel in einer Frage, bei der es um ethische Bildung geht!“

4. Weiteres Presseecho nach Erscheinen der Pressemitteilungen von HVD und Pro Reli
ddp-Meldung auf www.berlinonline.de am 29.12.2008 – 13:52 Uhr

Humanistischer Verband prüft juristisches Vorgehen gegen Pro Reli

In der Debatte um die Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht an Berliner Schulen wird die Auseinandersetzung schärfer. Der Humanistische Verband (HVD) prüft inzwischen ein strafrechtliches Vorgehen gegen den Verband Pro Reli, wie der Geschäftsführer des HVD-Landesverbandes, Manfred Isemeyer, am Montag ankündigte. In einem Interview der «Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung» hatte der Vorsitzende der Initiative Pro Reli, Christoph Lehmann, schwere Vorwürfe gegen den HVD erhoben.

Der Verband zeichne sich durch «religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen aus», sagte Lehmann. So befinde sich «auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes hpd ein Artikel mit dem Titel 'Die religiöse Dressur des Kindes', in dem Erstkommunionkinder mit dressierten Zirkuspferden verglichen werden». Eine solche Herabwürdigung Andersgläubiger oder Andersdenkender sei Ausdruck weltanschaulicher Intoleranz und mangelnden Respekts vor der Religiosität anderer.

Isemeyer nannte Lehmanns Äußerungen «grob unwahr». Sie entbehrten jeder sachlichen Grundlage und seien darauf gerichtet, den guten Ruf des HVD in der Hauptstadt zu schädigen. Derzeit lasse der Verband prüfen, ob «die unwahren Behauptungen von Lehmann den Straftatbestand der üblen Nachrede beziehungsweise Verleumdung erfüllen».

Bei dem von Lehmann genannten Beitrag handele es sich nicht um eine vom HVD zu verantwortende Veröffentlichung, sondern um die »persönliche Meinungsäußerung des Autors Thomas Häntsch in einem verbändeunabhängigen und juristisch selbstständigen Pressedienst«. Zudem verwies Isemeyer darauf, dass seit der Einführung des Lebenskundeunterrichts in Berlin im Jahr 1984 mehrere Hunderttausend Schüler daran teilgenommen hätten. In dieser Zeit habe es «keine Beschwerden von Eltern wegen religionsfeindlicher Äußerungen» gegeben. Der Nachrichtenagentur ddp sagte Isemeyer, bei Pro Reli wüchsen wohl die Befürchtungen, das Volksbegehren könne nicht erfolgreich enden.

Für Berliner Schüler ist die Teilnahme am Religionsunterricht freiwillig. Dagegen ist das Fach Ethik ein Pflichtfach. Pro Reli möchte, dass beide Fächer künftig gleichberechtigt behandelt werden und die Schüler sich für eines von beiden entscheiden müssen. Für den von Pro Reli angestrebten Volksentscheid müssen bis zum 21. Januar 2009 170 000 Unterschriften zusammenkommen. Bis zum 21. Dezember waren nach Angaben von Pro Reli rund 135 000 Unterschriften erfasst worden.  © ddp

http://www.berlinonline.de/aktuelles/berlin/detail_ddp_2305551300.php

Die ddp-Meldung weiterhin veröffentlicht auf folgenden Websites: 

www.ad-hoc-news.de/eislauf--/de/Politik/19952891 - 14:06 Uhr
http://www.b2b-deutschland.de/berlin/region/detail_ddpb2b_2305551310.php - 13:52 Uhr
pr-inside.com v. 29.12.2008 - 17:53 Uhr
HVD prüft juristisches Vorgehen gegen Pro Reli.  Pro Ethik rügt Diffamierung 
Ton im Streit um Religionsunterricht wird schärfer

(PR-inside.com 29.12.2008 17:53:03) - Im Streit um die Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht an Berliner Schulen verhärten sich die Fronten zunehmend. Der Humanistische Verband (HVD) prüft inzwischen ein strafrechtliches Vorgehen gegen den Verband Pro Reli, wie der Geschäftsführer des HVD-Landesverbandes, Manfred Isemeyer, am Montag ankündigte.

Berlin (ddp-bln). Im Streit um die Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht an Berliner Schulen verhärten sich die Fronten zunehmend. Der Humanistische Verband (HVD) prüft inzwischen ein strafrechtliches Vorgehen gegen den Verband Pro Reli, wie der Geschäftsführer des HVD-Landesverbandes, Manfred Isemeyer, am Montag ankündigte. In einem Interview der «Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung» hatte der Vorsitzende der Initiative Pro Reli, Christoph Lehmann, schwere Vorwürfe gegen den HVD erhoben. Der Verband zeichne sich durch «religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen aus», sagte Lehmann. So befinde sich «auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes hpd ein Artikel mit dem Titel ´Die religiöse Dressur des Kindes´, in dem Erstkommunionkinder mit dressierten Zirkuspferden verglichen werden». Eine solche Herabwürdigung Andersgläubiger oder Andersdenkender sei Ausdruck weltanschaulicher Intoleranz und mangelnden Respekts vor der Religiosität anderer. Isemeyer nannte Lehmanns Äußerungen «grob unwahr». Sie entbehrten jeder sachlichen Grundlage und seien darauf gerichtet, den guten Ruf des HVD in der Hauptstadt zu schädigen. Derzeit lasse der Verband prüfen, ob «die unwahren Behauptungen von Lehmann den Straftatbestand der üblen Nachrede beziehungsweise Verleumdung erfüllen». Bei dem von Lehmann genannten Beitrag handele es sich nicht um eine vom HVD zu verantwortende Veröffentlichung, sondern um die »persönliche Meinungsäußerung des Autors Thomas Häntsch in einem verbändeunabhängigen und juristisch selbstständigen Pressedienst«. Zudem verwies Isemeyer darauf, dass seit der Einführung des Lebenskundeunterrichts in Berlin im Jahr 1984 mehrere Hunderttausend Schüler daran teilgenommen hätten. In dieser Zeit habe es «keine Beschwerden von Eltern wegen religionsfeindlicher Äußerungen» gegeben. Der Nachrichtenagentur ddp sagte Isemeyer, bei Pro Reli wüchsen wohl die Befürchtungen, das Volksbegehren könne nicht erfolgreich enden. Ähnlich äußerte sich auch die Initiative Pro Ethik, die den gemeinsamen Ethikunterricht in Berlin unterstützt. Sprecher Gerhard Weil sprach von einem Versuch, «durch Unwahrheiten und Diffamierungen die noch fehlenden Stimmen» zu dem Volksbegehren zusammen zu bekommen. Dies sei fragwürdig und «ausgesprochen unethisch». Weil empfahl Pro Reli und seinem Vorsitzenden «im Kampf um Unterschriften und Anhänger nicht durch üble Nachrede und Verleumdung die guten Sitten» zu missachten. «Unwahrheiten und Diffamierungen» seien schlechte Werbemittel in einer Frage, «bei der es um ethische Bildung geht». Für Berliner Schüler ist die Teilnahme am Religionsunterricht freiwillig. Dagegen ist das Fach Ethik ein Pflichtfach. Pro Reli möchte, dass beide Fächer künftig gleichberechtigt behandelt werden und die Schüler sich für eines von beiden entscheiden müssen. Für den von Pro Reli angestrebten Volksentscheid müssen bis zum 21. Januar 2009 170 000 Unterschriften zusammenkommen. Bis zum 21. Dezember waren nach Angaben von Pro Reli rund 135 000 Unterschriften erfasst worden. (ddp)
http://www.pr-inside.com/de/ton-im-streit-um-religionsunterricht-wird-r984216.htm

Die aktualisierte ddp-Meldung wurde auch auf folgenden WebSites veröffentlicht:
www.trading-house.net/index.asp?section=Politik-News&art_id=19953171
de.biz.yahoo.com/29122008/336/ton-streit-religionsunterricht-sch-auml-0.html -
www.nrw.tv/news/meldung/d2008122916114883901
http://news.abacho.at/tib.html?cmd=get&id=2008-12-29+16%3A11%3A48
http://www.kanal8.de/default.aspx?ID=3921&showNews=326724
rbb-online.de v. 29.12.2008 – 16:55 Uhr

Religion/Bildung:  Verhärtete Fronten im Pro-Reli-Streit

Im Streit um die Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht
an Berliner Schulen verhärten sich die Fronten.

Der Humanistische Verband erwägt, strafrechtlich gegen den Verband Pro Reli vorzugehen. Man lasse derzeit prüfen, ob ein Zeitungsinterview des Pro Reli-Vorsitzenden Lehmann den Tatbestand der üblen Nachrede beziehungsweise Verleumdung erfülle, hieß es am Montag. 

In dem Interview hatte Lehmann dem Humanistischen Verband religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen unterstellt. Als Beispiel führte er an, dass auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes Erstkommunionkinder mit dressierten Zirkuspferden verglichen würden. Damit würden Andersdenkende herabgewürdigt.

http://www.rbb-online.de/_/nachrichten/politik/beitrag_jsp/key=news8404054.html

30. Dezember 2008


Tagesspiegel v. 30.12.2008
Volksbegehren: Pro-Reli-Streit eskaliert

Erstkommunionskinder als Zirkuspferde? Der Vorsitzende der Initiative Pro Reli, Christoph Lehmann, wirft dem Humanisten-Verband Religionsfeindlichkeit vor. Der will ihn nun verklagen. / Von Claudia Keller
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Von Claudia Keller 
29.12.2008 20:37 Uhr 

Der Humanistische Verband Deutschland (HVD) erwägt rechtliche Schritte gegen Christoph Lehmann, den Vorsitzenden der Initiative Pro Reli. Anlass sind kritische Aussagen, die Lehmann am Wochenende über den HVD gemacht hat. 

Der Berliner Anwalt und Initiator des Volksbegehrens Pro Reli hatte dem HVD Religionsfeindlichkeit und Diffamierung Andersgläubiger vorgeworfen und sich dabei besonders auf einen Artikel auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes hpd bezogen. In diesem Artikel mit der Überschrift „Die religiöse Dressur des Kindes“ werden Erstkommunionskinder mit Zirkuspferden verglichen. Eine solche Herabwürdigung Andersgläubiger oder Andersdenkender sei Ausdruck weltanschaulicher Intoleranz und mangelnden Respekts vor der Religiosität anderer, sagte Lehmann.

Der Geschäftsführer des HVD-Landesverbandes Berlin wies die Vorwürfe am Montag zurück. Lehmanns Äußerungen seien „grob unwahr und entbehren jeder sachlichen Grundlage“, sagte Manfred Isemeyer. Es handle sich um üble Nachrede, die darauf gerichtet sei, den guten Ruf des HVD zu schädigen. Deshalb lasse man prüfen, ob Lehmanns Aussagen den Straftatbestand der üblen Nachrede oder Verleumdung erfüllten. Im Übrigen handle es sich bei dem Beitrag „Die religiöse Dressur des Kindes“ auf der Internetseite des hpd um eine „persönliche Meinungsäußerung des Autors“. Der Pressedienst sei außerdem vom HVD unabhängig, man habe mit dessen Inhalten nichts zu tun.

Lehmann reagierte auf die Drohung des HVD gelassen. Er habe gesagt, dass er den Text „Die religiöse Dressur des Kindes“ auf der hpd-Seite für religionsfeindlich halte. Das sei seine persönliche Meinung, was juristisch nicht angreifbar sei. 

Wie eng der Humanistische Pressedienst mit dem HVD organisatorisch und inhaltlich verbunden ist, zeigt die Entstehungsgeschichte. So wurde der Pressedienst 2006 auf Initiative des HVD gegründet. Außerdem gibt es zahlreiche personelle Verflechtungen zwischen hpd und HVD. So ist zum Beispiel Gabriele Groschopp Mitarbeiterin im Redaktionsbüro des hpd und als Webmasterin zugleich mitverantwortlich für die Internetseite des HVD. Zudem ist Gabriele Groschopp mit dem HVD-Präsidenten Horst Groschopp verwandt. „Journalisten arbeiten eben dort, wo sie Geld verdienen“, kommentierte Manfred Isemeyer die Verbindung. Das sage nichts aus über die inhaltliche Nähe zwischen hpd und HVD. 

Die Initiative Pro Reli kämpft mit einem Volksbegehren für die Einführung eines Wahlpflichtbereichs Ethik/Religionen an Berlins Schulen und muss dafür bis 21. Januar 170 000 Unterschriften sammeln. Der HVD unterstützt das bisherige Pflichtfach Ethik. 

http://www.tagesspiegel.de/berlin/Pro-Reli-Schule;art270,2694302

Neues Deutschland v. 30.12.2008

Humanisten wehren sich gegen Pro Reli

(ND-Kröger). Die Debatte um die Einführung eines Wahlpflichtfachs Religion an den Schulen, die die kirchliche Initiative Pro Reli mit einem Volksbegehren fordert, eskaliert. Der Landesverband Berlin des Humanistischen Verbandes Deutschlands (HVD), der sich für den Erhalt des gemeinsamen Ethikunterrichts einsetzt, will sich jetzt juristisch gegen Äußerungen des Pro-Reli-Vorsitzenden Christoph Lehmann zur Wehr setzen, die am vergangenen Wochenende in der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung veröffentlich worden waren. »Den Humanistischen Verband gibt es seit 1945 wieder, und diese seriöse Aufbauarbeit lassen wir uns durch Herrn Lehmann nicht kaputtmachen«, kündigte der Geschäftsführer des HVD-Landesverbandes Berlin, Manfred Isemeyer, gegenüber ND an.

In der Sonntagszeitung hatte der Pro Reli-Chef dem HVD vorgeworfen, sich durch »religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen« auszuzeichnen. Als Beleg für die fundamentalen Vorwürfe verwies Lehmann auf einen Artikel des Humanistischen Pressedienstes (hpd). Isemeyer betont dagegen, dass der hpd unabhängig sei und der Humanistische Verband keine Verantwortung für den Inhalt des unabhängigen Presseportals trage. Dass dennoch der gesamte Humanistische Verband von Pro Reli angegriffen werde, will man sich nicht bieten lassen. »Wir haben einen Anwalt eingeschaltet und prüfen juristische Schritte«, erklärt Isemeyer. Gegenüber der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung habe man bereits den Abdruck einer Gegendarstellung verlangt.

http://www.neues-deutschland.de/artikel/141396.humanisten-wehren-sich-gegen-pro-reli.html

Neues Deutschland v. 30.12.2008

Meine Sicht

Hart statt fair:  Martin Kröger sieht den Religionsstreit eskalieren

Seit September läuft nun das Volksbegehren für die Einführung eines Wahlpflichtfachs Religion durch die beiden großen christlichen Konfessionen – und genauso lange geht die Kampagne von Pro Ethik für den Erhalt des gemeinsamen Ethik-Unterrichts dagegen. Von Anfang an war die Debatte sehr konfrontativ, in der Sache jedoch fair ausgefochten worden. Beide Lager setzten sich gemeinsam auf Podien und formulierten Debattenbeiträge – auch in dieser Zeitung.

Seit einigen Wochen mehren sich jedoch die Indizien, dass die Diskussion um die Abschaffung des gemeinsamen Ethikunterrichts immer mehr zu einer Schlammschlacht ausartet, die über die Medien ausgetragen wird. Bereits vergangene Woche gewitterte es heftig zwischen Innensenator Ehrhart Körting (SPD) und Pro Reli-Chef Christoph Lehmann. Der Vorwurf: Die Religionsbefürworter agitieren direkt an Schulen. Am Wochenende ging Lehmann auf den Humanistischen Verband Deutschlands los, der sich auch bei Pro Ethik engagiert. Lehmann diskreditierte den gesamten HVD als »religionsfeindlich«. Der Beweis: Ein Artikel in dem unabhängigen Presseportal des Humanistischen Pressedienstes, in dem ein Autor Erstkommunionskinder mit Zirkustieren und deren Dressur in Verbindung bringt.

Aber deswegen den ganzen HVD in Verruf bringen? Es würde doch auch niemand auf den Gedanken kommen, Pro Reli als rechtsextrem unterwandert zu bezeichnen, nur weil dessen stellvertretender Vorsitzender Jan Hambura bei der rechtsnationalen Postille Junge Freiheit als Autor aufgeführt wird und dort publiziert hat. Oder doch?            http://www.neues-deutschland.de/artikel/141393.hart-statt-fair.html

Junge Welt v. 30.12.2008   

Streit um Religionsunterricht wird schärfer

Berlin: Humanistischer Verband prüft juristisches Vorgehen gegen »Pro Reli«

Im Streit um den künftigen Status des Religionsunterricht an Berliner Schulen verhärten sich die Fronten zunehmend. Der Humanistische Verband (HVD) prüft inzwischen ein strafrechtliches Vorgehen gegen den Verband »Pro Reli«, wie der Geschäftsführer des HVD-Landesverbandes, Manfred Isemeyer, am Montag ankündigte. In einem Interview der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung hatte der Vorsitzende der Initiative Pro Reli, Christoph Lehmann, erklärt, der HVD zeichne sich durch »religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen aus«. So befinde sich »auf der Internet​seite des Humanistischen Pressedienstes hpd ein Artikel mit dem Titel ›Die religiöse Dressur des Kindes‹, in dem Erstkommunionkinder mit dressierten Zirkuspferden verglichen werden«, wurde Lehmann von der FAS zitiert. Eine solche Herabwürdigung Andersgläubiger oder Andersdenkender sei Ausdruck weltanschaulicher Intoleranz und mangelnden Respekts vor der Religiosität anderer.

Isemeyer wies Lehmanns Äußerungen als »grob unwahr« zurück. Derzeit lasse der Verband prüfen, ob sie »den Straftatbestand der üblen Nachrede beziehungsweise Verleumdung erfüllen«. Bei dem von Lehmann genannten Beitrag handele es sich nicht um eine vom HVD zu verantwortende Veröffentlichung, sondern um die »persönliche Meinungsäußerung des Autors Thomas Häntsch in einem verbändeunabhängigen und juristisch selbständigen Pressedienst«.

Zudem verwies Isemeyer darauf, daß seit der Einführung des bekenntnisneutralen Lebenskundeunterrichts in Berlin im Jahr 1984 mehrere hunderttausend Schüler daran teilgenommen hätten. In dieser Zeit habe es »keine Beschwerden von Eltern wegen religionsfeindlicher Äußerungen« gegeben.

Der Nachrichtenagentur ddp sagte Isemeyer, bei Pro Reli wüchsen wohl die Befürchtungen, das Volksbegehren könne nicht erfolgreich enden. Ähnlich äußerte sich auch die Initiative »Pro Ethik«, die den gemeinsamen Ethikunterricht in Berlin unterstützt. Sprecher Gerhard Weil empfahl »Pro Reli« und seinem Vorsitzenden, »im Kampf um Unterschriften und Anhänger nicht durch üble Nachrede und Verleumdung die guten Sitten« zu mißachten. »Unwahrheiten und Diffamierungen« seien schlechte Werbemittel in einer Frage, »bei der es um ethische Bildung geht«.

Für Berliner Schüler ist die Teilnahme am Religionsunterricht freiwillig. Dagegen ist das Fach Ethik ein Pflichtfach. Pro Reli möchte, daß beide Fächer künftig gleichberechtigt behandelt werden und die Schüler sich für eines von beiden entscheiden müssen. Für den von Pro Reli angestrebten Volksentscheid müssen bis zum 21. Januar 2009 170000 Unterschriften zusammenkommen. (ddp/jW)

http://www.jungewelt.de/2008/12-30/025.php

taz v. 30.12.2008   

Humanisten wehren sich 

In der Debatte um die Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht an Berliner Schulen wird die Auseinandersetzung schärfer. Der Humanistische Verband (HVD) prüft inzwischen ein strafrechtliches Vorgehen gegen den Verband Pro Reli, wie der Geschäftsführer des HVD-Landesverbandes, Manfred Isemeyer, ankündigte. In einem Interview der FAS hatte der Vorsitzende der Initiative Pro Reli, Christoph Lehmann, schwere Vorwürfe gegen den HVD erhoben. Der Verband zeichne sich durch "religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen aus", sagte Lehmann. So befinde sich "auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes hpd ein Artikel mit dem Titel ,Die religiöse Dressur des Kindes', in dem Erstkommunionkinder mit dressierten Zirkuspferden verglichen werden". Eine solche Herabwürdigung Andersgläubiger oder Andersdenkender sei Ausdruck weltanschaulicher Intoleranz und mangelnden Respekts vor der Religiosität anderer. Isemeyer nannte Lehmanns Äußerungen "grob unwahr". DDP
http://www.taz.de/regional/berlin/aktuell/artikel/?dig=2008%2F12%2F30%2Fa0150&cHash=5dba2c185c

Berliner Morgenpost v. 30.12.2008

Verband prüft Strafanzeige gegen Pro Reli

In der Debatte um die Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht an Berliner Schulen wird die Auseinandersetzung schärfer.

Der Humanistische Verband (HVD) prüft inzwischen ein strafrechtliches Vorgehen gegen den Verband Pro Reli. Das kündigte Manfred Isemeyer, der Geschäftsführer des HVD-Landesverbandes, an. In einem Interview der "Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung" hatte der Vorsitzende der Initiative Pro Reli, Christoph Lehmann, schwere Vorwürfe gegen den HVD erhoben.

Der Verband zeichne sich durch "religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen aus", sagte Lehmann. So befinde sich "auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes ein Artikel, in dem Erstkommunionkinder mit dressierten Zirkuspferden verglichen werden". Eine solche Herabwürdigung Andersgläubiger sei Ausdruck weltanschaulicher Intoleranz. Isemeyer nannte Lehmanns Äußerungen "grob unwahr". Der Verband lasse prüfen, ob Lehmanns Behauptungen "den Straftatbestand der üblen Nachrede erfüllen".

http://www.morgenpost.de/printarchiv/berlin/article1006748/Verband_prueft_Strafanzeige_gegen_Pro_Reli.html

dieser Artikel auch auf:

http://www.investitionsbank.de/desktopdefault.aspx/tabid-200//516_read-2337/

www.meinespd.net am 30.12.2008 – 9:17 Uhr
Pro Reli betreibt üble Nachrede gegen den HVD / von Axel Haese

Der Vorsitzende des Vereins Pro Reli Dr. Christopf Lehmann hat gegenüber der Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung (Ausgabe v. 28.12.08) behaubtet: "Der Lebenskundeunterricht sei von Religionsfeindlichkeit geprägt."
Hierzu ein Auszug aus den Grundsätzen für Humanistische Lebenskunde in den Ländern der Bundesrepublik Deutschland.

"Schülerinnen und Schüler sollen bei der Entwicklung ihrer Fähigkeiten zur selbstbestimmten Orientierung bei exestenziellen Lebensfragen unterstützt werden, so auch bei der Entwicklung ihrer Welt - und Lebensanschauung. Deshalb  gehört zum Lebenskundeunterricht nicht nur das Kennenlernen des weltlichen Humanismus, sondern auch die Beschäftigung mit Religionen und anderen Weltanschauungen. Dabei wird der Unterricht Kompetnzen dafür vermitteln, mit religös gläubigen  Kindern und Jugendlichen unvoreingenommen deren zu können und dafür auch ein Grundwissen über Religionen aufzubauen helfen. Religionen und andere Weltanschauungen werden nicht diffamiert, sondern als Bemühungen von Menschen interpretiert, Antworten auf existentielle Fragen zu finden. Zugleich werden ideologische Funktion und gesellschaftliche Rolle von Religionen und Weltanschauungen analysiert. Alle Religionen und Weltanschauungen werden letztlich daran gemessen, welsches Verhältnis sie zu den Menschenrechten formulieren und praktizieren."

http://www.meinespd.net/weblogs/beitrag/2555

Blog auf WebSite "Jüdisches Berlin" v. 1.1.2009
 (juedisches-berlin.myblog.de)
"pro Reli" - unter der Gürtellinie 

In den letzten Wochen nahm die öffenentliche Diskussion über das Anliegen des Volksbegehrens „pro Reli“ von Seiten verschiedener kirchlicher Vertreter immer schärfere Züge an. Jetzt wurde endgültig das Niveau unter der Gürtellinie erreicht.

In Berlin hat Religionsunterricht nicht den Charakter eines Wahlpflichtfaches wie in den meisten anderen Bundesländern. Das möchte die Initiative „pro Reli “ ändern. 

In Berlin können Schüler Religionsunterricht als Wahlfach belegen. Er findet in öffentlichen Schulgebäuden statt. 90 % der Kosten, das betrifft auch die Gehälter der Religionslehrer, werden vom Staat bezahlt. Hatun Sürücü wurde im Februar 2005 aufgrund ihres „zu westlichen Lebensstils“ ermordet. An der anschließenden Diskussion wurde deutlich, in welch hohem Ausmaß unter Jugendlichen dieser sogenannte „Ehrenmord“ gebilligt wurde. Deshalb beschloß der Berliner Senat ab dem Schuljahr 2006 / 2007 Ehtik für die siebten Klassen als Pflichtfach einzuführen. Der Ethikunterricht soll nach und nach ausgeweitet werden bis zur 10. Jahrgangsstufe. Er soll ein Forum bieten, dass Jugendliche gemeinsam über Werte ins Gespräch kommen können. Religionsunterricht kann nach wie vor besucht werden, jedoch beklagen die Kirchen, dass der Besuch des konfessionell gebundenen Unterrichts seit der Einführung des Faches Ethik zurückgegangen sei. 

Die Initiative „pro Reli“ muß bis Ende Januar 170 000 Unterschriften sammeln, damit ein Volksbegehren stattfinden kann, an dessen Ergebnis der Berliner Senat dann gebunden sein wird. Besonders jetzt um die Weihnachtszeit gehen die Kirchen in die Offensive. Nicht nur bei kirchlichen Veranstaltungen werden Unterschriften gesammelt. Da an Weihnachten viele Menschen, die sonst nicht viel Kontakt zur Kirche haben, in die G-ttesdienste kommen, wurde auch nach den G-ttesdiensten um Unterschriften gebeten. Im Vorfeld dazu bekam schon jedes Mitglied der katholischen Kirche sowie der evangelischen Landeskirche Post vom Bischof. 

Auf der Website „Freie Wahl“ kann man sich die Argumente der pro Reli-Anhänger anschauen. Außer den beiden großen Kirchen gehören zu den Unterstützern auch noch die jüdische Gemeinde zu Berlin, der Dachverband Türkisch-islamische Union der Anstalt für Religionen, die Berliner Landesverbände von CDU und FDP sowie einige kirchliche Organisationen. In der jüdischen Gemeinde ist auf Gemeindeebene bis jetzt nichts zu diesem Anliegen zu hören gewesen außer dass in der monatlich erscheinenden Gemeindezeitschrift „jüdisches Berlin“ zum Unterschreiben aufgefordert wurde und in der Novemberausgabe eine Pro (Rabbinerin Gesa Ederberg) und eine Contra-Position (Axel Itai Böing) vertreten wurde. 

Auch eine Aktion „Christen pro Ethik “ (Christen für das gemeinsame Schulfach Ethik) wurde inzwischen gegründet. Auf der Auftaktveranstaltung sagte Professor Dr. Michael Bongard über den Ethikunterricht: Seine zentrale Aufgabe ist es, die von Habermas diagnostizierteSprachlosigkeit zu überwinden: also die Sprachlosigkeit zwischen den so unterschiedlich geprägten Kulturen, Weltsichten, Lebensentwürfen, die in unserer Gesellschaft Platz haben sollen. Es wurde schon deutlich: Nur wenn dieses Gespräch gelingt, haben unsere so mühsam errungene freiheitliche Gesellschaft und ihre demokratische Staatsform eine Überlebenschance.

Der Berliner Rahmenlehrplan für das Schulfach Ethik erscheint mir für die Einführung in dieses unverzichtbare Gespräch nach wie vor vorbildlich. Denn er sieht vor, dass die Schülerinnen und Schülerinnen miteinander und voneinander lernen: bezogen auf Themen ihrer Lebenswelt, angepasst an das je altersentsprechende Reflexionsvermögen. Hier geht es nicht nur um das gegenseitige Kennenlernen. Hier können unerwartete Gemeinsamkeiten entdeckt werden. Hier kann es um die Freude am Anderssein der Anderen gehen, die immer ein wichtiger Impuls für Grenzüberschreitungen bleiben wird. Hier geht es aber auch und vor allem darum, sich selbst dann noch gegenseitig zu achten, selbst dann noch miteinander zu
sprechen, wenn man die anderen nicht mehr versteht, wenn man ihre Ansichten und Entscheidungen nicht teilen, nicht übernehmen kann oder will. Von Schwierigkeiten solchen Lernens wissen alle zu berichten, die den Ethikunterricht kennen egal, ob aus Lehrer- oder Schülerperspektive. Doch einfacher, billiger ist unsere demokratische Gesellschaft nun einmal nicht zu haben und nicht zu halten.

Und genau solches Lernen kann kein Weltanschauungs- oder Religionsunterricht leisten. Ob ich als Christ über die Muslime rede oder ob ich mich auf das viel schwierigere Gespräch mit Muslimen einlasse;ob ich als humanistischer Atheist kritisch über die Religionen informiert werde, oder ob ich überzeugenden religiösen Menschen begegne, ohne deshalb von ihnen missioniert zu werden oder sie zu missionieren.


(Der vollständige Text ist hier zu finden) 

Professor Bongardt war katholischer Priester und musste wegen seiner Heirat die katholische Fakultät verlassen. Er bildet jetzt am „Institut für vergleichende Ethik“ Ehtiklehrer aus. 

In der Morgenpost vom 31. Dezember ist zu lesen: In der Debatte um die Wahlfreiheit zwischen Ethik- und Religionsunterricht an Berliner Schulen wird die Auseinandersetzung schärfer.

Der Humanistische Verband (HVD) prüft inzwischen ein strafrechtliches Vorgehen gegen den Verband Pro Reli. Das kündigte Manfred Isemeyer, der Geschäftsführer des HVD-Landesverbandes, an. In einem Interview der "Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung" hatte der Vorsitzende der Initiative Pro Reli, Christoph Lehmann, schwere Vorwürfe gegen den HVD erhoben. 

Der Verband zeichne sich durch "religionsfeindliche und -diffamierende Äußerungen aus", sagte Lehmann. So befinde sich "auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes ein Artikel, in dem Erstkommunionkinder mit dressierten Zirkuspferden verglichen werden". Eine solche Herabwürdigung Andersgläubiger sei Ausdruck weltanschaulicher Intoleranz. Isemeyer nannte Lehmanns Äußerungen "grob unwahr". Der Verband lasse prüfen, ob Lehmanns Behauptungen "den Straftatbestand der üblen Nachrede erfüllen".


Der hpd (Humanistische Pressedienst), der diesen Artikel auf seiner Homepage publiziert, ist ein unabhängiges Presseorgan. Der Artikel „die religiöse Dressur des Kindes – Gedanken zur Erstkommunion“ wurde dort am 27. März eingestellt. Nun kann man sich fragen, warum Christoph Lehmanns Kritik an diesem Artikel am 28.12., also in der Zeit zwischen Weihnachten und Jahreswechsel publiziert wird. Auf der Website des Humanistischen Verbandes ist zu lesen, dass dieser zwischen 22.12.2008 und 4.1.2009 Winterpause macht. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt. 

Die vollständige Stellungnahme des Humanistischen Verbands kann man hier nachlesen 
Der Beitrag "die religiöse Dressur des Kindes" ist hier zu finden. 

http://juedisches-berlin.myblog.de/

TEIL II: Auseinandersetzung um den FAS-Artikel "Das Gespenst des Humanismus" 

1. Artikel in der FAS v. 28. Dezember 2008 – S. 4

Das Gespenst des Humanismus
Wie ein atheistischer Freidenker-Verband an staatlichen Schulen die Feindbilder des Kommunismus wiederbelebt - und seine eigene DDR-Vergangenheit leugnet. 
Von Antje Schmelcher

Ein Gespenst geht um in den Klassenzimmern Berlins und Brandenburgs - und vielleicht schon bald auch im Rest der Republik. Es nennt sich nicht Kommunismus, sondern "Weltanschauungsgemeinschaft", und seine Botschaft heißt "humanistische Lebenskunde". Die verbreitet es ganz ungeniert im Schulunterricht - mit Zustimmung und Finanzierung durch die zuständigen staatlichen Stellen.

Das Unterrichtsfach "humanistische Lebenskunde", das derzeit vor allem an Grundschulen unterrichtet wird, besuchen allein in Berlin mehr als 47 000 Schüler, in Brandenburg sind es bislang 850. In fast allen Bundesländern laufen momentan Antragsverfahren zur Zulassung des Faches. Die Teilnahme am Lebenskundeunterricht ist wie die am Religionsunterricht zwar freiwillig, Zensuren gibt es nicht. De facto entscheiden die Schüler und deren Eltern sich aber alternativ für Religion oder für Lebenskunde. 

Das ist auch der Grund, weshalb die Organisation hinter dem Fach humanistische Lebenskunde, der "Humanistische Verband Deutschlands" (HVD), in der gegenwärtig in Berlin geführten Debatte um ein Pflichtfach Ethik die Plattform Pro Ethik unterstützt: Von einem für alle Schüler von der 7. Klasse an verpflichtenden Fach Ethik erhofft sich der HVD, an den Grundschulen, die in Berlin bis zur 6. Klasse gehen, als eine Art Ethik-Unterricht für Grundschüler wahrgenommen zu werden (für die höheren Klassen können sich Lebenskunde-Lehrer mit Staatsexamen dann im Fach Ethik weiterbilden lassen). Auf einem hübschen Plakat, auf dem drei Kinder auf einem Floß sitzen, wirbt der HVD, der bis 1993 noch "Verband der Freidenker" hieß, für sein Fach. Von welcher Strömung es getragen wird, wissen allerdings die wenigsten Eltern und Kinder. 
Sie vertrauen auf die Integrität der staatlichen Schulen und verstehen unter der Bezeichnung "humanistisch" klassische Bildungsideale und unter "Lebenskunde" eine Art Sachkunde in Wertefragen. Oft verwechseln die Eltern das Fach Lebenskunde auch mit dem in Brandenburg unterrichteten Fach Lebensgestaltung / Ethik / Religion (LER), einem wertneutralen staatlichen Pflichtfach. Hier beginnt eine große Verwirrung um Werte und Weltanschauungen, von der vor allem der HVD profitiert.
Die Geschichte der Lebenskunde, die seit 1985 in West-Berlin und seit 2007 in Brandenburg als freiwilliges Fach unterrichtet werden darf, ist verwickelt, aber aufschlussreich: 1988 traf das Politbüro der SED den geheimen Beschluss, die vielen Bürger, die weltanschaulich interessiert waren, aber nicht den Kirchen angehörten, in einer Organisation aufzufangen, um so die Kirchenbewegung mit ihrem "klerikalen Antikommunismus" unterwandern zu können. So wurde Anfang 1989 der Pankower Freidenker-Verband VdF gegründet. Doch schon am 12. März 1990 konnte die unabhängige Untersuchungskommission des Berliner Runden Tisches nachweisen, dass der Freidenker-Verband nicht nur vom Politbüro geplant, sondern von der Staatssicherheit systematisch als Spitzelapparat gegen die Kirchen aufgebaut worden war.
Das hinderte den schon länger existierenden West-Berliner Freidenker-Verband, der auf eine Fusion mit dem Ostverband gehofft hatte, nicht daran, in einem offenen Brief vom 27. März 1990, der dieser Zeitung vorliegt, folgende Grußworte an die DDR-Genossen zu schicken: "Gerade in dieser politisch schwierigen Situation des VdF der DDR bietet der Deutsche Freidenker-Verband, Landesverband Berlin, weiterhin allen demokratisch gesinnten FreidenkerInnen in der DDR die Zusammenarbeit im Sinne einer humanistischen Interessenvertretung der Konfessionslosen an."
Viele Mitglieder aus dem Osten sind diesem Aufruf gefolgt und in den Westverband eingetreten. Für die westdeutschen Freidenker war dieser Zuwachs ein großer Vorteil. Die Jugendweihe der Freidenker besuchten 1990 in West-Berlin kaum noch mehr als hundert Jugendliche. Und auch das Fach Lebenskunde fand nur geringe Beachtung an den Schulen. Die ostdeutschen Freidenker wiederum, besonders die Pädagogen und Pionierleiter unter ihnen, hatten ein lebendiges Interesse am Fach Lebenskunde. Denn wer als Lehrer in der DDR das Fach Staatsbürgerkunde unterrichtet hatte, dem brach nach der Wiedervereinigung ein Standbein weg. In schnellen Umschulungen durch die Freidenker war das Fach Lebenskunde für solche Pädagogen ein willkommenes Mittel, wieder die nach den Überleitungsgesetzen für Lehrkräfte an Schulen erforderlichen zwei Fächer unterrichten zu können. 

Doch das schmuddelige Image der Pankower Freidenker wirkte nach. Um die Herkunft von kompromittierten Freidenkern, wie etwa dem Pädagogen und Stasi-IM Edgar Drefenstedt, der als Professor in der DDR Staatsbürgerkunde-Lehrer ausgebildet und ein Standardwerk über die "Sozialistische Unterrichtstheorie" verfasst hatte und der jahrelang als Vorsitzender des Deutschen Freidenker-Verbandes unbehelligt Lebenskunde unterrichten durfte, zu verdunkeln, benannten sich die Freidenker 1993 in Humanistischer Verband Deutschlands um. Das Personal blieb, darunter nicht wenige Mitglieder der SED-Nachfolgepartei PDS, wie etwa der damalige Geschäftsführer Heiko Schallmach. Der HVD hat seine Zentrale seitdem im Gebäudekomplex der ehemaligen Bezirksparteischule der SED in der Wallstraße im Osten Berlins. Von dort aus betreibt der Verein, der nach eigenen Schätzungen in Berlin mehr als 4100 und bundesweit mindestens 20 000 Mitglieder hat, außerdem Kindergärten, Sozialstationen, Hospizdienste, Patientenverfügungen und Schwangerenberatungen. Er bedient damit auch eine in den westlichen Bundesländern steigende Nachfrage. Größere HVD-Landesverbände gibt es in Rheinland-Pfalz, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen. Der bayrische Landesverband gründete sogar schon mehrere Kindergärten.
An den Brandenburger Schulen gibt es den Lebenskundeunterricht seit 2007. Zwei Jahre zuvor hatte das Brandenburger Landesverfassungsgericht entschieden, dass weltanschauliche Gemeinschaften wie der HVD gegenüber Kirchen an öffentlichen Schulen nicht diskriminiert werden dürfen - und ließ Lebenskunde als freiwilliges Schulfach zu.
In Berlin profitieren die Freidenker von der sogenannten Bremer Klausel des Berliner Schulgesetzes, das 1947 mit roter Mehrheit verabschiedet worden war und Religion nicht als ordentliches Schulfach zulässt. Die Weltanschauungsgemeinschaften dürfen ihren Unterricht auf freiwilliger Basis und ohne Benotung anbieten. Sie stellen auch die Lehrer - die Gehälter zahlt der Senat. Er zahlt auch für die Ausbildung der Lehrer in Lebenskunde, denn das Fach wurde in das Lehrerbildungsgesetz aufgenommen. 
Seit 1998 kann man die staatlich anerkannte Lebenskunde als Ergänzungsstudium am Ausbildungsinstitut für Humanistische Lebenskunde im Fachbereich Erziehungswissenschaften an der Technischen Universität Berlin studieren. Dazu ist nicht einmal das zweite Staatsexamen nötig, wie der HVD selbst wirbt. In seiner Hauszeitschrift "Diesseits" vom 3. Quartal 2008 bedanken sich Studentinnen des Instituts. Ulla Ringe, Lebenskundelehrerin seit 2002, schreibt: "Nach kurzer Nachfrage war klar, dass auch ich als hauptamtliche Lebenskundelehrerin ohne Staatsexamen dieses Studium machen könne und zu meiner großen Freude danach in der Gehaltseinstufung des HVD eine Klasse höher rutschen würde." Diese Gehälter zahlt, wie gesagt, der Berliner Senat - der damit in eine Lehrerausbildung investiert, die staatlichen Anforderungen nicht genügt.
Für die Inhalte sind die "Humanisten" selbst verantwortlich. Neben Themen aus dem humanistischen Rahmenlehrplan wie "Individualität, Verbundenheit, Solidarität", "Verantwortung für Natur und Gesellschaft" und "Aufklärung und Humanismus" sollen vor allem die Religionen "erklärt" werden. Dabei wird das Lehrwerk "Märchen, Mythen, Religionen" empfohlen, herausgegeben im hauseigenen Humanitas-Verlag, in dem von der Grausamkeit der Märchen direkt zur Grausamkeit der abrahamitischen Religionen unter den Stichworten "Hingabe, Opfer, Gehorsam, Inzest und Beschneidung" übergeleitet wird. Der Schockeffekt auf Kinder ist kalkuliert. 
Aber auch politisch hat der HVD Schulkindern einiges mitzuteilen. So heißt es in der Praxismappe zum Rahmenplan für das Fach Lebenskunde auf der Homepage des HVD: "Die Kinder sind zu informieren, dass nichteheliches familiäres Zusammenleben zwischen Eltern und Kindern sowie gleichgeschlechtliche Partnerschaften in unserer Gesellschaft gegenüber der ,normalen' Ehe und Familie benachteiligt sind." Auch das Thema Feierkultur spielt im Unterricht eine Rolle, wobei neben religiösen Feiern auch die Feiern der Freidenker wie etwa die Jugendfeiern thematisiert werden.
Auf eine Kleine Anfrage der CDU vom 16. Juni 1994, in der nach der Rechtmäßigkeit der Werbung für Jugendweihe-Feiern im Lebenskunde-Unterricht gefragt wurde, hatte der damalige Senator für Schule, Berufsbildung und Sport, Jürgen Klemann (CDU), noch geantwortet: "Eine Beteiligung der Lehrerinnen und Lehrer beim Vorbereitungsunterricht für Jugendweihe im Rahmen ihrer schulischen Tätigkeit wäre als Verletzung der Neutralitätspflicht anzusehen. Werbung für oder Aufforderung zur Teilnahme an Jugendweihen innerhalb des Unterrichts sind Dienstpflichtverletzungen. Zwang zu kollektivem Verhalten verstößt gegen Grundgesetz, Schulgesetz für Berlin und Schulverfassungsgesetz."

Den rot-roten Senat von heute scheint das nicht zu stören, denn nach wie vor lässt der HVD die in Jugendfeiern umbenannten Jugendweihen zelebrieren - mit großem Pomp im Friedrichstadtpalast, aber ebenso in Schulgebäuden. Nach eigener Auskunft des HVD ist dort automatisch Mitglied, wer an einer Jugendfeier teilgenommen hat. Für diese Feiern wirbt der HVD nach wie vor im Lebenskundeunterricht, denn die weltanschaulichen Zeremonien gehören zum Konzept des Verbandes, mit dem er seine weltanschauliche Ausrichtung legitimiert. Auf Anfrage antwortet der Verband ausweichend: "Da der Unterricht hauptsächlich in der Grundschule stattfindet, spielt die Werbung für Jugendfeiern keine Rolle. In der Altersgruppe, in der die Jugendfeier stattfindet, wird das Fach Lebenskunde weniger angeboten." Doch in der HVD-Broschüre zum Fach Lebenskunde steht: "Aber gerade die bewusste weltanschauliche Parteinahme und Bindung an den Humanismus und die ebenso bewusste Einbeziehung der psychischen Dimension ethischer Urteilsbildung in den Lernprozess sind konstitutiv für den Lebenskundeunterricht und unterscheiden ihn vom Ersatzfach Ethik/Philosophie." 
In seiner eigenen historischen Wahrnehmung bezieht sich der HVD immer auf eine 100-jährige Freidenker-Tradition, die er humanistisch nennt, die es aber in ihrer angeblichen Homogenität so nie gegeben hat. Damit lenkt der Verband ab von der viel prägenderen Tradition des DDR-Staatskultes, von der der HVD heute aber nichts mehr wissen will.
Die Frage, wie der HVD zur Unterdrückung der Kirchen in der DDR steht, kontert der Bundesvorsitzende Horst Groschopp, Jahrgang 1949, der schon 1989 den Pankower Freidenkern beigetreten war und während der DDR Dozent für die Geschichte der Arbeiterbewegung an der Humboldt-Universität war, mit der Bemerkung, die gemeinsame deutsch-deutsche Geschichte sei aus konfessionsfreier Sicht noch nicht genügend aufgearbeitet. Dann fragt er noch, ob es denn sicher sei, dass die Freidenker im Westen nicht unterdrückt worden seien.
Humanismus: eine Begriffsklärung

Vor dem Hintergrund der Greuel der sullanischen Proskriptionen, mit denen politische Gegner für vogelfrei erklärt worden waren, forderte Cicero einst "humanitas" ein, womit er Milde, Mitmenschlichkeit und geistige Bildung meinte. Der Humanismus der frühen Neuzeit war eine wissenschaftliche Reformbewegung, die den christlichen Glauben unter den Vorhalt der Vernunft stellte. Er ging mit einer Stärkung der alten Sprachen und zahlreichen, zunehmend textkritischen Bibelübersetzungen einher. Im Schul- und Universitätswesen des 19. Jahrhunderts meinte Humanismus dann die Konzentration auf Bildung im Sinne des klassischen Kanons - bestehend aus Griechisch, Latein, Grammatik und Rhetorik. Der christlichen folgte unter dem Einfluss Feuerbachs eine dezidiert religionskritische Bedeutung des Wortes; im Englischen hat der Begriff "humanism" die Bedeutung von Atheismus angenommen. Im Deutschen versteht man aber unter Humanismus durchaus nicht das Schlagwort der DDR für korrektes sozialistisches Verhalten. Ost-Berlin bezog sich dabei auf Karl Marx, der mit Humanismus die "Aufhebung der Entfremdung der arbeitsteiligen Fabrikarbeit" bezeichnete. Den atheistischen Humanismus setzte Marx in seinen Schriften mit dem Kommunismus gleich.
Man muss sich heute gar nicht wundern, warum immer weniger Kinder immer weniger über die DDR wissen. Einer der Gründe liegt im Fach Lebenskunde. Wer wie der HVD von der "gleichen Freiheit aller Menschen" schwadroniert und davon, "alle gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnisse aufzudecken und zu überwinden", sowie davon, "alle Formen der Herrschaft von Menschen über andere Menschen durch selbst bestimmte politische Ordnungsformen abzulösen" (Auszug aus dem "Humanistischen Selbstverständnis" des HVD, Punkt 4), der muss sich die Frage gefallen lassen, wieso er sich nicht mit dem totalitären Kapitel seiner eigenen Vergangenheit beschäftigen will. Und er muss sich fragen lassen, ob er überhaupt begriffen hat, dass er in einer Demokratie angekommen ist - und ob er da überhaupt sein will. Denn die Sprache, die er benutzt, ist eine andere. Es ist die Sprache der Indoktrination.

Es soll aussehen wie Ethik-Unterricht - doch genau das ist es gerade nicht. Berlin bezahlt für Lehrer, die staatlichen Anforderungen nicht genügen.

2. Kommentar vom Bundesvorsitzenden des HVD 

Humanistischer Pressedienst hpd v. 29.12.2008 – 16:16 Uhr – Nr. 6048

Gespensterjagd auf Humanismus 

Kommentar von Horst Groschopp
BERLIN. (hpd) Wer gestern (28.12.2008) die „Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung“ aufschlug, dem fiel auf Seite 4 ein Wahlplakat der CDU aus den frühen 1950ern ins Auge, dessen Historie eine eigene Geschichte hat, und man dachte prompt, nicht nur der Kalte Krieg kehrt zurück, sondern von Moskau aus werden nun schon wieder Marionetten – „Pankower Freidenker“ – gesteuert, die mittels des (angeblich atheistischen) Humanistischen Verbandes (HVD) und seinem Schulfach „Lebenskunde“ den Kommunismus und die DDR wach halten. Pankow – für Auswärtige – ist ein Berliner Ortsteil, bekannt durch Konrad Adenauers Äußerungen über die angeblich dort residierende Regierung der „Soffjettzone“ und durch Udo Lindenbergs Sonderzug-Rock-Song.

In dem Artikel von Antje Schmelcher riecht es nach alten „Roten Socken“ und das soll wohl auch so sein. Schon die Überschrift „Das Gespenst des Humanismus“ soll das „Kommunistische Manifest“ (von 1848) assoziieren und die Unterüberschrift gibt die Richtung vor: „Wie ein atheistischer Freidenker-Verband an staatlichen Schulen die Feindbilder des Kommunismus wiederbelebt – und seine eigene DDR-Vergangenheit leugnet“. „Pro Reli“ – deren Intentionen der hahnebüchene Text folgt, um mal gleich den ganzen Humanismus abzubürsten – muss schon arg in Bedrängnis sein, wenn seine Verfechter zu solchen Mitteln greifen. Die Presserklärung des HVD Berlin von heute sagt dazu das Nötige.
 

Konzept der Verwechslung

Die „Frankfurter Allgemeine“ ist auch nicht mehr das, was sie mal war. Konservativ ist sie zwar noch immer, aber nun auch schlecht journalistisch im Stil (das ist Geschmackssache), aber vor allem miserabel in der Recherche (das geht ans Eingemachte).
Am Anfang und am Ende der Gespensterjagd steht ein einfacher Irrtum, genauer: eine dumme Verwechslung. Geschrieben wird ständig über die „Pankower Freidenker“ (gemeint ist mal der 1989 gegründete „Verband der Freidenker der DDR“, mal der „Deutsche Freidenkerverband, Sitz Dortmund“, den es in der Bundesrepublik schon fast immer gab, mal des letzteren Berliner Ortsverband, mal des ersteren Landesverband, der sich übrigens mit der DDR auflöste, dazu unten noch etwas), aber getroffen werden soll ständig der „Humanistische Verband Deutschlands“ (HVD), mal als Bundesverband, mal als Berliner Landesverband.

Es handelt sich bei den Freidenkern und Humanisten jedoch um verschiedene Organisationen, zwei unterschiedliche, in großen Teilen sogar gegensätzliche „Bewegungen“, eingeschlossen differente politische Konzepte. Es ist nämlich bei den Konfessionsfreien wie bei den Christen, es gibt (mal „christlich gesprochen“) Katholiken, Protestanten, Kirche von unten, Theologen der Befreiung usw. usf. Hier empfehle ich gern die Lektüre der letzten sechs Hefte von „humanismus aktuell“ zum Studium; dort auch Ausführungen zum Atheismus in der DDR und zur Gründung des VdF, falls gewünscht.
Diese Tatsachen muss – bezogen auf das Bevölkerungsdrittel der Konfessionsfreien in Deutschland – nicht wissen, wer sich nur allgemein interessiert, aber studieren sollte die Varianten schon, wer recherchiert und sich aufmacht, ehrenwerte Leute zu beleidigen, die sich im HVD verfassungsrechtlich – erst seit 1919 garantiert (Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 137 WRV) und 1933-1945 verboten – in Weltanschauungsgemeinschaften zusammenschließen, um ihre humanistischen Prinzipien wie Individualität, Selbstbestimmung, Weltlichkeit, Toleranz, Solidarität, Kritikfähigkeit, Barmherzigkeit und Bildung zu leben und mit dem Grundsatz zu verbinden: „Alle Menschen sind als Menschen gleich“.
Der HVD zog mit seiner Gründung 1993 (ihm gehören immerhin auch drei „Körperschaften des Öffentlichen Rechts“ an) auch öffentlich nachvollziehbare, theoretische, praktische wie politische Trennstriche zur alten Freidenkerei und Anti-Religion zwischen 1881 und 1933, 1945-1990. Diese betreffen sowohl die Distanz zu einer Freidenkerei, die die freie Weltanschauung dogmatisch und sektiererisch an den Marxismus-Leninismus zu binden versucht, als auch die klare Distanz nach rechts, etwa zu völkischen Atheisten, die es ja auch gibt. 

Die Annahme von Humanismus als Weltanschauung durch den HVD 1993 wurde in der Folgezeit nicht nur verbunden mit einer vorrangig positiven Arbeit an einem humanistischen Welt-, Menschen- und Gesellschaftsbild. Der HVD hat sich generell von der bloßen Verneinung kirchlicher Institutionen bzw. religiöser Lebensanschauungen verabschiedet, auch vom sektiererischen „Kirchenkampf“ und radikaler Religionskritik. Wer behauptet, der organisierte Humanismus des HVD sei eine „antireligiöse Bewegung“, der hat einfach keine Ahnung von der säkularen Szene und sollte sich einfacheren Themen widmen – z.B. Hundehaufen auf dem Berliner Kollwitzplatz.

Irrtümer über Irrtümer

Einige der groben Fehlgriffe seien herausgegriffen.

· Die Autorin verweist auf einen Aufruf des „Deutschen Freidenkerverbandes, Sitz Berlin“, einem der Gründungsmitglieder des HVD und Träger des Faches „Lebenskunde“ in Berlin seit 1984. Dieser Aufruf wendet sich an freidenkerische Menschen in der DDR. In diesem Aufruf wird ausdrücklich auf die Staatssicherheits-Gründungsverwicklungen des VdF als Ziehkind der SED verwiesen und eine Vereinigung ausgeschlossen. Gerade deshalb setzte der HVD auf Einzelaufnahmen (diesseits 11/1990); Originalbrief als PDF im Anhang.

· Der DDR-Freidenker-Landesverband Berlin löste sich zum 30. November 1990 selbst auf (diesseits 13/1990). Wer die „Pankower Freidenker“ sind, von denen der Artikel in der FAS erzählt, wäre von der Verfasserin genauer zu erklären. Meint sie den heutigen Berliner Landesverband des DFV, Sitz Dortmund, den DDR-Restverband nach 1990 oder wen?

· Mit diesem Fehlschluss lösen sich auch einige der von Antje Schmelcher aufgeworfenen „Personalfragen“ von selbst: Edgar Drefenstedt war nie beim HVD, schon gar nicht Lebenskundelehrer (hier fällt die Autorin vielleicht auf FOCUS 12/1996 herein); Heiko Schallmach nie Geschäftsführer des Berliner HVD.

· Es gab keinerlei Umschulung von Staatsbürgerkunde(Stabü)- zu Lebenskundelehrern, im Gegenteil: Es herrschte beim DFV Berlin, dem späteren HVD Berlin, ein Verbot, ehemalige Stabü-Lehrer oder Ex-Schulleiter einzustellen.

· Lebenskunde gibt es nicht, weil die Bremer Klausel im Grundgesetz dies gestatten würde, sondern weil Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften prinzipiell gleichgestellt sind. Es gibt eine spezifische Berliner Form der Freiwilligkeit des Faches, die auch für Religionsunterricht (RU) gilt. Aber dort, wo RU ordentliches Lehrfach ist, wird es sicher künftig auch andere Formen von Lebenskunde geben. 

· Die Bildungsvoraussetzungen für Lehrer, Lebenskunde zu unterrichten, ist ein Universitätsabschluss nach einem geistes- bzw. sozialwissenschaftlichen Studium, verbunden mit pädagogischer Praxiserfahrung. Nur Lehrer können zwei Staatsexamen haben. Warum sollte der HVD, z.B., auf hoch gebildete Philosophen verzichten, die befähigt sind und das nachgewiesen haben, Kinder ordentlich zu unterrichten?

· Die Lehrerausbildung gehorcht generell dem Schulgesetz und jede eingestellte Lehrkraft bedarf der Zustimmung der Senatsverwaltung. Niemand wird also ungeprüft übernommen.

· Die Autorin kann beruhigt werden, der „Schockeffekt auf Kinder“ im Zusammenhang mit der erwähnten Broschüre über Märchen und Mythen wird sich nicht einstellen, denn der Lesestoff ist ein Handbuch für Erwachsene.

· Selbstverständlich kann im Religionsunterricht für Konfirmation oder Kommunion geworben werden. Warum soll dies – betreffend die Jugendfeiern des HVD – im Lebenskunde-Unterricht untersagt sein?

· Wer beim Berliner HVD eine Jugendfeier absolviert, wird nicht automatisch Mitglied, erst auf eigenen Antrag hin. Im HVD Bundesverband gibt es keine einheitlichen Regelungen hierzu, da z.B. bei KdÖR in Nürnberg, Dortmund und Hannover andere Voraussetzungen und Traditionen gegeben sind als in Berlin oder Schwerin.

· Autorin verwechselt ständig das neutrale Fach „Ethik“ für alle (und die Anforderungen an hier tätige staatliche Lehrer) und das Bekenntnisfach „Lebenskunde“ für Freiwillige. Genau dies ist aber der Unterschied, den „Pro Reli“ ständig in der Öffentlichkeit verwischt, um auf 170.000 Stimmen zu kommen. Die Bürgerinnen und Bürger, so scheint es, sind hier besser informiert und vor allem offener eingestellt.

Historische Anmerkung

Als die Nationalsozialisten in Deutschland 1933 an die Macht kamen, gehörte zu den ersten Maßnahmen die Abschaffung der „weltlichen Schulen“ und das Verbot des Lebenskundeunterrichts überall im Land und zuförderst in Berlin. In einem Brief der preußischen Abteilung des „Bundes Deutscher Evangelischer Lehrer- und Lehrerinnen-Vereine“ vom 13. März 1933 an den Reichskommissar für das Preußische Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung (BA, R 4901/3269/1, Bl. 1) frohlockten die Absender „Das Ende des Humanismus ist da!“ Nein, das war damals falsch prognostiziert und ist es auch heute.

Fazit

Holloween ist dieses Jahr vorbei. Da war kurz vor Mitternacht die einzige Gelegenheit, das Gespensterjägerdiplom in zwei Graden auf einem Friedhof der eigenen Wahl zu erlangen. Voraussetzung dafür wäre es gewesen, nachweislich 15 Gespenster zu fangen. Vielleicht erfüllt der FAS-Artikel diese Zahl oder auch nicht – jedenfalls kommt der angebliche Nachweis zu spät. Nächstes Jahr ist wieder Holloween. Da schauen wir mal, wer kommendes Jahr olle Kamellen für neue Gespenster hält. Denn seit es den HVD gibt, werden immer wieder und ziemlich regelmäßig alte, rote und verweste Socken ausgegraben, die denen nicht passen, denen sie gehören sollen.

http://hpd.de/node/6048 Links: [1] http://hpd.de/files/brief_10ß.pdf

Der Brief des Deutschen Freidenker-Verbandes (Sitz: Berlin-West) an FreidenkerInnen in der DDR ist vollständig auf http://hpd.de/node/6048 zu finden. 

3. Hinweis:
In der Pressemitteilung des HVD v. 29.12.2008 heißt es in Bezug auf den FAS-Artikel "Das Gespenst des Humanismus: "Gegen die übrigen wahrheitswidrigen Behauptungen der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung in ihrer Ausgabe vom 28. Dezember 2008 hat der Verband bereits juristische Schritte eingeleitet.“

-------------------   Ende der Dokumentation  --------------------
Presse ab 2. Januar 2008
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Die Welt v. 2.1.2009
Der Kampf um die Religion in der Schule / Von Stefan Schulz 
In Berlin müssen Schüler in den Ethikunterricht - Ein Volksbegehren will nun Religion als gleichberechtigte Alternative durchsetzen

Berlin - Turmhoch stapelten sich nach Weihnachten die Säcke mit Unterschriften im Büro. Dreieinhalb Körbe füllten sich bei der Initiative "Pro Reli". "Wir haben einen hohen Posteingang mit einigen Tausend Unterstützern", sagt Christoph Lehmann, Vorsitzender des Vereins, "dabei gab es erst den Rücklauf aus vier von 260 Berliner Kirchengemeinden."

Weihnachten war Großkampftag in den Gotteshäusern der deutschen Hauptstadt. Dort lagen die Unterschriftenlisten für einen verpflichteten Religionsunterricht aus - der Verein "Pro Reli" will ein ordentliches Schulfach Religion in Berlin, nachdem der rot-rote Senat zum Schuljahr 2006/2007 das Fach Ethik in allen siebten Klassen zum Unterrichtsfach gemacht hatte. Religion dagegen kann nur freiwillig - wie bisher - zusätzlich belegt werden. Ziel des rot-roten Senats war es dabei, dass Schüler aller Konfessionen im gemeinsamen Ethik-Unterricht nebeneinandersitzen. Berlin kann sich dabei auf eine Sonderregelung des Grundgesetzes berufen, in den meisten anderen Bundesländern ist Religion nach der Verfassung aber ein ordentliches Unterrichtsfach.

Lehmanns Berliner Initiative, die von beiden großen Kirchen unterstützt wird, zielt darauf, Religion auch in Berlin als ordentliches Fach anzubieten. "Pro Reli" will, dass die Schüler zwischen Religion und Ethik wählen dürfen - als gleichberechtigtes, ordentliches Schulfach. Daher startete der Verein mit einigen prominenten Mitstreitern wie TV-Moderator Günther Jauch ein Volksbegehren, das nach eigenen Angaben bisher 135 000 Unterschriften gesammelt hat.

Bis zum 21. Januar ist noch Zeit, die erforderlichen 170 000 Unterschriften zu sammeln. Dann müssten die Berliner im Sommer über einen Volksentscheid abstimmen. "Mich würde es schon wundern, wenn wir es nicht schaffen würden", sagt Lehmann. Anders als beim Volksbegehren im Frühjahr 2008, als es um die Zukunft des Flughafens Tempelhof ging, ist dieses Volksbegehren bindend. Rechtsanwalt Lehmann und seine Helfer haben darauf geachtet, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der das Schulgesetz, bezogen auf den Religionsunterricht, entsprechend ändert. Darüber stimmen die Berliner ab. Sollte es zu einem Volksentscheid kommen, müsste eine Mehrheit der zur Wahl gehenden Bürger zustimmen, mindestens aber 25 Prozent der Wahlberechtigten. Das sind in Berlin mehr als 600 000 Wähler.

In den Tagen vor Weihnachten hatte "Pro Reli"-Chef Lehmann die Debatte über das Volksbegehren durch Äußerungen in der "Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung" noch einmal zusätzlich angeheizt. Dort warf er dem Humanistischen Verband (HVD) Intoleranz und mangelnden Respekt gegenüber Gläubigen vor. Der HVD, der die Gegenkampagne "Pro Ethik" leitet, zeichne sich durch religionsfeindliche und diffamierende Äußerungen aus. So befinde sich auf der Internetseite des Humanistischen Pressedienstes ein Artikel mit dem Titel "Die religiöse Dressur des Kindes", in dem Erstkommunionkinder mit Zirkuspferden verglichen werden.

Der HVD kündigte daraufhin an zu prüfen, Lehmann wegen übler Nachrede und Verleumdung zu verklagen. Manfred Isemeyer, Geschäftsführer des Berliner HVD-Landesverbandes, nennt die Äußerungen üble Nachrede und darauf gerichtet, den guten Ruf, den sein Verband habe, zu schädigen. "Pro Reli"-Chef Lehmann reagiert gelassen: "Das ist eine Tatsachenäußerung von mir, mehr nicht."

Auch wenn dieser Vorgang wohl nur eine Randnotiz bleiben dürfte, so zeigt er doch, wie emotional derzeit in Berlin über die Zukunft des Religionsunterrichts gestritten wird. In den Adventstagen hatten sich auch Kardinal Georg Sterzinsky und Bischof Wolfgang Huber persönlich für den Religionsunterricht eingesetzt.

Sollte das Volksbegehren erfolgreich sein, könnte der Volksentscheid zusammen mit der Europawahl im Juni stattfinden. Darüber entscheidet letztlich der Senat, aber der Landeswahlleiter hat sich darauf bereits eingestellt. Auch Lehmann ist überzeugt, dass es dazu kommt. Das hebt die Wahlbeteiligung, ein Plus für seine Initiative. "Und wir gehen auch davon aus, dass sich der Senat nicht dem Vorwurf aussetzen lassen wird, mit einem eigenen Termin für den Volksentscheid zusätzliche Steuergelder auszugeben", so der "Pro Reli"-Chef.

http://www.welt.de/welt_print/article2959286/Der-Kampf-um-die-Religion-in-der-Schule.html
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Gemeinsam über Werte reden

Das Schulfach Ethik fördert in einer Stadt wie Berlin die Integration. Die Entscheidung zwischen Religion und Ethik entbehrt allerdings jeden Sinn. / Von Stephan Frielinghaus

Mit vollem Pathos fordert ProReli „Freie Wahl zwischen Ethik und Religion“, eine Forderung, die sich bei näherer Betrachtung allerdings schnell als Eigentor entpuppt: Welcher Christ würde wohl ernsthaft glauben, zwischen Religion und Ethik wählen zu können? Christinnen und Christen wissen vielmehr, dass Religion und Ethik zwei Seiten ein und derselben Medaille sind (und sie wissen natürlich auch, dass Konfessionslose das mit gutem Recht ganz anders sehen). 

„Wahlfreiheit“ – was wie eine Verheißung klingt, ist in Wirklichkeit ein Euphemismus für Entscheidungszwang. Hätte das Volksbegehren Erfolg, würden sich Jugendliche künftig zwischen Ethikunterricht und Religionsunterricht entscheiden müssen, einen Sinn aber ergibt das nicht. Wir „Christen pro Ethik“ sind für Religionsunterricht. Wir haben Respekt vor den Religionslehrerinnen und Religionslehrern, die gute Arbeit unter oftmals schwierigen Bedingungen leisten. Aber wir wollen deutlich machen, dass man – gleichfalls aus christlicher Verantwortung – zu einer anderen Position in der Sache kommen kann als ProReli, dessen Anliegen sich die großen Kirchen mehrheitlich zu eigen gemacht haben: Wir halten es für richtig, dass der Senat ein Pflichtfach Ethik ab der 7. Klasse eingeführt hat, und wollen, dass es dabei bleibt. Wir ermuntern die Schülerinnen und Schüler, zusätzlich den Religions- beziehunsgweise Weltanschauungsunterricht zu besuchen, um in ihrer eigenen Konfession sprachfähig zu werden. Und wir erinnern daran, dass der Senat dazu beiträgt, dieses Angebot der Kirchen und Gemeinschaften sicherzustellen, indem er 90 Prozent der Personalkosten trägt. 

Die Sozialwissenschaftlerin Necla Kelek hat in einem Rundfunkinterview die Ansicht vertreten, dass die Integration der in Deutschland lebenden Muslime gescheitert sei. Das ist ihre Meinung, die Meinung einer mutigen Frau. Wir müssen sie nicht teilen. Die Analyse allerdings sollte uns sorgenvoll stimmen. Tatsächlich diskutieren wir schon seit längerer Zeit über gelingende oder nicht gelingende Integration. Wir diskutieren über entstehende oder schon vorhandene Parallelgesellschaften und die Gefahren, die davon für den Zusammenhalt unserer Gesellschaft ausgehen. Die Demografen sagen uns, dass bereits in wenigen Jahren die Mehrheit der Berliner Schüler einen sogenannten Migrationshintergrund haben wird. Als ökumenische Initiative Christen pro Ethik fragen wir: Was ist in dieser Situation das Beste – nicht zuerst für die Kirche, sondern – für unsere Stadt. Wir wollen nicht, dass die Berliner Schüler bei wichtigen Themen wie Lebensgestaltung, Ethik, Werten und Normen sofort nach Religionen, Konfessionen und Weltanschauungen in Gruppen und Grüppchen aufgeteilt werden. Wir wollen, dass es ein Schulfach gibt, in dem alle Schüler gemeinsam solche Fragen diskutieren können und müssen und dabei lernen, Toleranz und Dialogfähigkeit einzuüben, Konsens anzustreben und Dissens zu akzeptieren und auszuhalten. Dieses Schulfach ist das Fach Ethik. 

In Berlin ist weder ein Glaubenskrieg ausgebrochen, noch taugt das Thema für eine Neuauflage des Kulturkampfes. Es geht um die Sachfrage, ob Jugendliche in dem fraglichen Themenbereich im Zweifelsfall nur bekenntnisgebunden oder aber, wie wir meinen, in jedem Fall auch staatlich unterrichtet werden sollen. 

Von unseren Kirchen erwarten wir, dass sie sich mit ganzer Kraft dafür einsetzen, den Rahmenplan des Faches Ethik wie im Schulgesetz vorgesehen um einen qualifizierten Block Religionskunde beziehungsweise Information über Religionen zu erweitern. In diesem Themenblock muss es um die Religionen in Geschichte und Gegenwart gehen, um ihre Licht- aber auch um ihre Schattenseiten, um die Möglichkeit, von einer Religion in eine andere überzuwechseln – und auch um die Freiheit, ganz ohne Religion ein glückliches und ethisch verantwortetes Leben zu führen.

Der Autor ist Pfarrer am Französischen Dom in Berlin und Mitglied der Initiative „Christen Pro Ethik“.

http://www.tagesspiegel.de/meinung/kommentare/Ethik-Reigion;art141,2695674
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Volksentscheid zu Religionsunterricht

Berliner führen Glaubenskrieg

Wie hält der Hauptstädter es mit der Religion? Die Kirchen sammeln Unterschriften für Glauben im Schul-Stundenplan. Sie wollen mehr SchülerInnen für ihren Religionsunterricht / Von Sebastian Heiser

BERLIN taz In der Hauptstadt stemmen sich die Kirchen gegen ihren Bedeutungsverlust. Mit einem Volksbegehren wollen sie erreichen, dass wieder mehr Schüler in den Religionsunterricht gehen. Der rot-rote Senat unter dem Regierenden Bürgermeister Klaus Wowereit (SPD) lehnt die Initiative ab. 

In Berlin haben derzeit alle Kinder von der siebten bis zur zehnten Klasse Ethikunterricht als normales Unterrichtsfach. Die Schüler können sich dafür entscheiden, freiwillig und zusätzlich auch Religionsunterricht zu bekommen. Die Kirchen senden dazu Lehrer in die Schulen, der Senat bezahlt sie. 

Aber der freiwillige Religionsunterricht ist nicht so gut besucht, wie die Kirchen sich das wünschen. Ihre Forderung: Kinder, die sich für Religionsunterricht entscheiden, sollen keinen Ethikunterricht mehr bekommen. Es gibt also nur entweder Religion oder Ethik - das soll Religion attraktiver für die Schüler machen und sie entlasten, argumentiert der evangelische Landesbischof Wolfgang Huber. Durch die Verkürzung der Schuljahre bis zum Abitur von 13 auf 12 seien die Stundenpläne voller geworden. Die Belastungsgrenze sei überschritten und "die langen Schultage gehen auf Kosten der ganzheitlichen Entwicklung", so Huber. Es werde für die Kinder durch die zwei Stunden Ethik pro Woche auch schwieriger, sich jenseits der Schule zu engagieren, etwa im Sportverein oder in einem Orchester. 

Um das zu ändern, sammeln die Kirchen und andere Gruppen, die sich in der Initiative "Pro Reli" zusammengeschlossen haben, nun Unterschriften. Sie werben dabei damit, dass es nur mit ihren Vorschlägen eine "echte Wahlfreiheit" zwischen Religions- und Ethikunterricht gäbe. Inzwischen werben auch Prominente wie TV-Moderator Günther Jauch und Hertha-Kapitän Arne Friedrich für die Initiative. 

Bis kurz vor Weihnachten hatte "Pro Reli" bereits 135.000 Unterschriften gesammelt. Damit stehen die Chancen gut, bis zum 21. Januar die Schwelle von 170.000 Unterschriften zu knacken. Die Unterschriftenlisten wurden allen Kirchenmitgliedern per Post zugeschickt, sie liegen auch bei Gottesdiensten aus. Im Juni soll es zum Volksentscheid kommen. Dessen Ausgang ist laut Umfragen offen. 

SPD und Linkspartei, die in Berlin zusammen den Senat stellen, halten dagegen. Der gemeinsame Ethikunterricht für alle Kinder sei gut für die Stadt, argumentiert Abgeordnetenhauspräsident Walter Momper (SPD). Er helfe den Schülern unterschiedlicher Herkunft, sich zusammen mit den Grundwerten der freiheitlich-demokratischen Gesellschaft auseinanderzusetzen, sich Grundwissen über Religionen und Weltanschauungen anzueignen sowie den Dialog mit Andersglaubenden und Andersdenkenden einzuüben. 

Auch Innensenator Ehrhart Körting (SPD) findet, das derzeitige Berliner Modell werde "den Anforderungen der heutigen Zeit stärker gerecht". Die Vorstellung, dass es Religion als ordentliches Unterrichtsfach geben solle, sei von einer christlichen Gesellschaft geprägt, die es aber in Berlin nicht mehr gebe. Auch die Grünen stehen auf der Seite des Senats. Sogar einige Geistliche, die sich in der Initiative "Christen pro Ethik" zusammengeschlossen haben. Zu ihnen gehört auch Pfarrer Stephan Frielinghaus vom Französischen Dom in Berlin. Er meint: Es sei doch wichtig, dass Jugendliche gemeinsam über Fragen wie Homosexualität, Abtreibung oder Patriotismus redeten, und nicht jede Gruppe für sich. Frielinghaus: "Kinder sollten beispielsweise über Homosexualität nicht nur etwas im islamischen Religionsunterricht erfahren." 

Die CDU unterstützt dagegen "Pro Reli". Der Partei- und Fraktionsvorsitzende Frank Henkel warf dem Senat vor, "den Religionsunterricht an den Rand und damit letztlich aus der Schule zu drängen". Damit sei Rot-Rot auf einem "ideologisch motivierten Irrweg".

http://www.taz.de/1/zukunft/wissen/artikel/1/berliner-fuehren-glaubenskrieg/ 
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Leserbriefe 

Ein Volk ohne Religion – ein Volk ohne Kultur?

Grundlage der Ethik ist auch das Christentum

Berlin: "Die christliche Gesellschaft gibt's nicht mehr" - mit Innensenator Erhart Körting sprach Jan Thomsen (22. Dezember) und Leserbriefe: "Ethik steht der Religion keineswegs entgegen" (20./21. Dezember): Niemand in Berlin und Deutschland zweifelt am Ethikunterricht oder dessen Notwendigkeit als verbindliches Fach. In 13 Bundesländern aber gibt es aber eine Wahlpflicht laut Grundgesetz von der ersten Klasse an zwischen Ethik und Religion. Was dort gut läuft, kann für Berlin nicht schlecht sein. Die Grundlage der Ethik ist im Übrigen neben dem klassischen Altertum der Griechen das Christentum. Noch ist Zeit zur Einsicht. Dieses Volk von Atheisten und Geldsammlern hat nichts nötiger. Ein Volk ohne Religion ist ein Volk ohne Kultur. Dr. Ch. Höver, Berlin

http://www.berlinonline.de/berliner-zeitung/archiv/.bin/dump.fcgi/2009/0103/leserbriefe/0127/index.html

Nur mit einigem Krampf durchzusetzen

In der DDR waren sich viele Menschen sicher, die SED-Politik sei schuld an den abnehmenden Mitgliederzahlen der Kirchen. Die atheistische Politik hat den Trend der Entchristlichung zwar beschleunigt, aber keineswegs hervorgerufen. Uns ist damals deutlich vor Augen geführt worden, was manche noch nicht wahrhaben wollen, was der (christliche) Innensenator ausgesprochen hat: Die christliche Gesellschaft gibt's nicht mehr. Die Entchristlichung findet im Unterschied zu anderen Teilen der Welt in ganz Europa statt, unaufhaltsam. Und es ist doch abzusehen, dass es in den öffentlichen Schulen in Deutschland keinen Religionsunterricht mehr giben wird.

Daher ist es leider kurzsichtig von meiner Kirchenleitung, den Religionsunterricht in Gegensatz zu einem gemeinsamen Ethik-Unterricht zu bringen und mit einigem Krampf durchzusetzen. Sie spielt mit dem guten Ruf, den Christen bei manchen säkularen Menschen haben. Ich kann nur hoffen, dass das Volksbegehren nicht die nötige Zahl der Unterstützer bekommt. Ich halte wie der Innensenator "einen gemeinsamen Ethik-Unterricht fast für zwingend."  Klaus Galley, Pfarrer i. R., Berlin
http://www.berlinonline.de/berliner-zeitung/archiv/.bin/dump.fcgi/2009/0103/leserbriefe/0104/index.html

Ohne sie sind Kultur und Geschichte unverständlich

Ich kann die Meinung einiger Leser, Religion gehöre nicht in die Schule, nicht akzeptieren. Da wird doch etwas durcheinander gebracht. Religionsunterricht ist doch etwas anderes als Religionsausübung. Religion ist ein Bildungsfach wie auch Musik und Bildende Kunst und nicht nur ein Fach für Spezialschulen. Wir verstehen unsere europäische Geschichte und Kultur nicht mehr, wenn wir Religion ausklammern. Daher also Pro-Reli. Dafür gibt es ausgebildete Lehrkräfte. Sie gehören zum Kollegium wie andere Fachlehrer.  Eberhard Iskraut, Berlin

http://www.berlinonline.de/berliner-zeitung/archiv/.bin/dump.fcgi/2009/0103/leserbriefe/0137/index.html

Es halten wie die Preußenkönige

Kirchen und ihre Lehrer haben in den Schulen, erst recht in einem multikulturellen Land wie Deutschland, also auch in Berlin, nichts zu suchen, weil damit die Einseitigkeit, der Bezug auf eine Religion organisiert wird. Die Preußenkönige haben es vorgemacht: Jeder soll nach seiner Façon selig werden. Ich bin sehr zufrieden, dass auch unter den Oberen unserer christlichen Kirchen der Wert und die Neutralität des Ethikunterrichts erkannt und unterstützt wird. Er wird den jungen Menschen die Eigenarten der verschiedensten Glaubensrichtungen und vielleicht auch Weltanschauungen darlegen und den Blick dafür freimachen, was für sie selbst das Richtige ist. Sie müssen irgendwann einmal selber darüber entscheiden können.  Werner Lange, per E-Mail
http://www.berlinonline.de/berliner-zeitung/archiv/.bin/dump.fcgi/2009/0103/leserbriefe/0130/index.html

Ein staatliches Fach zeigt Mangel an Toleranz

Einige übersehen, dass Religionsunterricht in der Bundesrepublik ein verfassungsmäßig garantiertes Grundrecht ist (Artikel 7). Selbstverständlich ist der Staat zur religiösen Neutralität verpflichtet. Er gibt hier lediglich den Rahmen vor, dass Menschen ihre jeweilige Religion in Freiheit und Selbstbestimmung leben können und hilft dabei, dass sie sich religiös bilden können. Die kulturelle und religiöse Vielfalt gerade einer Stadt wie Berlin gilt es zu respektieren. Ein ausschließlich staatliches Fach Ethik zeigt einen Mangel an Toleranz, vielleicht sogar Misstrauen gegenüber der Freiheit Andersdenkender. In vielen Bereichen kooperieren Staat und Religionsgemeinschaften. Staat und Gesellschaft profitieren erheblich, nicht zuletzt etwa von den zahlreichen sozialen und caritativen Einrichtungen sowie den Bildungsangeboten der Kirchen.  Annegret Becker, per E-Mail

http://www.berlinonline.de/berliner-zeitung/archiv/.bin/dump.fcgi/2009/0103/leserbriefe/0119/index.html

Jeder sollte selbst über seine Religion entscheiden können

Meine Meinung ist, dass die Kirchen sich aus der Schule heraushalten müssen. Wer als Schüler am Religionsunterricht (meist auf Weisung der Eltern) seines Geschmacks teilnehmen will, kann doch das freiwillig nach dem regulären Unterricht tun. Diese Teilnahme wäre dann eine echte religiöse und menschliche Prüfung und wäre glaubwürdig. Eine Festlegung auf eine Religion sollte erst mit der Erreichung der Volljährigkeit akzeptiert werden. Davor sollten die jungen Menschen mit humanistischen Werten vertraut gemacht werden. Das Unterrichtsfach Ethik wird von den religiösen Eiferern als Zwangsunterricht ohne freie Wahl der religiösen Richtung diffamiert. Dasselbe könnte man auch behaupten über die Zwangsfächer Mathematik, Physik, insbesondere Biologie. 

Die großen Kirchen sollten , um ihre Gemeinsamkeit zu demonstrieren, erst einmal ihre Kraft auf die Durchführung gemeinsamer Abendmahle konzentrieren!   J. Hantigk, per E-Mail

http://www.berlinonline.de/berliner-zeitung/archiv/.bin/dump.fcgi/2009/0103/leserbriefe/0113/index.html
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[Kardinal Sterzinsky im radioBerlin 88,8 am 3.1.2009 – 9:50 Uhr

 „Pro Reli“: Toleranz setzt Identität voraus [image: image19.png]
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Wenn sie wählen könnten, würden Eltern den Religionsunterricht wählen, anstatt ihre Kinder ins Pflichtfach Ethik zu schicken. Davon bin ich überzeugt. Eltern wie Lehrer - ob Christen, Muslime oder Juden - fordern seit Jahren die Einführung von Religion als ordentlichem Lehrfach. Kinder und Jugendliche sollen die Grundlagen ihrer je eigenen religiösen Überzeugung kennenlernen und damit das Fundament für ihre ethischen Vorstellungen legen. Ob Schüler im Unterricht die Ethik ihrer Religion oder eine staatliche Einheitsethik lernen, ist eben nicht gleich gültig. Über den Satz des Pythagoras kann ich weltanschaulich neutral informieren. Über Ethik aber nicht. Und da der Staat zu weltanschaulicher Neutralität verpflichtet ist, muss er den Religions- und Weltanschauungsgemein-schaften gleichberechtigte Chancen einräumen.
Wenn Innensenator Ehrhart Körting meint, in einem gemeinsamen Ethik-unterricht für Christen, Atheisten, Muslime und Juden seien „Toleranz und Verständnis füreinander am besten zu erreichen“, so irrt er. Denn Toleranz und Verständnis setzen Identität voraus.  Nur wer sich mit seiner eigenen religiösen Identität auseinandergesetzt hat, ist fähig zum Respekt gegenüber anderen religiösen Identitäten. 
Der Religionsunterricht will Kinder und Jugendliche zur persönlichen Entscheidung befähigen und zum Verständnis der Entscheidung anderer. Denn in Dialog kann nur treten, wer einen Standpunkt hat. Misstrauen gegenüber der Bürgerinitiative „Pro Reli“, die sich für eine freie Wahl zwischen Religions- und Ethikunterricht innerhalb einer Fächergruppe einsetzt, ist also unangebracht. Ich fordere die Landesregierung - mit dem Regierenden Bürgermeister an ihrer Spitze - auf, diese Wahlfreiheit zu gewährleisten. Nur so bleibt die Religionsfreiheit an der Schule gewahrt. 
Ich wünsche Ihnen, liebe Hörerin, lieber Hörer, einen gesegneten Sonntag.

http://www.erzbistumberlin.de/worte_des_bischofs_12914.htm
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